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Das zweijährige Projekt schlägt dialogische Brücken zwischen
Arbeitenden und Aktivist:innen in Österreich und Ländern des Südlichen
Afrikas (Südafrika, Namibia, Zimbabwe, Moçambique) und erörtert
gemeinsam Ursachen und Gegenstrategien für globale soziale und
wirtschaftliche Ungleichheit.

 
In Seminaren und interaktiven Workshops von Expert:innen und lokalen
Aktivist:innen werden anhand von konkreten Fallbeispielen in den drei
Themenfeldern Weinbau und –handel, Platin und Roffstoffabbau sowie
informelle Beschäftigung Zusammenhänge zwischen internationalem
Handel, kolonialer Vergangenheit und regionalen Arbeits- sowie
Lebensbedingungen aufgezeigt.

 
Daraufhin können sich die österreichischen Teilnehmenden in
Dialoggruppen mit Arbeitenden, Aktivist:innen und
Gewerkschafter:innen aus den vier Schwerpunktländern über digitale
Medien vernetzen, um first hand etwas vom Lebens- und Arbeitsalltag,
tagtäglichen Herausforderungen und Bewältigungsstrategien der
anderen zu erfahren. Durch eine Art Brieffreundschaft 2.0 können sie
virtuell in die Lebenswelt der jeweils anderen reisen, sich per Video über
Erfahrungen austauschen, voneinander lernen und gemeinsam
Strategien für besseres Arbeiten und Leben weltweit diskutieren.

>> Weitere Informationen: www.sadocc.at/dialogprojekt
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Ich zeige dir meine Stadt, wie ich dort lebe und arbeite – zeigst du 
mir dein Leben?“ – Ein Aufruf zu virtuellem Austausch der etwas 

anderen Art. Mit dem Projekt „Begegnung Südliches Afrika. Le-
ben und Arbeit global gedacht“ möchte das Dokumentations- und 
Kooperationszentrum Südliches Afrika (SADOCC) neue Möglich-
keiten globaler Partnerschaften schaffen. Über Videobotschaften 
und digitale Räume soll ein Austausch ermöglicht werden, für den 
sonst lange Flugreisen nötig wären.

Gewerkschafter:innen, Aktivist:innen sowie politisch Interes-
sierte aus fünf Ländern – Österreich, Südafrika, Namibia, Zim-
babwe und Moçambique – stellen sich gemeinsam der Frage: Wie 
verringern wir soziale Ungleichheit?

Was Menschen aus diesen Regionen verbindet, wird anhand drei 
konkreter Themenfelder diskutiert. Warum ist südafrikanischer 
Wein in österreichischen Weinregalen ein Problem? Welche Rolle 
spielt Platin für unsere Gesundheit? Und wie wirken sich informelle 
Arbeitsverhältnisse auf unseren Lebensstandard aus? In weiterfüh-
renden Workshops sollen Teilnehmer:innen dann in persönlichen 
Austausch treten, einander kennenlernen und Beziehungen zuein-
ander aufbauen. Wie bei Brieffreundschaften, nur eben digital.

Ein Achterl Ungerechtigkeit

Der Weinbau und -handel ist etwas, das Österreich und Südafrika 
stark verbindet. Zum einen über Lieferketten, denn südafrikanische 
Weine sind auch in unseren heimischen Regalen auffindbar. Doch 
auch die Leidenschaft zum Weinbau vereint beide Regionen, erzählt 
Helena Hornung, Projektmitarbeiterin von Begegnung Südliches Af-
rika: „Wer kennt es nicht, gibt es etwas, das man gerne mag, dann 
tauscht man sich darüber auch gerne mit anderen aus. Und genau 
darum geht es.“ In einem Workshop können Weinbäuer:innen aus 
Österreich und dem südlichen Afrika einander kennenlernen und 
sich über ihre gemeinsame Leidenschaft austauschen. Hornung fügt 
hinzu: „Vergessen darf man aber nicht, dass hinter dem Genuss noch 
so viel mehr steckt: Die Arbeitsbedingungen vor Ort und die Dyna-
mik von Lohndumping.“

Eine Flasche südafrikanischen Rotwein gibt es in österreichischen 
Supermärkten um knapp fünf Euro. Der Weg in unsere Weinregale 
ist nicht nur durch eine hohe Kilometerzahl, sondern auch durch 
ein großes Ausmaß an sozialer Ungleichheit geprägt. Denn von die-
sen fünf Euro geht nur ein minimaler Teil an die südafrikanischen 
Landarbeiter:innen. 
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Videobotschaften, Chat-Nachrichten und Rotwein – das Projekt „Begegnung Südliches Afrika. Leben 

und Arbeit global gedacht“ über neue Wege soziale Ungleichheit zu verringern.

Über globalen Dialog  
und digitale Brieffreundschaften

Von Sandra Schmidhofer

15. Oktober 2021: Besucher auf der Food and Wine Expo in Johannesburg, Südafrika
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Seit vielen Jahren fordert die südafrikanische Gewerkschaft Com-
mercial, Stevedoring, Agriculture & Allied Worker Union (CSAA-
WU) bessere Lebens- und Arbeitsbeiendungen für Landarbeiter:in-
nen. Existenzsichernde Löhne, Unterkünfte mit angemessenen 
Sanitäranlagen, voll bezahlter Mutterschaftsurlaub und das Verbot 
von Anstellungen über Leiharbeitsfirmen sind nur einige ihrer For-
derungen.  In einer Studie der Rosa Luxemburg Stiftung und der 
CSAAWU (2011) wurden auf vier südafrikanisch Weinfarmen zahl-
reiche Menschenrechtsverletzungen beobachtet. 

Das Problem ist vielschichtig, hält Hornung fest: „Mittlerweile 
wissen wir: Wenn es besonders niedrige Löhne andernorts gibt, sind 
unterdurchschnittliche Preise möglich. Diese stehen dann in Kon-
kurrenz zu heimischen Produkten. Qualität hat ihren Preis, aber die 
Frage ist: Wer bezahlt dafür? Die Konsument:innen? Die Menschen, 
die ihre Arbeit für einen Hungerlohn verrichten? Die Kassiererin, die 
systemrelevant den Wein im Akkord über das Band zieht?“

Gar nicht edel 

Beim Thema Platin ist das Finden positiver Gemeinsamkeiten 
wesentlich schwieriger. SADOCC steht seit Jahren mit einzelnen 
Gewerkschaften, vor allem aber mit verschiedenen NGOs im Süd-
lichen Afrika in Kontakt, die soziale Ungleichheit aufzeigen und sich 
dagegen engagieren. Darunter fallen auch vom Platin-Abbau negativ 
betroffenen Communities in Südafrika. 

Platin ist ein Edelmetall, das als Bestandteil von Smartphones 
oder Medikamenten verwendet wird und in Katalysatoren oder Ruß-
partikelfiltern für reine Luft sorgt. Kaum ein Mensch in Österreich 
kommt nicht täglich mit Platin in Berührung, wenn auch meistens 
unbewusst. Auch die Schmuckindustrie erfreut sich an der Robust-
heit des Materials. Weniger erfreut sind jene Menschen, die am Pla-
tinabbau beteiligt sind. 120 Tonnen des Edelmetalls wurden 2020 
alleine in Südafrika hergestellt. Zum Vergleich: Der zweitgrößte 
Hersteller, Russland, hat im selben Jahr 21 Tonnen produziert. In 
Zimbabwe wird ebenfalls viel Platin gewonnen.

Auch in Platin-Minen sind die Arbeitsbedingungen hart. Mehrere 
hundert Meter unter der Erde, bei Temperaturen von bis zu 45 Grad 
wird das Platin, meist in Kombination mit anderen Metallen, aus 
der Erde gesprengt. Immer wieder demonstrieren Minenarbeiter:in-
nen für bessere Arbeitsbedingungen. Immer wieder enden diese ge-
waltvoll. Doch auch bei der Arbeit riskieren sie ihre Gesundheit, 
manchmal ihr Leben. Obwohl Platin eines der teuersten Edelmetalle 
weltweit ist, reichen die Löhne der Minenarbeiter:innen kaum zum 
Überleben. Doch die Arbeitslosigkeit ist groß und Arbeiter:innen 
sind somit leicht ersetzbar. 

Platin veranschaulicht gut, dass Verknüpfungen zwischen Öster-
reich und Ländern des südlichen Afrikas nicht immer offensichtlich 
sind. „Dabei sind gerade diese versteckten Verkettungen wichtig. 
Wir hier wollen beispielsweise etwas für den Klimaschutz tun und 
unserer Gesundheit nicht schaden. Platin spielt dabei eine wichtige 
Rolle“, erklärt Helena Hornung, „für die reine Luft zum Atmen in 
Europa und ein reines Gewissen in Bezug auf Umweltverschmut-
zung werden durch den Bergbau aber nicht nur die Lungen der 
Minenarbeiter:innen geschädigt, sondern auch die Grundwässer 
und Böden in ihrer Heimat.“

Von Monat zu Monat, von Woche zu Woche

Der dritte Themenschwerpunkt des Projektes Begegnung Südli-
ches Afrika widmet sich informeller Arbeit. Ein Phänomen, dass es 
überall gibt. Laut OECD arbeitet mehr als die Hälfte der weltwei-
ten Erwerbsbevölkerung im informellen Sektor. Tendenz steigend. 
Informelle oder atypische Beschäftigung heißt in der Regel: Kein 
fixes Einkommen, keine Absicherung. Menschen leben von Monat 

zu Monat, von Woche zu Woche. Im südlichen Afrika sind informelle 
Arbeitsverhältnisse besonders häufig. 

„Da gibt es den Obsthändler, der jeden Tag, das ganze Jahr über 
seit 10 Jahren an derselben Stelle seinen Stand aufbaut und am 
Abend wieder abbaut. Oder den kleinen Familienbetrieb an der Stra-
ßenecke, wo ein junger Mann Großpackungen Toilettenpapier aus 
einem Auto heraus verkauft“, erzählt Helena Hornung, „das klingt 
noch ganz romantisch. Da ist es schon anders, wenn man mit den 
Gelegenheitsarbeitern spricht, die an der Hauptstraße tagein, tagaus 
mit ihren Kettensägen stehen und hoffen, dass jemand ihnen einen 
Auftrag zum Baumschneiden gibt.“ Was sie jedoch auch beobachtet: 
Die Menschen erarbeiten Strategien, die wohlfahrtsstaatlichen Re-
geln ähneln. Beispielsweise einzelne Gelegenheitsarbeiter, die sich 
zusammentun und eine Art Fond bilden, der bei Neuanschaffung 
von Geräten oder Krankheit unterstützen soll. „Meiner Meinung 
nach zeigt das zwei Dinge: Es zählt zu den menschlichen Grundbe-
dürfnissen abgesichert zu sein. Und: In armen Verhältnissen leben 
heißt nicht, dass man nicht hart dafür arbeitet, überhaupt den Kopf 
über Wasser zu halten. Ganz im Gegenteil“, betont Hornung. 

Warum wir globale Partnerschaften brauchen

Ich zeige dir mein Leben, zeigst du mir deines? – nach diesem 
Prinzip werden in den Workshops von Begegnung Südliches Afrika 
Handyvideos erstellt und miteinander geteilt. Die so entstehenden 
digitalen Brieffreundschaften schaffen Beziehung, Empathie und 
Interesse für das Leben jener Menschen, die sonst so weit weg er-
scheinen. Der Austausch miteinander gibt dem Problem der sozia-
len Ungleichheit Gesichter und zeigt die Menschen hinter diesen 
Geschichten.  Neben den Videos kann man auch schriftlich über 
digitale Plattformen kommunizieren. „Dem Austausch sind keine 
Grenzen gesetzt und bei Interesse können entweder fortführen-
de Workshops stattfinden oder in Dialoggruppen über WhatsApp 
weitere Nachrichten ausgetauscht werden. Man kann es mit einer 
klassischen Brieffreundschaft vergleichen, in der man über einen 
beliebigen Zeitraum hinweg einen ungezwungenen Austausch auf-
rechterhält“, hält Helena Hornung fest.

Durch Begegnung werden Brücken gebaut

Das auf zwei Jahre hin ausgelegte Projekt wird mit finanzieller 
Unterstützung der Austrian Development Agency (ADA) und in 
Partnerschaft mit der Gewerkschaft der Privatangestellten (GPA) 
durchgeführt. Ausgangspunkt für das Projekt waren die Schluss-
folgerungen der Konferenz „Inequality. A Challenge for African-Eu-
ropean Cooperation“, welche 2018 in Kooperation mit dem Vienna 
Institute for International Dialogue and Cooperation (VIDC) durch-
geführt wurde. Die Teilnehmer:innen sprachen sich für eine neue 
Form europäisch-afrikanischer Kooperation aus, in der Rahmenbe-
dingungen für Handel, Entwicklung und Sicherheit auf Grundlage 
von Respekt, Solidarität und sozialer Gerechtigkeit beschlossen 
werden sollen. Ein Aspekt dieser neuen Kooperation umfasst ein 
stärkeres Miteinbeziehen der Zivilgesellschaft, Gewerkschaften 
und Arbeiter:innenvereinigungen. Genau hier knüpft Begegnung 
Südliches Afrika an. Außerdem soll das Projekt einen Beitrag zur 
Umsetzung der Sustainable Development Goals 

„Verringerung der Ungleichheit“ (SDG 10) und „Globale Partner-
schaften“ (SDG 17) leisten. 

Sandra Schmidhofer, freie Journalistin, hat Ethnologie und Inter-
nationale Entwicklung an der Universität Wien studiert, verantwort-
lich für die Öffentlichkeitsarbeit des Projektes  „building bridges“.

E-Mail: sandra_schmidhofer@hotmail.com 
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das Südliche Afrika befindet sich 
nach wie vor im Griff mehrerer 

sozialer und wirtschaftlicher Krisen, 
die sich in einem enormen Ausmaß 
an Ungleichheit manifestieren, gepaart 
mit hohen Raten an Arbeitslosigkeit, 
Armut und geschlechtsspezifischer 
Gewalt, Seit dem Aufkommen des 
Neoliberalismus in den 1970er Jahren 
haben die meisten Länder der Region 
die Ideale der Gleichheit und Umver-
teilung zunehmend aufgegeben und 
durch das Marktmantra der Schaffung 
eines günstigen Umfelds für private 
Investitionen ersetzt. Dies geschah im 
Einklang mit der Ideologie und den 
Praktiken, die vom Washington Con-
sensus (IWF, Weltbank und US- 
Finanzministerium) gefördert wurden, 
der die Entwicklungsländer dazu 
drängte, ihre Volkswirtschaf-
ten zu „stabilisieren, zu pri-
vatisieren und zu liberalisie-
ren“. Im Südlichen Afrika 
geschah dies vor allem 
durch die mit den IWF-Dar-
lehen verbundenen Auf-
lagen, die im Gegenzug für 

eine marktkonforme Politik der kredit-
gebenden Länder gewährt wurden. 
Einige Länder wie Namibia und Süd-
afrika verfolgten allerdings eine markt-

freundliche Politik, ohne 
von IWF-Krediten abhän-
gig zu sein. 

Dieser politische Zu-
gang reduzierte soziale 
Ziele wie Bildung für alle, 
allgemeine Gesundheits-
versorgung oder ange-

messenen Wohnraum auf einen blo-
ßen Trickle-down-Effekt. Die Rolle des 
Staates wurde in dem ideologisch ge-
prägten Glauben, der Markt würde 
sich schon irgendwie selbst korrigie-
ren und zu dem versprochenen Wirt-
schaftswachstum und Wohlstand füh-
ren, immer weiter reduziert. 
Empirische Belege aus der gesamten  
Region des Südlichen Afrika haben 
allerdings gezeigt, daß dies nicht der 
Fall war. Statt dessen gelangte nur 

Soziale Krise im 
Südlichen Afrika  

Für einen starken Entwicklungsstaat! 
 
Das Scheitern des neoliberalen Entwicklungsmodells, verstärkt durch die  
Auswirkungen der Pandemie, hat einmal mehr die Frage nach der Rolle des  
Staates aufgeworfen. Unter dem Namen „Alternatives to Neoliberalism in  
Southern Africa“ treten Expert/inn/en aus der Region für eine entwicklungs- 
politische Transformation von Staaten und Volkswirtschaften ein.  
Einer von ihnen, Herbert Jauch in Windhoek, stellt das Programm vor.
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eine kleine Elite zu Reichtum, während 
die große Mehrheit der Bevölkerung 
weiterhin in Armut lebte. Selbst in Län-
dern wie Zimbabwe, Namibia und 
Südafrika, die einst über eine bedeu-
tende formelle Wirtschaft verfügt hat-
ten, nahmen Arbeitslosigkeit und die 
Informalisierung der Wirtschaft weiter 
zu. 

 

das Scheitern des neoliberalen 
Entwicklungsparadigmas wirft 

einmal mehr die Frage nach der Rolle 
des Staates auf. Auch wenn man sich 
der vielen Fälle von mangelhaften  

öffentlichen Leistun-
gen und von Korrup-
tion bewußt ist, be-
steht kein Zweifel 
daran, daß die sozio-
ökonomischen Her-
ausforderungen der 
Region nicht bewältigt 
werden können, wenn 

man die Entwicklung den Marktkräften 
überläßt. Es besteht ein dringender 
Bedarf an gezielten staatlichen Ent-
wicklungsmaßnahmen, um die Hinter-
lassenschaften der extraktiven kolo-
nialen Institutionen zu beseitigen, die 
die Einkommensungleichheiten in der 
Region aufrechterhalten und vertieft 
haben. 

Selbst der IWF und die Weltbank 
räumen inzwischen ein, daß Einkom-
menssteigerungen bei den oberen  
20 % der Bevölkerung mittelfristig 
nicht zu Wirtschaftswachstum führen 
– im Gegensatz zu höheren Einkom-
men bei den unteren 20 % der Bevöl-
kerung. Mit anderen Worten: Umver-
teilungsmaßnahmen mit steigenden 
Einkommensanteilen für die Armen 
und die Mittelschicht sind entschei-
dend für das Wirtschaftswachstum! 

Die spezifischen Bedingungen 
sind in den verschiedenen SADC-Län-

Die Afrikanische Union (AU) prognostizierte im April 2020, der Kontinent 
könnte durch Covid-19 bis zu 500 Milliarden Dollar verlieren, und viele Länder 
wären wahrscheinlich gezwungen, hohe Kredite aufzunehmen, um die Pan-
demie zu überstehen. Dies vor dem Hintergrund einer bereits hohen Ver-
schuldung: Zambia hat in seinem Haushalt für 2021 mehr Geld für den  
Schuldendienst vorgesehen als für die Bereiche Bildung, Gesundheit, Was-
serversorgung und Abwasserentsorgung zusammen. Die Staatsverschuldung 
von Angola und Moçambique ist derzeit überhaupt höher als die Größe ihrer 
Volkswirtschaften.  

Durch Covid-19 sehen sich die Länder im Südlichen Afrika mit einem zu-
sätzlichen Ausgabenbedarf konfrontiert, um unmittelbare Gesundheitsmaß-
nahmen zu finanzieren, die Haushalte sozial zu unterstützen und in den Wie-
deraufbau zu investieren, sobald die Pandemie unter Kontrolle ist. Gleichzeitig 
brechen jedoch die Staatseinnahmen ein, weil die Rohstoffexporte, die Tou-
ristenströme und andere Wirtschaftszweige infolge der weltweiten Reise-
beschränkungen und Abriegelungen zurückgehen. Die wirtschaftlichen  
Herausforderungen der SADC sind eine Hauptursache dafür, daß die Mit-
gliedsländer nicht in der Lage sind, wirksam auf die Pandemie im Allgemeinen 
und den Zugang zu Impfstoffen im Besonderen zu reagieren.   

Die Länder des Südlichen Afrikas sind einfach nicht auf dem gleichen 
Stand wie die reicheren Nationen, die wirtschaftlich viel besser aufgestellt 
sind, um die Menschen in ihren Ländern angemessen und effizient zu schützen 
(wobei anzumerken ist, daß dies nicht immer der Fall war, was die Leistung 
dieser Regierungen angeht). Vor allem die Regierungen der SADC-Länder 
befinden sich derzeit in der unmöglichen Situation, sich zwischen der Durch-
führung der erforderlichen Covid-19-Maßnahmen – wozu auch der Kauf von 
Impfstoffen für ihre Bevölkerungen gehört – und der Bedienung der Schulden 
entscheiden zu müssen, da sie eine Verschärfung der Schuldenkrise befürch-
ten. Darüber hinaus werden die derzeitigen Möglichkeiten, den Engpässen 
bei der Impfstoffversorgung zu begegnen, wahrscheinlich dazu führen, daß 
die Länder noch mehr Schulden aufnehmen müssen. 

Dem African Vaccine Acquisition Task Team der Afrikanischen Union, das 
220 Millionen Impfdosen von Johnson & Johnson für 2021 bestellt hat, ist es 
gelungen, die Afrikanische Export-Import-Bank dazu zu bewegen, den Her-
stellern im Namen der 55 AU-Mitgliedstaaten Vorausbürgschaften in Höhe 
von bis zu 2 Mrd. US-$ zu gewähren, wobei die afrikanischen Länder zwischen 
drei und zehn US-$ pro Impfstoffdosis zahlen werden. Obwohl dies deutlich 
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dern unterschiedlich, aber es gibt ge-
meinsame Trends, wie am Beispiel 
Namibias gezeigt werden soll, das 
1990 unabhängig wurde und trotz sei-
ner kleinen Bevölkerung und seiner 
großen natürlichen Ressourcenbasis 
vom „Ressourcenfluch“ betroffen war. 
Diesen Begriff verwenden wir, um 
Länder zu beschreiben, die reich an 
natürlichen Ressourcen – insbeson-
dere Mineralien und Kohlenwasser-
stoffen – sind, deren extreme Armut 
aber zumindest teilweise darauf zu-
rückzuführen ist, daß die Einnahmen 
aus der Rohstoffindustrie an eine mit 
der Politik verbundene Elite fließen. 
Dies trifft auch für Namibia zu: Das 
Land zeichnet sich durch enormen 
Reichtum aus, der mit akuter Entbeh-
rung für große Teile der Bevölkerung 
einhergeht. Die Weltbank stellte kürz-
lich fest, daß über 60 % der Nami-
bier/innen von Armut betroffen sind. 

 

seit der Unabhängigkeit hat sich 
Namibia an die makroökonomi-

sche Orthodoxie gehalten und in den 
ersten 25 Jahren der Unabhängigkeit 
sehr niedrige Haushaltsdefizite bei 
moderaten wirtschaftlichen Wachs-
tumsraten und niedriger Inflation er-
zielt. In Verbindung mit einer investo-
renfreundlichen Wirtschaftspolitik 
wurden diese Errungenschaften durch 
sehr geringe Verbesserungen beim 
„Index der menschlichen Entwicklung“ 
sowie durch anhaltende Einkommens-
ungleichheit und sozioökonomische 
Ungleichheit zwischen den Ge-
schlechtern erkauft. 

Nachdem Namibia in den ersten 
beiden Jahrzehnten der Unabhängig-
keit den Standardvorgaben von IWF 
und Weltbank gefolgt war, nutzte es 
einen Teil des fiskalischen und politi-
schen Spielraums für entwicklungs-
politische Interventionen wie das Tar-

weniger ist als das, was die reicheren Länder zahlen, besteht dennoch 
die Sorge, daß die Länder, die bereits mit den wirtschaftlichen Folgen 
der Pandemie zu kämpfen haben, noch mehr Geld aufnehmen müssen, 
um ihre Bevölkerung zu schützen. Es überrascht daher nicht, daß die AU-
Mitgliedstaaten zögern, diese Finanzierungsfazilität zu nutzen.  

Bis Mai 2020 hatten nur fünf afrikanische Länder  Botswana, Kamerun, 
Tunesien, Togo und Mauritius – das erforderliche Deposit von 15 % der 
Kaufsumme hinterlegt. 

Die UN-Leitprinzipien für Auslandsverschuldung und Menschenrechte 
betonen, daß die Rückzahlung von Auslandsschulden die Bemühungen 
eines Staates um die Verwirklichung zentraler Rechtsverpflichtungen, ein-
schließlich des Rechts auf Gesundheit und einen angemessenen Le-
bensstandard, nicht beeinträchtigen darf. Vor diesem Hintergrund haben 
sich immer mehr afrikanische Länder aufgrund der wirtschaftlichen Kosten 
von Covid-19 an den Schuldenerlaßprozeß der G20 gewandt. Auch 
wenn ein vorübergehender Schuldenerlaß zu begrüßen ist, müssen  
Kreditgeber und Geber darüber hinausgehen und einen dauerhaften 
Schuldenerlaß in Erwägung ziehen, um eine nachhaltige Erholung zu  
ermöglichen, sowie innovative Hilfsgelder bereitstellen, die es der SADC 
ermöglichen, den Covid-19-Sturm zu überstehen, einschließlich des kurz-
fristigen Erwerbs einer größeren Anzahl von Impfstoffen.  

In Anbetracht der Tatsache, daß ein erheblicher Teil der Schulden 
Afrikas (einschließlich der SADC-Länder) inzwischen bei China liegt, ist 
es außerdem wichtig, daß sich die chinesische Regierung aktiv an den 
multilateralen Bemühungen um einen Schuldenerlaß beteiligt. Geberländer 
wie China sollten von der bilateralen Verhandlungstaktik mit Entwick-
lungsländern ablassen, die wirtschaftlich so ungleich sind, daß sie lediglich 
das ungerechte System aufrechterhalten, das die Länder Afrikas hoch 
verschuldet hält. Es ist an der Zeit, die Schuldenkurve abzuflachen und 
den afrikanischen Ländern den fiskalischen Spielraum zu geben, den sie 
brauchen, um ihre sozioökonomischen Defizite – einschließlich der der-
zeitigen Verfügbarkeit von Impfstoffen – anzugehen! 

 

Auszug aus: Amnesty International South Africa, Southern Africa needs Assistance.  

An open call to the regional and international community, Johannesburg 2021 

(https://www.amnesty.org/en/documents/afr03/4343/2021/en/).
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geted Intervention Programme for 
Employment and Economic Growth 
(TIPEEG), mit dem Zehntausende 
neuer Arbeitsplätze geschaffen wer-
den sollten, und für das Massenwohn-
bauprogramm, mit dem der Woh-
nungsrückstand und die Zunahme der 
in Wellblechhütten lebenden Men-
schen verringert werden sollten. Beide 
Programme hatten jedoch nur be-
grenzte Auswirkungen und erfüllten 
die Erwartungen in Bezug auf die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze, Qua-
lifizierung, den Aufbau von Versor-
gungsketten und die Bereitstellung 
von Häusern für die Armen in großem 
Umfang nicht. Namibia fehlten ein ko-
härentes Konzept und die erforderli-
che kompetente, professionelle und 
engagierte Bürokratie mit einer star-
ken Planungskapazität, um entwick-
lungspolitische Maßnahmen und Pro-
gramme umzusetzen. 

Ähnliche Tendenzen sind in Süd-
afrika zu beobachten, wo eine Vielzahl 
von politischen und infrastrukturellen 
Maßnahmen gescheitert ist. 

Aus den Erfahrungen der Vergan-
genheit im Südlichen Afrika lassen 
sich wichtige Lehren für entwicklungs-
politische Maßnahmen des 
Staates in den kommen-
den Jahren ziehen. Nami-
bias ehemaliger Minister 
für Wirtschaftsplanung 
und Generaldirektor der 
Nationalen Planungskom-
mission, Tom Alweendo, 
erkannte die begrenzte 
transformative Rolle des Staates und 
wies zu Recht auf die Notwendigkeit 
einer umfassenden Transformation der 
Volkswirtschaft hin, die über eine „ge-
ringfügige Anpassung des Status 
quo“ hinausgeht. Er argumentierte: 
„Was wir brauchen, ist eine staatlich 
gelenkte wirtschaftliche Entwicklung, 

bei der der Staat viel mehr tut, als 
nur ein günstiges Umfeld für den Pri-
vatsektor zu schaffen." (New Era, 29. 
März 2016). Das 2013 gestartete na-
mibische Wohnbauprojekt hätte eine 
solche Chance bieten 
können, aber die Um-
setzung erfolgte in der 
ersten Phase auf der 
Grundlage eines Aus-
schreibungssystems, 
von dem nur einige 
wenige Unternehmen 
und Einzelpersonen 
profitierten und das hinter der mögli-
chen breiteren Entwicklung zurück-
blieb. 

 

um entwicklungspolitische Maß-
nahmen des Staates erfolgreich 

umzusetzen, bedarf es ideologischer 
Kohärenz und institutioneller Kapazi-
täten, um die wirtschaftlichen Struk-
turen zu verändern und die durch die 
Marktpolitik auferlegten Beschränkun-
gen zu durchbrechen. Dies ist etwas 
ganz anderes als die Vergabe von Auf-
trägen an politisch verbundene Eliten 
und die „Politik des Bauchgefühls“, 
die sich im gesamten Südlichen Afrika 

etabliert hat. Es ist  
äußerst besorgnis-
erregend, daß gesell-
schaftliche Institutio-
nen mit Aufsichts- 
funktionen (wie Anti-
Korruptions-Kommis-
sionen und Par-
lamente) nicht in der 

Lage sind, das räuberische Verhalten 
derjenigen zu verhindern, die für öf-
fentliche Ressourcen zuständig sind, 
und derjenigen, die daraus unterneh-
merische und persönliche Vorteile zie-
hen wollen.  

Das äußere Umfeld einer stark 
wettbewerbsorientierten und oft rück-

sichtslosen Weltwirtschaft macht sol-
che entwicklungspolitische Interven-
tionen nicht einfacher. Die von der 
Weltbank, dem IWF und der Welthan-
delsorganisation (WTO) geförderte 

marktorientierte Politik 
wird vom Weltwirtschafts-
forum in Davos unter-
stützt, das stets versucht, 
das Mantra aufrechtzuer-
halten, wirtschaftliche Ent-
wicklung müsse in einem 
marktorientierten Umfeld 
stattfinden. Die Aufgabe 

der Regierung bestünde demnach 
darin, günstige Rahmenbedingungen 
für die Wirtschaft zu schaffen und so-
ziale Dienste bereitzustellen. Dies ist 
seit Jahrzehnten so der Fall, und wenn 
man so weitermacht, gibt es keine 
Hoffnung für das Südliche Afrika. 

Trotz dieser Beschränkungen und 
der schwachen Performance vieler 
Staaten der Region ist es wichtig, sie 
in Entwicklungsstaaten umzuwandeln, 
die wir als „soziale Konstrukte“ ver-
stehen müssen, „die von politischen 
Akteuren und Gesellschaften bewußt 
herbeigeführt werden“, wie der mala-
wische Ökonom Thandika Mkanda-
wire sagte. Mit anderen Worten: Sol-
che Staaten entwickeln sich nicht von 
selbst, sondern sind das Ergebnis so-
zialer und politischer Kämpfe gegen 
die Regeln des globalen Kapitalismus 
und die Rolle, die diese dem Südli-
chen Afrika zuweisen. Auch könnten 
Entwicklungsstaaten in der Region 
nicht einfach Kopien der südostasia-
tischen „Tigerstaaten“ des letzten 
Jahrhunderts sein. Stattdessen muß 
das Südliche Afrika zu endogenen 
Wachstumsstrategien, einer systema-
tischen Umverteilung von Einkommen 
und Ressourcen zugunsten der Ar-
men sowie zu einer Vertiefung der  
Demokratie hin zu einer partizipativen 

 
Eine Agenda 

für Trans- 
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Demokratie übergehen, die in die Ge-
staltung der Politik eingreift,  

 

eine weitreichende Analyse der 
Herausforderungen im Südlichen 

Afrika wurde 2006 von einer von den 
Gewerkschaften geleiteten Initiative 
mit dem Namen Alternatives to Neo-
liberalism in Southern Africa (ANSA) 
veröffentlicht. Darin wird darauf hin-
gewiesen, daß sich die Region mit 
drei Kernfaktoren der Entwicklung 
auseinandersetzen muß, nämlich: 
 
1.   mit dem Schutz der grundlegen-

den Menschenrechte und der  
Befriedigung der menschlichen 
Bedürfnisse (sozialer Faktor), 

2.   dem Entscheidungsprozeß und 
der Verteilung der Ressourcen 
(demokratischer Faktor) und 

3.   mit den Auswirkungen der Globa-
lisierung und dem Einfluß impe-
rialer Interessen (globaler Faktor). 

 
Jede Entwicklungsinitiative im Süd-

lichen Afrika muß sich gleichzeitig mit 
diesen drei Faktoren befassen, um ein 
besseres Leben für die arbeitende Be-
völkerung zu erreichen und die Armut 
zu beseitigen. Staatliche Entwick-
lungsmaßnahmen müssen daher eine 
aktive Beteiligung der Bürger sicher-
stellen, um ein qualitativ anderes  
Ergebnis zu erzielen. 

Es würde den Rahmen dieses Ar-
tikels sprengen, die vielen praktischen 
Maßnahmen zu skizzieren, die für den 
Aufbau demokratischer Entwicklungs-
staaten erforderlich wären. Zu den 
wichtigen Aspekten gehören sicher-
lich eine deutliche und sichtbare  
Verbesserung der Qualität des Bil-
dungswesens, eine allgemeine Ge-
sundheitsversorgung, angemessener 
Wohnraum, menschenwürdige Arbeit 
und Arbeitnehmergenossenschaften. 

Ein Entwicklungsstaat 
muß einen Konsens 
über die Notwendigkeit 
einer systematischen 
Umverteilung zur Besei-
tigung der Einkom-
mensungleichheit her-
stellen. 

Die Einführung ei-
nes universellen Grund-
einkommens (BIG) als 
wirtschaftliches Recht 
der Bürger/innen 
könnte ein wichtiger er-
ster Schritt sein, um die Fesseln der 
Armut zu sprengen und lokale wirt-
schaftliche und soziale Entwicklungs-
prozesse in Gang zu setzen. Ein uni-
verselles Grundeinkommen würde 
eine erhebliche Wirkung haben, muß 
aber durch weitere umverteilende Ver-
änderungen der Wirtschaftsstrukturen 
und Eigentumsverhältnisse ergänzt 
werden.  

Ausgehend von den Erfahrungen 
der Vergangenheit und den derzeiti-
gen Gegebenheiten im Südlichen 
Afrika erfordert der Aufbau von Ent-
wicklungsstaaten, die in der Lage 
sind, transformative Veränderungen 
herbeizuführen, Folgendes: 

 
1.   Eine zentrale Planungsbehörde, 

die in der Lage ist, die Wirtschaft 
in Richtung bestimmter Ergeb-
nisse zu lenken (im Gegensatz 
zum Warten auf trickle-down- 
Ergebnisse), 

2.   eine Umverteilungsagenda zugun-
sten der verarmten Mehrheit, 

3.   eine effiziente Bürokratie zur  
Umsetzung von Entwicklungs- 
programmen und -projekten, 

4.   eine beratende und partizipative 
Struktur, die eine direkte Betei-
ligung der betroffenen Bevölke-
rungsgruppen ermöglicht, 

 

5.   selektive Abkopplung von den 
Prozessen der Globalisierung, die 
die endogenen Entwicklungsinitia-
tiven Afrikas untergraben, und 

6.   ökologische Erwägungen, da das 
Industrialisierungsmodell des 20. 
Jahrhunderts für die Menschheit 
schlichtweg unhaltbar ist. 

 
Es besteht kein Zweifel daran, daß 

solche Veränderungen von den Inter-
essen der Eliten bekämpft werden 
und daher politischen Druck von unten 
sowie eine reaktionsfähige politische 
Führung erfordern, die mutig genug 
ist, entscheidende Schritte zu unter-
nehmen. Eine größere politische Of-
fenheit, die Förderung neuer Ideen 
und kritischer Reflexion sowie die För-
derung kollektiver Werte des Teilens 
und der Umverteilung sind Vorausset-
zungen für einen Wechsel von der 
„Politik des Bauches“ zu entwick-
lungspolitischen Maßnahmen und so-
zialer Gerechtigkeit. 

 
 
 

Herbert Jauch ist Sozial- und Wirtschafts-

experte und seit vielen Jahren an gewerk-

schaftlichen Bildungsprogrammen beteiligt. 

Er ist Vorsitzender des „Economic and  

Social Justice Trust“ in Namibia.
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17. März 2020 |ak 658 | International       Von Simone Claar  

Die Liberalisierung geht weiter  

Europa und die Afrika-Karibik-Pazifik-Staaten ringen um ein Nachfolgeabkommen für 

Cotonou 

Containerterminal in Abidjan, Côte d'Ivoire. Für viele Staaten auf dem Kontinent soll der innerafrikanische Handel Vorrang haben. Foto: 
Futureofafrica / Wikimedia, CC BY-SA 4.0  

Am 29. Februar 2020 ist das sogenannte Cotonou-Abkommen zwischen der Europäischen 

Union und den insgesamt 79 AKP- Staaten (Afrika-Karibik-Pazifik) ausgelaufen. Als das 

Lomé-Abkommen von 1975 im Jahr 2000 auslief, handelten die Europäische Union und die 

AKP-Staaten einen Nachfolger aus: das Cotonou-Abkommen. Es regelt seit 2002 die 

Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten auf den Ebenen der Entwicklungszusammenarbeit, wie 

zum Beispiel finanzielle Unterstützung zur Armutsbekämpfung, der Handelspolitik sowie 

Vereinbarungen über Prinzipien der guten Regierungsführung. 

Was die Handelspolitik angeht, so wurde schnell deutlich, dass das Abkommen gegen die 

Meistbegünstigungsklausel der Welthandelsorganisation verstößt. Diese sieht vor, dass 

Handelsvorteile, die einem Partner gewährt werden, allen anderen WTO-Vertragspartnern, die 

nicht Teil des Handelsabkommens sind, ebenfalls zugute kommen. Daraufhin wurde den 

Vertragspartnern bis Ende 2007 Zeit gegeben, den handelspolitischen Teil des Cotonou-

Abkommens neu zu gestalten, während die anderen beiden Ebenen ihre Gültigkeit behielten. 

Doch die Vorstellungen Europas und der AKP-Staaten gingen auseinander. 

Inkompatible Regionalblöcke 

In der Praxis bedeutete es, dass die Europäische Union mit verschiedenen Regionen 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, die Economic Partnership Agreements (EPA), 

https://www.akweb.de/ausgaben/658/
https://www.akweb.de/rubrik/international/
https://www.akweb.de/autor-in/simone_claar/
https://en.wikipedia.org/wiki/File:Abidjan_port.jpg
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en
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abschließen wollte. Die EU definierte sechs regionale Gruppen, die sich nicht mit den vor allem 

auf dem afrikanischen Kontinent existierenden regionalen politischen und wirtschaftlichen 

Zusammenschlüssen deckten. So wird zum Beispiel Südafrika in den EPAs immer als 

Sonderfall behandelt, obwohl es Teil der Zollunion des südlichen Afrikas (SACU) mit 

Botswana, Lesotho, Namibia und Eswantini (Swasiland) ist. Auch die Möglichkeit sich 

überschneidender Mitgliedschaften, zum Beispiel in der Entwicklungsgemeinschaft des 

südlichen Afrika SADC und dem gemeinsamen Markt für das östliche und südliche Afrika 

(COMESA), führt zu einer Spaltung der regionalen Institutionen innerhalb des EPA-Prozesses. 

Einige Länder, wie Sambia, sind sowohl Mitglied der SADC als auch der COMESA, was 

langfristig zu Problemen hätte führen können, da Handel und Zölle zwischen diesen beiden 

regionalen Institutionen gegenüber der EU unterschiedlich sind. 

Die Sorge war, dass die heimischen Produkte von Markt getrieben werden und europäische 

Unternehmen von der Liberalisierung profitieren. 

Neben den Verhandlungsgruppen sah die inhaltliche Stoßrichtung der EPAs anders aus, als von 

den AKP-Staaten erwartet. Auch wenn EU-Vertreter den entwicklungspolitischen Ansatz des 

Freihandels im Gegensatz zu anderen Abkommen hervorhoben, stellte sich schnell heraus, dass 

die Zielsetzung ein auf Gegenseitigkeit beruhendes Abkommen war. Für die EU passen die 

EPA-Verhandlungen zu ihrer Strategie für ein globales Europa, die die Liberalisierung der 

Zölle, aber auch handelsbezogene Fragen und neue Handelsbereiche umfasst, wie unter 

anderem die Wettbewerbspolitik. Auf der Grundlage der Strategie für ein globales Europa 

stellen die EPAs für die Volkswirtschaften des globalen Südens eine Verlagerung vom nicht-

reziproken (ungleichen) auf den reziproken (gegenseitigen) Handel dar, einschließlich Fragen 

wie Investitionsbestimmungen oder dem Handel mit Dienstleistungen. Damit verlagerte sich 

der Schwerpunkt der EU nicht nur auf Handel mit Waren, sondern es fand auch eine breitere 

Harmonisierung von politischen Bereichen statt. In der Praxis bedeutet dies, dass unter anderem 

der Handlungsspielraum von Nationalstaaten eingeschränkt wird, und zum Beispiel die 

Regelungen der EU-Wettbewerbspolitik angewendet werden müssen, obwohl das 

institutionelle Setting in vielen nicht-EU-Ländern ein anderes ist. Das hat Auswirkungen auf 

den Staat und Kapitalismus in den afrikanischen Ländern, da sie ihre Art zu wirtschaften ändern 

müssen. 

Während es zu Beginn des Prozesses viel Kritik aus der afrikanischen und europäischen 

Zivilgesellschaft sowie von afrikanischen Regierungen gab, wurde die Kritik immer leiser, und 

es wurden Wege für eine Zusammenarbeit zwischen den Verhandlungspartnern der EU und der 

jeweiligen Verhandlungsgruppe gesucht. Die Bedenken der Zivilgesellschaft wurden nur 

rudimentär mit aufgegriffen – unter anderem gab es in Südafrika eine parlamentarische 

Ausschussdebatte zu den EPAs. Dabei wurden unterschiedliche Interessengruppen, vor allem 

wirtschaftliche, angehört. Zentrale Kritikpunkte, auch über Südafrika hinaus, waren vor allem 

der wechselseitige Handel, Handel mit Dienstleitungen und Investitionen sowie tiefgehende 

Harmonisierung. Die Sorge war, dass die heimischen Produkte von Markt getrieben werden 

und vor allem europäische Unternehmen von der Liberalisierung von Dienstleistungen und 

Investitionen profitieren. 

Ein weiteres großes Problem blieb aber, dass die Bedenken und die Kritik aus den afrikanischen 

Staaten nicht ernst genommen wurden, und die Europäische Union vor allem mit Druck reagiert 

hat. Doch seit dem Verhandlungsbeginn 2007 gibt es für afrikanische Staaten neue 

Handelspartner wie die BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China), weshalb sich auch 

die EU bewegen musste. Am Ende wurde unter anderem ein EU-SADC-EPA abgeschlossen, 



 

3 
 

das sich vorrangig auf den Handel mit Waren konzentriert und die Fragen rund um Handel mit 

Dienstleistungen und Investitionen auf später verschoben hat. 

Innerafrikanischer Handel hat Vorrang 

Während gerade in verschiedenen Kontexten unter anderem die USA oder Großbritannien der 

Protektionismus sich deutlich verstärkt, scheinen die Staatschefs der afrikanischen Staaten sich 

mehr für Liberalisierung und Harmonisierung zu interessieren und ein eigenes 

Freihandelsabkommen zu implementieren. Die African Continental Free Trade Area (ACFTA) 

wurde 2012 vereinbart und mittlerweile haben es 29 von 54 Staaten ratifiziert. Inhaltlich geht 

es vor allem um die Regulierung von Handel mit Waren, Dienstleitungen, Investitionen, aber 

auch um Recht am geistigen Eigentum und Wettbewerbspolitik. Das sind alles Elemente, die 

im Rahmen der EPA-Verhandlungen massiv abgelehnt wurden, und nun auch selbst propagiert 

werden. Das Ziel hier ist es, die Handelsbeziehungen auf dem Kontinent zu verbessern. 

Allerdings wird das ACFTA-Abkommen auch als komplementär zu dem Nachfolge-

Abkommen von Cotonou gesehen, das seit 2018 zwischen der EU und den AKP-Staaten 

verhandelt wird. Die EU will diesmal größere regionale Verhandlungsgruppen wie EU und 

Afrika haben. Interessanterweise werden neben Demokratie, Frieden und wirtschaftlichem 

Wachstum auch die Aspekte von Klimawandel eine zentrale Rolle im den Nachfolgeabkommen 

spielen. Insbesondere das nachhaltige Entwicklungsziel Nummer acht der Vereinten Nationen 

– wirtschaftliches Wachstum – soll ein wichtiger Bestandteil sein. 

Für die AKP-Staaten ist vor allem die Augenhöhe und gleichberechtigte Partnerschaft mit der 

EU zentral, sowie die Förderung des privaten Sektors. Es wird aber auch deutlich, dass die 

bisherigen Handelszahlen zwischen der EU und AKP-Staaten nicht wirklich optimistisch 

stimmen. 

Der Unterschied ist sicherlich, dass die ökonomische Stärke der EU deutlich mehr Gefahren für 

die verschiedenen afrikanischen Ökonomien birgt, und es bleibt abzuwarten, inwieweit sich die 

Verhandlungen ziehen, bis es ein neues Abkommen gibt. Es zeigt aber, dass Liberalisierung 

weiterhin eine Strategie der EU bleibt und auch von afrikanischen Staatschefs aufgenommen 

wird. Dabei wird trotz aller Kritik an den Abkommen mit der EU diese weiterhin als 

Möglichkeit für wirtschaftliche Entwicklung gesehen. Dies geht an den tatsächlichen 

Lebensbedingungen der Mehrheit der Menschen auf dem Kontinent vorbei. 

_____________________________________ 

Dr. Simone Claar ist Nachwuchsgruppenleiterin des Projektes GLOCALPOWER an der 

Universität Kassel. Sie forscht und lehrt zur Internationalen politischen Ökonomie, 

Handelsabkommen und Erneuerbaren Energien mit einem Schwerpunkt auf afrikanische 

Staaten, insb. Südafrika. bit.ly/glocalpower 
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Inszenierte Partnerscha�
EU-Afrika-Gipfel: Brüssel prahlt mit Investitionspaket, will aber vor allem
eigene Energieversorgung sichern. Ärger über westliches
Impfsto�management sitzt tief

Christian Selz, Kapstadt

Ein Infrastrukturprogramm mit einem Volumen von 150 Milliarden Euro und die Ankündigung, bis Mitte dieses
Jahres 450 Millionen Coronaimpfdosen bereitzustellen – das sind die wichtigsten Ergebnisse des 6. Gipfeltre�ens
von Europäischer Union (EU) und Afrikanischer Union (AU). »A Joint Vision for 2030« – »eine gemeinsame Vision« für
die laufende Dekade also – sollte das Tre�en, das am Donnerstag und Freitag in Brüssel stattgefunden hat, laut
Abschlusserklärung hervorgebracht haben. Doch anstatt den afrikanischen Staats- und Regierungschefs auf der viel
bemühten »Augenhöhe« zu begegnen, präsentierte die EU nur neue große Pläne zur Scha�ung von Wohlstand und
Prosperität in Afrika, an deren Ausarbeitung die AU und deren Mitgliedstaaten einmal mehr kaum beteiligt waren.

Nicht beteiligt
Es passte ins Bild, dass Frankreichs Präsident Emmanuel Macron den Abzug seiner Truppen aus Mali per einseitiger
Erklärung am Vorabend des Gipfeltre�ens bekanntgab. Vereinbart worden war dies lediglich mit den europäischen
und kanadischen Partnern des Militäreinsatzes. Einige handverlesene afrikanische Staatschefs wurden immerhin
vorab im Élysée-Palast über die Pläne unterrichtet, die AU aber nicht in die Entscheidung eingebunden. Zu Beginn
des Gipfels, auf dem er das Thema o�ensichtlich nicht besprechen wollte, befand der französische Staatschef dann,
dass die Beziehungen zwischen EU und AU zuletzt »etwas eingeschlafen« seien. Das ist noch die freundliche
Umschreibung des Status quo. Der letzte Gipfel lag über vier Jahre zurück, ein für 2020 anberaumtes Tre�en war
abgesagt worden – o�iziell wegen der Coronapandemie. Ino�iziell sickerte durch, dass es nicht gelungen sein soll,
sich auf eine Tagesordnung zu einigen. Die Möglichkeit, die Konferenz damals virtuell abzuhalten, wurde schließlich
nicht weiter in Betracht gezogen.

Die afrikanischen Staatenlenker haben schlicht nicht das Gefühl, dass die Europäer überhaupt bereit wären,
gleichberechtigt mit ihnen zu verhandeln. Auch das Infrastrukturprogramm, das die EU nun in Afrika auflegen will,
ist dafür bei genauerem Hinsehen ein weiterer Beleg. Zunächst einmal besteht ein großer Teil der großspurig
verkündeten 150 Milliarden Euro lediglich aus Kreditgarantien (53,4 Milliarden Euro), nur 36,8 Milliarden sollen aus
dem EU-Haushalt kommen, rund 20 Milliarden aus den einzelnen Mitgliedstaaten. Der Rest soll aus privaten
Investitionen generiert werden, zu denen noch nichts weiteres bekannt wurde. Eingebettet ist das Investitionspaket
in das 2021 gescha�ene EU-Programm »Global Gateway«, das Ende 2021 auf Grundlage einer Zusage beim G7-Gipfel
ins Leben gerufen wurde, um laut EU mit insgesamt 300 Milliarden Euro eine »weltweite Investitionslücke« zu
schließen. Schon aus dem Entstehungsprozess des Programms ist klar ersichtlich, dass kein afrikanischer Staat an
dessen Entwurf beteiligt war.

Laut Abschlusserklärung des EU-AU-Gipfels soll der »Global Gateway« nun vor allem eingesetzt werden, um
Investitionen in den Bereichen Energie, Verkehr und Digitalisierung auf den Weg zu bringen und für eine »grüne«
Energiewende zu sorgen. Einer Förderung von Erdgasprojekten, mit denen etliche afrikanische Staaten ihre
Industrialisierung vorantreiben wollen, hat die EU – die diese »Brückentechnologie« in ihren Mitgliedstaaten selbst
gerade für »grün« befunden hat – in Afrika eine Absage erteilt. Dabei wird nicht nur mit zweierlei Maß gemessen,
sondern Energiepolitik im Eigeninteresse betrieben. Die EU will in Afrika vor allem die Gewinnung von Wassersto�
als Energiespeicher voranbringen, um sich so für die Zukun� die Deckung des eigenen Bedarfs zu sichern. Kurz



gesagt: Afrika soll die für die energieintensive Produktion von Flüssigwassersto� nötigen Flächen für Solar- und
Windanlagen bereitstellen, damit in der EU das Licht an bleibt. Da dies auf Basis von Privatinvestitionen organisiert
werden soll, dür�e der Markt regeln, dass der Finanzstärkere dann den Erstzugri� hat.

Letzteres Modell kennen die afrikanischen Partner bereits leidlich von der globalen Impfsto�verteilung in der
Coronapandemie. Die EU hat bisher 55 Millionen Dosen vernichtet, aber nur 30 Millionen Dosen gespendet, einen
wesentlichen Teil davon so kurz vor dem Ablaufdatum, dass der Impfsto� gar nicht mehr verwendet werden konnte.
Die Ankündigung, nun in großem Stil Vakzine bereitstellen zu wollen, stieß bei den afrikanischen Staatenlenkern
dementsprechend auf vorsichtige Zurückhaltung. Die Enttäuschung und die Verärgerung, die das Impfsto�horten
des Westens in Afrika hinterlassen haben, war auch in Brüssel klar spürbar. Zumal die Interessen auch bei der
Impfsto�produktion kaum gegensätzlicher sein könnten. Die EU blockiert weiter vehement die von der AU
geforderte Freigabe der Patente.

Der deutsche Kanzler Olaf Scholz (SPD) betrieb statt dessen Lobbyarbeit für die Containerlösung von Biontech, mit
der das Mainzer Unternehmen in fertigen Labormodulen auf afrikanischem Boden Impfsto� abfüllen will, ohne
einen Technologietransfer zuzulassen. Bei afrikanischen Experten sorgt das Vorhaben auch deshalb für
Kopfschütteln, weil eine von Biontech finanzierte Sti�ung laut einem Bericht des Fachjournals The BMJ darauf
gedrängt haben soll, die Vakzindosen in den Containerlabors unter Umgehung der medizinischen Kontrollbehörden
in den jeweiligen afrikanischen Staaten zu produzieren.

Eigener Weg
Während Scholz am Donnerstag über die Internetseite der Bundesregierung allen Ernstes erklären ließ, Biontech
habe damit »gezeigt«, wie eine Beschleunigung »lokaler Impfsto�produktion in Afrika auch dank maßgeblicher
Unterstützung (...) ganz konkret ermöglicht werden kann«, stellte Südafrikas Präsident Cyril Ramaphosa tags darauf
auf einer Pressekonferenz der Weltgesundheitsorganisation (WHO) am Rande des Gipfels das Gegenmodell vor.
Demnach soll basierend auf einem Vakzin, das südafrikanische Forscher in einem Technologietransfer-Hub der WHO
auf Grundlage frei verfügbarer Sequenzen des Coronavakzins des US-Herstellers Moderna (trotz dessen
Verweigerung von Unterstützung) entwickelt haben, bald ein Wissensaustausch und schließlich die eigenständige
Produktion in weiteren afrikanischen Ländern ermöglicht werden.

Im Fokus stehe »das Leben von Hunderten Millionen Menschen, nicht die Gewinne einiger Konzerne«, erklärte
Ramaphosa. Es sei »nicht akzeptabel, dass Afrika beim Zugang zu Medikamenten immer wieder am Ende der
Schlange steht«, so der südafrikanische Staatschef, der zudem erklärte, dass man für Spenden zwar »dankbar« sei,
diese aber »niemals ein nachhaltiger Mechanismus« wären. »Regierungen, die es ernst meinen mit dem Zugang zu
Impfsto� für alle«, so forderte Ramaphosa im Beisein von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen,
»müssen der TRIPS-Freigabe (der Patente, jW) zustimmen.« Die EU ließ sich freilich auch davon nicht umstimmen.
Ihre Entscheidungsträger haben o�ensichtlich einen anderen Fokus als der südafrikanische Präsident.

https://www.jungewelt.de/artikel/421217.kolonialherrenmanier-inszenierte-partnerscha�.html



Rodney: Wie Europa Afrika unterentwickelte 

 

Warum sind die Länder Afrikas unterentwickelt? Und wie fing die imperialistische Ausplünderung des 

Kontinents an? War die Versklavung ein Produkt des Rassismus? Oder entstand der Rassismus vielmehr 

aus der wirtschaftlichen Ausbeutung afrikanischer Arbeitskraft? Der guyanische Antiimperialist Walter 

Rodney liefert materialistische Antworten auf diese Fragen. 

Der britische Dub-Poet Linton Kwesi Johnson (LKJ) widmete ihm ein Lied, nachdem er 1980 bei einer 

Bombendetonation in seinem Auto starb. Und bis heute erinnert man sich an die als „Rodney Riots“ 

bekannten Proteste, die von den Studierenden der Universität der Westindischen Inseln ausgingen, 

nachdem die jamaikanische Regierung ihm wegen Reisen nach Kuba und in die Sowjetunion den 

Lehrstuhl entzog. Von wem die Rede ist: von keinem geringeren als dem antiimperialistischen Kämpfer 

Walter Rodney. 

LKJ betonte bei seinen Konzerten oft die Bedeutung, die Rodneys Buch „How Europe underdeveloped 

Africa“ – der Titel der deutschen Fassung „Afrika. Die Geschichte einer Unterentwicklung“ ist nicht 

nur eine falsche Übersetzung, sondern eine krasse Verwässerung des politischen Inhalts für das 

Verständnis der aktuellen Lage des afrikanischen Kontinents. 

Walter Rodney leistet darin nichts weniger als eine Untersuchung verschiedener afrikanischer Kulturen 

und Staaten vor der Zeit als sie von Sklavenhandel und imperialistischem Raubbau geprägt waren und 

beschreibt den jeweiligen Stand der Entwicklung. Exemplarisch werden dabei anhand einzelner 

Beispiele die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen von der Urgesellschaft bis zum Übergang in den 

Feudalismus und die Herausbildung von Staaten geschildert. 

Wie entsteht Rassismus? 

Dabei ist vor allem die Erklärung der Entstehung von Rassismus eine der Leistungen, die man Rodney 

im Besonderen anerkennen muss. Gegen ein auch noch heute verbreitetes Vorurteil schreibt er: 

Gelegentlich besteht das Missverständnis, die Europäer hätten die Afrikaner aus rassistischen Gründen 

versklavt. Europäische Plantagen- und Bergwerksbesitzer versklavten die Afrikaner aber aus 

wirtschaftlichen Gründen, um ihre Arbeitskraft auszubeuten. Ohne die afrikanische Sklavenarbeit hätte 

man nicht auf kapitalistischer Grundlage die Neue Welt erschließen und dort unentwegt Reichtum 

erzeugen können. Erst als sie von dem, afrikanischen Arbeitskräftereservoir endgültig abhängig waren, 



mussten die Europäer im In- Und Ausland diese Ausbeutung rassistisch rechtfertigen. Um diese 

Ausbeutung abzusichern, folgte unweigerlich die gewaltsame Unterdrückung. Die Unterdrückung 

afrikanischer Völker aus rassistischen Gründen ging einher mit der Unterdrückung aus wirtschaftlichen 

Gründen, verstärkte sie und war von ihr bald nicht mehr zu unterscheiden. 

Ebenso viel Aufwand wie bei der exakten Darstellung der Entwicklung des Konzerns Unilever zum 

Monopolisten auf Kosten Afrikas fällt auf die Widerlegung der Lügen des gemeinnützigen 

Kolonialismus, der für die Afrikaner*innen auch Vorteile gehabt hätte. All die Straßen, Schulen, 

Krankenhäuser, kurz alle infrastrukturellen Neuerungen, von deren Nutzen europäische 

Weltretter*innen auch heute noch erzählen, dienten entweder direkt dem Export der Rohstoffe oder 

waren nur Annehmlichkeiten für Weiße. Die Absurdität des Arguments vom Nutzen wird spätestens 

klar, wenn man liest, dass in einer britischen Kolonie annähernd britische Verhältnisse herrschten, 

natürlich nur für die Kolonisierenden, während für zigtausende Afrikaner*innen ein einziger Arzt zur 

Verfügung stand. 

Dabei wird deutlich, dass die Unterentwicklung des afrikanischen Kontinents weder ein Ergebnis einer 

von der Rassenkunde konstruierten natürlichen Unterlegenheit der Afrikaner*innen noch ihrer 

Gesellschaften, sondern der bewussten Aktivität des Versklavungshandels und des Kolonialismus ist. 

Erst die massive Zerstörung und Aneignung von Wissen, die Monopolisierung von Rohstoffen und die 

Ausbeutung der Arbeitskraft der Schwarzen – kurz, die brutale Durchsetzung kapitalistischer und 

imperialistischer Interessen, der Interessen der europäischen Bourgeoisie – kann den aktuellen Status 

afrikanischer Staaten als „Entwicklungsländer“ erklären. Auch heute noch ist es die unheilige Allianz 

zwischen imperialistischen Staaten und heimischen Bourgeoisien, die für die Unterjochung der 

Halbkolonien zuständig sind. Im Angesicht des Kampfes gegen den Imperialismus war es für Rodney 

jedoch umso wichtiger zu betonen, dass der Kampf um Befreiung und Unabhängigkeit nur infolge der 

selbstständigen Politik der Ausgebeuteten und Unterdrückten stattfinden kann. 

Nicht eine Volksfront, das heißt eine Koalition mit der eigenen Bourgeoisie, sondern die unabhängige 

Organisation des Proletariats in den Halbkolonien ist notwendig. Vor allem da den lokalen Bourgeoisien 

nicht selten die Aufgabe der Rolle der Kompradoren zukommt: Sie fungieren wie Agenten für Interessen 

imperialistischer Konzerne, um im Gegenzug von ihrer privilegierten Position und im Verbund mit 

ihnen zu profitieren. Nicht selten pflegen sie dabei einen nationalistischen Jargon in Ummantelung der 

„Unabhängigkeit“, um dann die Interessen des eigenen Volkes zu verraten. Bekannte Beispiele sind 

Blaise Compaoré oder Joseph Kasavubu, die jeweils in Zusammenarbeit mit dem französischen bzw. 

US-amerikanischen Imperialismus für die Ermordung antikolonialer Kämpfer*innen verantwortlich 

waren. 

Ausbeutung des afrikanischen Kontinents 

Rodney beschränkte sich jedoch nicht nur auf Darstellung der kolonialen Unterdrückung aus 

marxistischer Sicht, sondern untersuchte auch präzise die Rolle der Ausbeutung des afrikanischen 

Kontinents im Zuge der Kapitalakkumulation für die europäischen Bourgeoisien. Rodney beschreibt 

unter anderem die vollständige Plünderung ganzer Länder, die zum Beispiel mit einer Monokultur 

überzogen wurden und auf Kosten der Bevölkerung für Hunger und Elend sorgten. Für die 

Kapitalinteressen lohnte sich dieser Raubzug, sie konnten einerseits den Warenexport erhöhen und 

andererseits auf billige, entrechtete Arbeitskräfte zurückgreifen. Auch Franz Fanon zeigte mit folgender 

Analogie die Bedeutung der imperialistischen Herrschaft auf: 

Der Kolonialismus und der Imperialismus sind mit uns nicht quitt, wenn sie ihre Fahnen und ihre 

Polizeikräfte von unseren Territorien zurückgezogen haben. Jahrhundertelang haben sich die 

Kapitalisten in der unterentwickelten Welt wie wahre Kriegsverbrecher aufgeführt. Deportationen, 

Blutbäder, Zwangsarbeit, Versklavung sind die Hauptmittel der Kapitalisten zur Vermehrung ihrer 

Gold- und Diamantenreserven, ihrer Reichtümer und Machtpositionen gewesen. Vor kurzem hat der 

Nazismus ganz Europa in eine Kolonie verwandelt. Die Regierungen der europäischen Nationen haben 



Reparationen und die Rückerstattung der gestohlenen Reichtümer in Geld und natura verlangt: 

Kunstwerke, Bilder, Skulpturen, Glasfenster sind ihren Eigentümern zurückgegeben worden. (…) 

Mit dem gleichen Recht sagen wir, daß die imperialistischen Staaten einen schwerwiegenden Fehler und 

eine unerhörte Ungerechtigkeit begingen, wenn sie es beim Abzug ihrer militärischen Kohorten von 

unserem Boden und bei der Abberufung ihrer Verwaltungsbeamten und Behörden bewenden ließen, 

deren Aufgabe es war, unsere Reichtümer zu entdecken, sie auszubeuten und nach den Mutterländern 

zu befördern. 

Die moralische Wiedergutmachung, die uns mit der nationalen Unabhängigkeit zuteil wurde, blendet 

uns nicht; sie kann uns nicht ernähren. Der Reichtum der imperialistischen Länder ist auch unser 

Reichtum. Europa hat sich an dem Gold und den Rohstoffen der Kolonialländer unmäßig bereichert: 

aus Lateinamerika, China und Afrika, aus all diesen Kontinenten, denen Europa heute seinen Überfluss 

vor die Nase setzt, werden seit Jahrhunderten Gold und Erdöl, Seide und Baumwolle, Holz und exotische 

Produkte nach eben diesem Europa verfrachtet. Dieses Europa ist buchstäblich das Werk der Dritten 

Welt. Die Reichtümer, an denen es erstickt, sind den unterentwickelten Völkern gestohlen worden. 

Über die koloniale Arbeitsteilung, die im Zuge der Ausbeutung stattfand, heißt es von Rodney: 

Keine Industrie hieß aber keine Entwicklung technischer Fertigkeiten. Sogar im Bergbau achtete man 

darauf, dass die einträglichsten Arbeiten außerhalb Afrikas gemacht wurden. Man vergisst nur allzu 

leicht, dass erst die Arbeit den Waren durch die Umwandlung der bloßen Naturstoffe Wert verleiht. 

Obgleich beispielsweise Schmuckdiamanten einen Wert besitzen, der ihren praktischen Nutzen bei 

weitem übersteigt, ist es nicht einfach ihre Seltenheit, die sie wertvoll macht. Für das Aufsuchen der 

Diamanten war Arbeit erforderlich. Das ist eine gelernte Arbeit, die ein Geologe durchführt, und 

natürlich waren die Geologen Europäer. Die Förderung der Diamanten aber erfordert hauptsächlich 

körperliche Arbeit – und nur in dieser Phase erschienen Afrikaner aus Südafrika, Namibia, Angola, 

Tanganjika und Sierra Leone auf der Bildfläche. Danach musste für das Schneiden und Schleifen der 

Diamanten qualifizierte Arbeit geleistet werden, was zum geringen Teil von Weißen in Südafrika, zum 

größten Teil von Weißen in Brüssel und London gemacht wurde. Erst auf dem Tisch des gelernten 

Schleifers wurde der Diamant zu einem Schmuckstück und sein Wert stieg sprunghaft an. Es wurde zur 

Kolonialzeit keinem Afrikaner erlaubt, auch nur eine Spur dieser Fertigkeit zu erwerben. 

Dabei beweist Rodney in einem Interview über die Situation in seinem Geburtsland Guyana mit 

scharfem Blick auf die gesellschaftlichen Strukturen, dass er nicht nur klar die spezifisch rassistische 

Unterdrückung der Schwarzen und indischen Arbeiter*innen als Schwarze und Inder*innen, sondern 

auch ihre Ausbeutung und Unterdrückung als Arbeiter*innen erkennt und bekämpft, indem er zum 

gemeinsamen Kampf aufruft. 

Im Angesicht der kommenden Aufgaben ist es eine Notwendigkeit, sich auf die Untersuchungen und 

Erkenntnisse Rodneys zurückzubesinnen. Wenn wir eine schlagkräftige Bewegung gegen Rassismus 

und die imperialistischen Interessen des deutschen Kapitals aufbauen wollen, müssen wir die heute 

verbreiteten falschen Ansichten über die Ursache und Funktion von Rassismus bekämpfen und ihr eine 

historisch-materialistische Analyse entgegenstellen. 

 

Shakur, Kofi (19.04.2017) in KlasseGegenKlasse 

https://www.klassegegenklasse.org/die-bedeutung-des-antiimperialistischen-kampfes/  
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THEMENSCHWERPUNKT:

WEINBAU UND -HANDEL



„Entkolonialisiert die Weinindustrie!“ 

Von Markus Schönherr · 01.01.2021 · 2021/Jan-Feb  

 

Südafrikanischer Weinbau hat eine jahrhundertealte Tradition. Aber nur für weiße Männer. 26 

Jahre nach Ende des Apartheidregimes beginnt sich das zu ändern. 

In ihrem früheren Leben war Nondumiso Pikashe Lehrerin in einem südafrikanischen 

Township. Heute zählt sie zu jener Handvoll Weinbäuerinnen, die im jahrhundertelang von 

weißen, wohlhabenden Männern bestimmten Sektor aufmischt. Der Name ihres Weinlabels 

lautet Ses’fikile – übersetzt: „Wir sind angekommen“. Südafrikas Weinindustrie ist mehr als 

nur ein lukrativer Wirtschaftszweig, sie hat Symbolwert. Und sie ist ein Spiegel der 

Gesellschaft. 1652 hatte der Holländer Jan van Riebeeck den ersten Weinstock in die damalige 

Kapkolonie gebracht. Vom ersten Tag an schufteten Schwarze als SklavInnen auf den Farmen. 

Später wurde Wein „made in South Africa“ trotz der Sanktionen gegen das Apartheid-Regime 

zum Kultgetränk in der ganzen Welt. Weiterhin gab es für die ArbeiterInnen keine 

Gleichstellung. Bis 1961 war gar der Verkauf von Wein an Schwarze verboten. Schwarze 

Frauen als Winzerinnen, das ist noch immer eine kleine Revolution am Kap. Die Weinindustrie 

teilt sich auf große Abfüller auf, mit – fast ausschließlich weißen – Familienbetrieben. Nur zwei 

Prozent des Bodens, auf dem die Reben angebaut würden, befinden sich in den Händen 

Schwarzer SüdafrikanerInnen*, kritisiert eine Gruppe von Winzerinnen und Winzern. Mit 

einem Protestmarsch machte sie auf ihre Lage aufmerksam. 

Kämpferische Winzerinnen. Protestplakate vor Tafelberg-Kulisse: „Entkolonialisiert die 

Weinindustrie!“ und „Hört auf, uns zu bevormunden“ war auf den Bannern der 

DemonstrantInnen zu lesen, die im August vergangenen Jahres vor das Parlament in Kapstadt 

zogen. Ihre Anführerin: Vivian Kleynhans, Südafrikanerin und Winzerin. „Die Industrie ist zu 

verschlossen. Wenn wir nicht nach den Regeln der Weißen im Weinbusiness spielen, sind wir 

draußen“, sagt sie. Zwar ist Kleynhans eine der wenigen NeueinsteigerInnen mit eigenem 

Grund und Boden, sie besitzt neun Hektar gemeinsam mit 30 weiteren Bäuerinnen und Bauern. 

Trotzdem muss auch sie Trauben zukaufen. Von Südafrikas Präsident Cyril Ramaphosa und 

seiner Regierung forderten die DemonstrantInnen mehr Unterstützung. „Der Markteinstieg ist 

eine große Herausforderung“, so Kleynhans. Abseits des Themas Land fehle Zugang zu 

Infrastruktur und Produktionsstätten. Neben Förderungen könnte auch eine Abnahmequote für 

Supermärkte helfen, die sozialen Strukturen auf Südafrikas Weinfarmen zu verbessern. Denn 

die LebensmittelhändlerInnen am Kap halten sich in Sachen Wein immer noch überwiegend an 

Traditionsgüter. 

https://www.suedwind-magazin.at/magazin/202101


Südafrika 
Hauptstadt:  Kapstadt (Legislative), Pretoria (Exekutive), Bloemfontein (Judikative) 

Fläche: 1.221.037 km2 (Österreich: 83.878 km2) 

EinwohnerInnen: 59 Millionen (2020) 

Human Development Index (HDI): Rang 113 von 189 (UNDP-Bericht 2018) 

Gini-Koeffizient (Einkommensungleichheit): 63 (2014) 

BIP pro Kopf: 6.001 US-Dollar (2019, Österreich: 50.277 US-Dollar) 

Regierungssystem: Parlamentsgebundene Exekutivgewalt, Präsident und zugleich 

Staatsoberhaupt der Förderalen Republik ist Cyril Ramaphosa. 

Auch Rosemary Mosia weiß, was es bedeutet, Kämpferin in einer von weißen Männern 

beherrschten Domäne zu sein. „Viele Besucher auf Weinmessen glauben, dass wir Angestellte 

von jemandem sind“, klagt die Winzerin. Überzeugt seien die Wein-Gourmets erst, wenn sie 

Fachbegriffe der Sommelier-Sprache verwende, so Mosia. 2012 gründete die ehemalige 

Wirtschaftsprüferin die Marke „Bridge of Hope“, unter der sie Wein nach Afrika, Asien und 

Europa exportiert. Ihr Weingut befindet sich im Internet, denn ein eigenes Stück Land fehlt 

Mosia. Soll heißen: Sie kauft die Trauben für ihren Wein von bereits etablierten Weingütern. 

Damit bringt die Winzerin das Problem vieler auf den Punkt: „Solange wir kein Land besitzen, 

ist unser Geschäft nicht nachhaltig.“ 

Debatten um Landbesitz. Seit Jahren sorgt das Thema Land in Südafrika für politische 

Debatten. 2018 sprach sich das Parlament überwiegend für entschädigungslose Enteignungen 

aus. Opposition und konservative Interessengruppen wollen dies um jeden Preis verhindern. 

Sie fürchten, Südafrika könnte denselben Pfad einschlagen wie der nördliche Nachbar 

Simbabwe. Dort hat die Landwirtschaft durch die Landreform des mittlerweile verstorbenen 

Langzeitdiktators Robert Mugabe schweren Schaden genommen. „Der Wandel geht sehr 

langsam voran. Die Mehrheit Schwarzer Weinbauern ist abhängig von unerschwinglichen 

Pachten und der Zusammenarbeit mit anderen Weingütern“, sagt Koni Maliehe. Die aus 

Johannesburg stammende Winzerin kann dem Sektor aber auch gute Seiten abgewinnen: „Ich 

habe rund um den Erdball wunderbare Menschen getroffen, die zu Freunden wurden.“ Zudem 

hätten einige weiße Farmer die Notwendigkeit von Reformen erkannt. Jedenfalls beruhe die 

Beziehung zu ihrem Geschäftspartner auf „Respekt, guten Werten und einem Win-Win-

Ansatz“ – etwas Machbares, wenn beide Seiten den Willen mitbringen. „Am Ende brauchen 

wir alle einander“, so Maliehe. Der renommierte Weinbauort Stellenbosch, etwa 40 Minuten 

östlich von Kapstadt: Hier wohnt Beverly Farmer, Gründerin der Organisation „Women in 

Wine“. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, Frauen im Wein-Business zu helfen, auf eigenen 

Beinen zu stehen. Durch ein eigenes „Women in Wine“-Label, das sechs verschiedene Weine 

produziert, will sie ihnen beim Markteinstieg helfen. „Südafrikas geschichtsträchtige 

Weinindustrie kann ziemlich einschüchtern. Deshalb ist es mir wichtig, von ihren 

unbesungenen Helden und Heldinnen zu erzählen – den Menschen, die in den Weinbergen und 

Kellern arbeiten“, so Farmer. Als Ex-Marketingbeauftragte eines großen Weinunternehmens 

will sie ihre Erfahrung weitergeben. Und das scheint zu funktionieren. „Wir können heute 

zusehen, wie Kauffrauen und Kellermeisterinnen anstandslos von Angestellten zu 

Unternehmerinnen werden.“ 

Markus Schönherr ist freier Journalist in Pretoria und berichtet für deutschsprachige Medien 

aus dem südlichen Afrika. 

 „Schwarz“ wird großgeschrieben, um zu verdeutlichen, dass es sich um ein konstruiertes 

Zuordnungsmuster handelt. „Schwarz“ ist eine politisch gewählte Selbstbezeichnung, in 

Ablehnung kolonial-rassistischer Bezeichnungen. 



„Mein Boss hat sieben Farmen, aber wir haben keine Toiletten;
als wir welche verlangten, sagte er, dass er lieber eine zusätzliche
Farm erwerben als Toiletten installieren würde... Alle seine 
Kinder studieren und besitzen Autos. Wir können uns gar nichts
leisten, nicht einmal Schuhe für die Schule.“ (Koosie, Goudmyn)

Auch gut 20 Jahre nach Ende der

Apartheid befinden sich noch immer

vier Fünftel der landwirtschaftlichen

Flächen Südafrikas in der Hand einer

weißen Minderheit. Eine gerechte

Umverteilung des Landes ist bislang

nicht in Sicht, stattdessen bestehen

auf den Farmen die Apartheidverhält -

nisse fort. Besonders in der Weinin -

 dustrie sind erhebliche Verstöße

gegen die Menschenrechte der Farm-

arbeiterInnen zu vermerken, welche

nicht länger unbeachtet bleiben kön -

nen. Um die Lebens- und Arbeits -

bedingun gen der ArbeiterInnen zu

verbessern, müssen neue ethische

Stan dards und Verhaltenskodizes

definiert und strikt eingehalten wer-

den. Nur so lässt sich ein fairer Ver-

trieb der südafrikanischen Weine in

Zukunft sicherstellen. 

Südafrika als Weinproduzent

Südafrika zählt mit einem Anteil von
4,1 Prozent zu den zehn größten
Wein produzenten weltweit. Der Ex -
port des Landes beträgt zwischen 38
und 48 Prozent. Wichtigster Han dels -
partner, nach Großbritannien, ist
Deutschland mit einem Exportanteil
von 18,4 Prozent.   Dies entspricht
einer Weinmenge von 96,5 Mio. 
Li tern. Insgesamt produziert die süd -
afrikanische Weinindustrie inner -
halb eines Jahres 1,16 Mrd. Liter an
Tafelwein, Wein brand, Traubensaft
und Branntwein, wodurch 4,8 Mrd.
Rand (≈ 298,6 Mio. Euro) erwirtschaf-
tet werden. Die Weinindustrie allein
hat einen Anteil von drei Prozent am
Bruttoinlandsprodukt Südafrikas und
der politische Einfluss der Farmer ist
groß.

Die Weinfarmen erstrecken sich über
eine Anbaufläche von 100.000 Hek-
tar, die sich zu 95 Prozent im Western
Cape befinden. Insgesamt arbeiten
300.000 Personen direkt und indirekt
im Weinsektor. Ende 2014 wurde der
Rekordwert der letzten 20 Jahre mit
einem inländischen Verkauf von 353
Mio. Litern erreicht. Im Vergleich
zum Vorjahr bedeutete dies eine Ge -
winnsteigerung von 7,3 Prozent.
Zurückführen lässt sich dieser Erfolg
vor allem auf den ausgebauten und
optimierten Weintourismus sowie
eine wachsende südafrikanische Mit -
telklasse. 

Deutschland als Weinimporteur

Deutschland belegte 2014 mit 9,3
Mio. Hektolitern (Mhl) den 10. Platz
unter den Wein produzierenden
Ländern. Mit einem jährlichen 
Eigenkonsum von 20,2 Mhl gehört
Deutschland zu den top Weinmärk-
ten hinter den USA, Frankreich und
Italien. Von den importierten Weinen
stammen 77 Prozent aus Italien, Spa -
nien und Frankreich. 2014 wurden
0,83 Mhl Wein aus Südafrika bezo-
gen. Diese Menge entsprach einem
Importwert von 86 Mio. Euro und
somit 1,03 Euro pro Liter. 

Fair gehandelte Weine aus 
Südafrika in Deutschland

Über Fairtrade Deutschland lassen
sich bereits zertifizierte Weine aus
Südafrika in Deutschland beziehen.
Der Anbieter führt 73 verschiedene
Weine. 48 Weine und somit zwei
Drittel stammen aus Südafrika, die
restlichen aus Chile und Argentinien.
Im Jahr 2014 wurden 968.610 Liter
Wein zertifiziert und damit ein Um-
satz von 4,36 Mio. Euro erzielt. Von
den zertifizierten Weinen sind 21 Pro-
zent Bio-Weine. In Südafrika gibt es
bereits 54 zertifizierte Weinproduk-
tionen, von denen bislang aber nur
ein kleiner Teil in Deutschland vertre-
ten ist.

Die südafrikanische Weinindustrie 
und die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
ihrer FarmarbeiterInnen
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Rassismus und Paternalismus 
als Erbe der Apartheid

Doch was spielt sich hinter den Kulis-
sen dieses boomenden Geschäftes ab?
Welche Akteure sind an der südafri-
kanischen Weinproduktion beteiligt,
wer sind die Gewinner, wer die Ver-
lierer? Der historische Hintergrund
bildet dabei den Nährboden für die
heutigen Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen auf den südafrikanischen
Weinfarmen.

Die repressiven Strukturen und das
hierarchische Gefälle der Apartheid
bestehen heute größtenteils noch
immer fort. Auf den Weinfarmen
zeigt sich dies bereits mit Hinblick
auf die Wohnsituation der Farmarbei-
terInnen. Oft stellt der Farmer seinen
ArbeiterInnen eine Unterkunft auf
seinem Land zur Verfügung. Die bezo-
genen Häuser gehen damit jedoch
nicht in deren Privatbesitz über, son -
dern bleiben Eigentum des Farmers,
was fatale Folgen hat. Der Verlust des
Arbeitsplatzes oder der Ein tritt ins
Rentenalter bedeutet den Verlust des
Wohnrechtes auf der Farm. Gleiches
gilt für Kinder, die das 18. Lebensjahr
erreichen, aber nicht auf der Farm
angestellt sind. 

Diese Durchdringung von Privat- 
und Arbeitsleben führt zu einer leich-
teren Kontrolle der Arbeitnehmer-
Innen durch den Farmer. Es entsteht
ein Ab hängigkeitsverhältnis zwischen 
den FarmarbeiterInnen, deren Fami-
lien und den Farmeigentümern, das
auf die Apartheid-Ära zurückgeht.
Das Verhältnis der Farmer zu ihren
„Schütz lingen“ ist von Rassismus,
Paternalismus und einem unterdrü-
ckerischen Führungsstil geprägt. 
Die ArbeiterInnen werden nach wie
vor wie Leibeigene behandelt. Diese
enorme Abhängigkeit der Farmarbei-
terInnen von den Farmern begünstigt
ein Arbeitssystem, welches auf Nied-
riglöhnen, schrecklichen Arbeitsbe-
dingungen und Ausbeutung gründet.
Doch die Angst um die Sicherung der
eigenen Existenz führt dazu, dass sich
die FarmarbeiterInnen diesem Druck
beugen.  

Leben unter (!) dem 
Existenz  minimum

Von existenzsichernden Löhnen der
FarmarbeiterInnen kann keine Rede
sein. Bis 2012 betrug der Mindest-
lohn bei einer 6-Tage-Woche 58 Rand
am Tag, gerade einmal 3,72 Euro. Im
selben Jahr kam es deshalb zu einem
Streik, der eine Lohnerhöhung auf
128,28 Rand pro Tag (7,98 Euro) er -
zielte. Doch die reale Situation der
ArbeiterInnen hat sich dadurch nicht
verbessert. Nach der Einkommens-
erhöhung strichen die Farmer den 
bis dato kostenlos zur Verfügung
gestellten Transport sowie die Unter-
bringung ihrer Angestellten und
verlangten nun eine finanzielle Auf-
wandsentschädigung für beides. Der
finanzielle Mehrgewinn wird den
ArbeiterInnen somit an anderer Stelle
wieder abgezogen. 

Noch schlimmer trifft es die Saison-
arbeiterInnen, die nur befristete
Arbeitsverträge erhalten. Ihnen wer-
den noch geringere Löhne gezahlt.
Sie erhalten, anders als die Festange-
stellten, auch keine Erhöhung des
Mindestlohnes um ein Prozent pro
Beschäftigungsjahr. Darüber hinaus
werden SaisonarbeiterInnen, die über
Arbeitsvermittler auf die Farmen
kommen, lediglich nach Stückzahl,
nicht nach Arbeitsstunden bezahlt.
Dies entspricht etwa einem Einkom-
men von 95 Rand pro Tag (6,10 Euro).
Den SaisonarbeiterInnen stehen 
keine Leistungen wie Sozial- oder
Krankenversicherung, geschweige
denn ein bezahlter Urlaub zu. Im
Winter haben sie wegen schlechter
Wetterbedingungen erhebliche Ein-
bußen. Die vermittelten ArbeiterIn-
nen sind meist MigrantInnen ohne
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. Da
sie keinen legalen Status haben, kön-
nen sie auch keine Rechte einfordern. 
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Wie fair ist WIETA? 

Auf dem derzeitigen südafrikanischen
Weinmarkt existieren zwei verschiedene
Fair-handels-Zertifikate: Zum einen das
klassische Fair Trade-Siegel und zum
anderen das speziell für südafrikanische
Weine geltende WIETA-Siegel. 

WIETA (Wine and Agricultural Ethical Trade
Association) ist ein ethischer Handelsver-
band in Südafrika, der aktuell 1429 Pro-
duzenten als Mitglieder landesweit
umfasst.1 Das erklärte Ziel WIETAs ist es,
höhere soziale Standards in der Wein-In-
dustrie durch Trainings und technische
Unterstützung der Farmen zu fördern.
Das ausgestellte Zertifikat dieser Multi-
Stakeholder-Organisation soll garantieren,
dass der von den Mitgliedern vertriebene
Wein unter ethisch vertretbaren Lebens-
und Arbeitsbedingungen produziert wird.
WIETA hat dazu einen Verhaltenskodex
ausgearbeitet, dessen Einhaltung durch
soziale Audits überwacht wird.

Auffällig ist, dass nur 40 Prozent der
WIETA-Mitglieder das eigentliche Zertifi-
kat besitzen. Es entsteht somit schnell der
falsche Eindruck, dass alle Mitglieder
unter ethischen Standards produzieren,
was nicht der Fall ist. Auch das WIETA-
Prüfverfahren weist Schlupflöcher auf,
indem es die Möglichkeit zur Vorberei-
tung auf den Kontrollbesuch eines Prüfers
bietet. Dadurch kommt es zu einer Verzer-
rung der realen Situation auf den Farmen.
Ein weiterer Kritikpunkt besteht darin,
dass die Arbeitsbedingungen der Saison-
arbeiterInnen und der durch Arbeitsver-
mittler angestellten ArbeiterInnen bei der
Vergabe des Zertifikates nicht berücksich-
tigt werden. Folglich wird dessen Aussage-
kraft sehr fragwürdig.

1 http://www.wieta.org.za/download/
Newsletter-May-2016.pdf 



Leben und Arbeiten auf den
Farmen

Ein normaler Arbeitstag auf den
Farmen hat zwölf bis vierzehn Stun-
den. Gearbeitet wird unter allen
Wetterbedingungen. Keine oder nur
mangelhafte Schutzkleidung, für die
die FarmarbeiterInnen finanziell
meist selbst aufkommen müssen,
führt zu Kontakt mit gefährlichen
Pestiziden und Chemikalien. Auf den
meisten Farmen fehlt zudem ein 
Zu gang zu sauberem Trinkwasser und
Toiletten am Arbeitsplatz. Oft sind
die Wohnhäuser in desolatem Zu-
stand.

Benachteiligte des Systems sind vor
allem die Frauen, welche meist nur
als Saisonarbeiterinnen angestellt
werden. Für die gleiche Arbeit verdie-
nen sie weniger Geld als die Männer.
Schwangere Frauen werden oft ohne
Rechtfertigung entlassen. Nur fünf
Prozent von ihnen erhalten bezahl-
ten Mutterschaftsurlaub, obwohl
ihnen dieser rechtlich für vier Mo-
nate zusteht. Diese Faktoren führen
zu einer 30-40 Prozentigen Einkom-
mensdifferenz zwischen Männern
und Frauen. 

Auch das Familienleben leidet unter
den auf den Farmen herrschenden
Bedingungen. Kinder, die auf Farmen
leben, sind im Durschnitt häufiger
unterernährt und unterentwickelt.
Verursacht wird dies vor allem durch
das Dop-System der Farmer, die ihre
ArbeiterInnen teilweise mit Alkohol
bezahlen, obwohl dies bereits 1960
verboten wurde. Die dadurch geför-
derte Alkoholabhängigkeit führt
dazu, dass die Betroffenen ihr ohne-
hin schon zu geringes Gehalt für
Alkohol ausgeben. Aufgrund der
gefährlichen Kombination aus Alko-
holkonsum der Eltern, Unterernäh-
rung und dem Pestizideinsatz auf den
Farmen sind Kinder im Western Cape
doppelt so häufig behindert als im
nationalen Durchschnitt.   

Immer mehr festangestellte Arbeite-
rInnen verlassen die Farmen und
siedeln sich in Squatter Camps in den
umliegenden Dörfern und Siedlun-
gen an. Sie wollen sich so der direk-

ten Kontrolle durch die Farmer ent-
ziehen und ihre Kinder vor rassisti-
schen Übergriffen schützen. Da die
Farmen weit außerhalb liegen, erhof-
fen sie sich einen besseren Zugang
zur Infrastruktur, auch wenn diese
immer noch mangelhaft ist. Schulen
und Krankenhäuser sind aber den-
noch besser von den Siedlungen als
von den Farmen aus zu erreichen. 

Wissen um die eigenen Rechte

Viele FarmarbeiterInnen kennen ihre
Rechte oft nicht. Zu diesen gehört
auch das Recht auf Vertretung, wel-
ches durch die Verfassung gewährleis-
tet, von den Farmern aber missachtet
wird. Auf den Beitritt zu einer Ge-
werkschaft folgt häufig die Entlas-
sung durch den Arbeitgeber. Von den
rund 700.000 FarmbeiterInnen sind
nur zwischen drei und fünf Prozent
Mitglieder einer Gewerkschaft. In der
westlichen Kapprovinz gehören im-
merhin noch fünf bis acht Prozent
einer Gewerkschaft an. Problematisch
ist auch die große Abhängigkeit der
ArbeiterInnen hinsichtlich der engen
Verknüpfung von privatem Wohnen
und gleichzeitigem Arbeiten auf der
Farm. Da die Farmen außerhalb der
Städte liegen, sind die ArbeiterInnen
von der Infrastruktur abgeschnitten.
Dies erschwert eine gewerkschaftliche
Organisation. Die Gewerkschaften
leisten einen essentiellen Beitrag zur
Mobilisierung und Aufklärung der
Mitglieder über ihre Rechte. 

Die staatliche Kontrolle der Farmen
versagt aufgrund der eingeschränkten
Kapazität des Arbeitsministeriums. 
So finden sich in der westlichen
Kapprovinz 107 Arbeitsinspektoren,
die für 6000 Farmen verantwortlich
sind. Weil Kontrollbesuche den Far-
mern immer angekündigt werden
müssen, ist eine echte Feststellung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Farm arbeiterInnen unmöglich. Die
beschrie  benen Abhängigkeiten der
Arbeiter Innen von den Farmern bele -
gen die Vulnerabilität ersterer. Sie
können allzu leicht von den Farmern
unter Druck gesetzt und somit ihrer
Menschenrechte beraubt werden. 
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Farmarbeiterstreik in Western
Cape – Robertson Winery

Die Robertson Winery-Farm befindet sich 
im Langeberg Distrikt im Western Cape.
Derzeit finden dort Auseinandersetzun-
gen zwischen den Farmern und ihren
Angestellten statt. Die ArbeiterInnen for -
dern eine Lohnerhöhung von 3.700 Rand
(rund 245 Euro) auf 8.500 Rand (rund
563 Euro) pro Monat. Organisiert wird
dieser Streik durch die Gewerkschaft
CSAAWU (Commercial Stevedoring, Agricul-
tural and Allied Workers Union). 

Der CEO von Robertson Winery, Anton
Cilliers, wendet gegen die Vorwürfe ein,
dass die Arbeitsbedingungen von Robert-
son dem Standard der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) entsprechen.
Robertson Winery verweigert bislang Men -
s chrechtsbeauftragen den Zugang zu den
Weinfarmen. 

CSAAWU hat eine Online-Kampagne ge -
startet, die mittlerweile auch im Ausland
große Aufmerksamkeit erregt. Es fand ein
Treffen zwischen CSAAWU und Vertretern
des schwedischen Unternehmens System-
bolaget statt, das den FarmarbeiterInnen
seine Unterstützung zusagte. Auch Däne-
mark und Norwegen reagieren besorgt
auf die Situation in Südafrika und solidari-
sieren sich mit den ArbeiterInnen in
Western Cape. 
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Was muss sich ändern?

Auf südafrikanischer Seite müssen
endlich existenzsichernde Löhne
gezahlt werden, welche die Ernäh-
rungssicherheit und ein Leben in
Würde für die FarmarbeiterInnen
garantieren. Der FarmarbeiterInnen-
streik von 2012/2013 hat dies nicht
erwirkt. Was die Angestellten durch
die Lohnerhöhung von 2013 mehr
verdienen, wird ihnen beim Trans-
port und der Unterkunft wieder abge-
zogen. An der realen Situation hat
sich somit nichts verändert. 

Der Zugang zu Gewerkschaften
muss aktiv gefördert werden. Sie sind
wichtige Instanzen, bei denen die
ArbeiterInnen eine Aus- und Weiter-
bildung erhalten und über ihre Rech -
te aufgeklärt werden. Das Recht auf
Versammlungsfreiheit steht den 
ArbeiterInnen zu, doch die Farmer
verweigern es ihnen. Die existieren-
den Gewerkschaften sind in ihren
Einflussmöglichkeiten sehr begrenzt,
weil nur die wenigsten Farmarbeiter-
Innen gewerkschaftlich organisiert
sind. Die Distanz zwischen den Far-
men behindert die gewerkschaftliche
Organisation. Hinzu kommen die
Hürden, die von den Farmern errich-
tet werden. 

Außerdem müssen bessere Arbeitsbe-
dingungen für SaisonarbeiterInnen
geschaffen werden, vor allem auch
für die MigrantInnen unter ihnen.
Ihnen stehen keine Zusatzleistungen
wie Mutterschafts- oder bezahlter
Urlaub zu. Gleichzeitig fällt ihr Ge-
halt aber deutlich niedriger als das
der Festangestellten aus. Da sie häufig
außerhalb der Farm leben, haben sie
während der Arbeit keinen Zugang zu
Toiletten. Die Verfügbarkeit von Sai -
sonarbeiterInnen und ihre Manipu-
lierbarkeit aufgrund des prekären
Status der MigrantInnen unter ihnen
dient den Farmern dazu, Proteste 
von Festangestellten gegen schlechte
Arbeits- und Lebensbedingungen,
wenn sie überhaupt artikuliert wer-
den, im Keim zu ersticken.

All dies muss sich dringend ändern.
Dafür bedarf es ethischer Standards
und Kodizes, deren Umsetzung und
Einhaltung kritisch und effektiv über -

prüft werden müssen. Das reine For-
mulieren von Verhaltensstandards
reicht nicht aus, Menschen- und
Arbeitsrechte müssen geschützt wer-
den. Hier sind in erster Linie die
Nationalregierung Südafrikas und die
Regierung der westlichen Kapprovinz
gefragt. Sie stehen in der Pflicht, die
in der südafrikanischen Verfassung
und in den vielen weiteren nationa-
len Gesetzen verankerte Würde aller
Menschen auch für die Farmarbeite-
rInnen geltend zu machen. Dafür
müssen die Stellen in den Ministe-
rien, die für die Überwachung der
Arbeitsrechte zuständig sind, aufge-
stockt werden. Auch eine Verstärkung
der in diesem Bereich arbeitenden
Gewerkschaften und NGOs würde
helfen. 

Auch auf der deutschen Seite, sprich
der Vermarktungsseite, sind einige
Schritte notwendig, um zu einer
positiven Veränderung in Südafrika
beizutragen. Viele Weinimporteure
bekennen sich explizit oder implizit
zu Menschenrechten und somit zur
Lieferkettenverantwortung, die
auch für die Weinindustrie gelten
muss. Solange sie über die herrschen-
den Verhältnisse in der südafrikani-
schen Weinindustrie schweigen,
tragen sie dazu bei, diese aufrechtzu-
erhalten. Als Importeure verfügen sie
über Handlungsmöglichkeiten, die 
sie nutzen sollten, um zur Überwin-
dung der rassistischen Strukturen 
bei ihren Geschäftspartnern beizutra-
gen. Über die Importeure hinaus ist
auch die Politik gefragt, um durch
entsprechende Gesetzte zur Einhal-
tung der Menschenrechte in der
Lieferkette der Weinindustrie beizu-
tragen. Beispiele solcher Gesetzge-
bungen existieren etwa in Schweden.
Die Bundesregierung könnte sich an
diesen orientieren.  
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Die Marktmacht deutscher Supermarktketten und 
Arbeitsbedingungen von Frauen auf Traubenfarmen 
in Südafrika



Die vorliegende Untersuchung beleuch- 
tet den Preisdruck deutscher Super-
marktketten auf die südafrikanische 
Wein- und Tafeltraubenindustrie und  
die unhaltbaren Zustände für Landar-
beiterinnen auf den Plantagen. In  
den letzten Jahren hat die südafrika-
nische Weinindustrie sehr gelitten, 
nur 15 Prozent der Weinproduzenten 
können noch profitabel arbeiten.  
Am stärksten betroffen sind die Arbei- 
terinnen auf Traubenplantagen, die 
teilweise nicht den Mindestlohn erhal- 
ten, mit giftigen Pestiziden besprüht 
und diskriminiert werden. Sie sind das 
schwächste Glied der Lieferkette. 

Die Studie basiert u.a. auf einer Unter- 
suchung von Oxfams Partnerorgani- 
sation, der südafrikanischen Frauen-
organisation Women on Farms Project 
(WFP), die sich seit 1992 für die Rechte  
von Arbeiterinnen auf Traubenplan-
tagen einsetzt. Von März 2016 bis 
Februar 2017 wurden insgesamt 343 
Landarbeiterinnen befragt. Die Studie 
ist Teil einer Reihe von Oxfam-Berich- 
ten, die immer wieder Menschenrechts- 
verstöße entlang der Lieferketten  
tropischer Früchte von deutschen Ein- 
zelhandelsunternehmen belegen. 
Trotz der Nachhaltigkeitsversprechen 
deutscher Supermarktketten verbes-
sern sich die Arbeitsbedingungen auf 
Fruchtplantagen in den Produktions-
ländern kaum.

Für einen strukturellen Wandel ist auch  
in diesem Fall die konsequente Um-
setzung des Arbeitsrechts in Südafrika  

nötig – aber auch die Einführung ver- 
bindlicher gesetzlicher Regeln in 
Deutschland, die für den Schutz der 
Menschenrechte in der Wertschöp-
fungskette deutscher Unternehmen 
sorgen.   

Die wichtigsten Erkenntnisse der 
Studie im Überblick:

Marktmacht der  
Supermarktketten 

Im Weinmarkt sind die Discounter wie 
Aldi, Lidl, Rewes Penny und Edekas 
Netto-Markendiscount besonders do- 
minant. Sie verkaufen nach Berech-
nungen des Deutschen Weininstituts 
40 Prozent des in Deutschland konsu-
mierten Weins, während Supermärkte  
wie Edeka und Rewe 21 Prozent der  
Verkaufsmenge umsetzen. Bei Tafel- 
trauben und frischem Obst domi- 
nieren die Edeka-Gruppe, die Schwarz- 
Gruppe (Lidl und Kaufland), die Aldi- 
Gruppe und die Rewe-Gruppe den 
Markt mit zusammen rund 67 Prozent 
des Gesamtumsatzes. Das verleiht 
deutschen Discountern und Super-
marktketten eine enorme Verhand- 
lungsmacht gegenüber ihren Liefe-
ranten.

Preisverfall: Exportpreise 
im Sinkflug

Seit 2000 ist der durchschnittliche 
Exportpreis für südafrikanischen Wein 
bei der Ausfuhr nach Deutschland um  
über 80 Prozent gefallen. Gleichzeitig  

sind in den letzten zehn Jahren die  
Produktionskosten um rund 48 Prozent  
gestiegen. Südafrikanische Produzen- 
ten berichten, dass sie pro Flasche 
nur rund 25 Cent erhalten (ca. zehn Pro- 
zent des durchschnittlichen Einzel-
handelspreises).

Bei Weintrauben sind die Zahlen ähn-
lich: Der Ausfuhrpreis nach Deutsch-
land liegt mit 77 Eurocent (2015) pro 
Kilogramm weit unter dem Weltdurch-
schnitt.  

Problem Tankwein

Unter Tankwein versteht man Wein, der  
in großen Tanks statt in Flaschen ex- 
portiert wird. Für deutsche Importeure 
ein Preisvorteil: Die Einfuhr von Tank-
wein ist fast um die Hälfte billiger als 
Wein in Flaschen. Umgefüllt wird der 
Tankwein in Deutschland, was einen 
Wert- und Stellenverlust für die süd- 
afrikanische Weinindustrie bedeutet. 
Die für die Wertschöpfung zentralen 
Prozesse wie die Mischung des Weins 
und die Erschaffung einer Marke fin-
den nicht mehr in Südafrika, sondern in  
Deutschland statt. Der Wein als Roh-
stoff wird dadurch austauschbar. Im- 
porteure und Einzelhändler brauchen 
sich nur nach dem Preis zu richten  
und das billigste Angebot zu nehmen. 
2014 wurden 79,4 Prozent des nach 
Deutschland exportierten südafrikani- 
schen Weins als Tankwein verschifft.  

ZUSAMMENFASSUNG
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Fehlende Transparenz

Auf Nachfrage von Oxfam hat keine der  
vier großen deutschen Supermarkt-
ketten ihre Lieferbeziehungen in Bezug  
auf Wein und Trauben vollständig  
offengelegt. Insbesondere die Infor- 
mation, von welchen Plantagen die 
Trauben kommen, wurde nicht preisge- 
geben. Auch für Verbraucher/innen 
bleiben bei der Verwendung von Tank-
wein und insbesondere bei Eigen-
marken der Discounter die Plantagen 
verborgen, da meist nur der Impor- 
teur in Deutschland und der Abfüller 
auf dem Etikett aufgeführt werden.

Farmarbeiterinnen:  
ausgebeutet und  
ungeschützt 

Unter dem enormen Preisdruck im süd- 
afrikanischen Wein- und Tafeltrau- 
benmarkt leiden vor allem die Arbeite- 
rinnen auf den Farmen. 20 Prozent 
der befragten Arbeiterinnen erhalten 
weniger als den Mindestlohn.  

Dazu kommt ein enormes Gesundheits- 
risiko: Gut die Hälfte der für die Studie 
befragten Frauen ist während der Ar- 
beit giftigen Pestiziden ausgesetzt, 
oft ohne Schutzkleidung. Zudem wer- 
den Frauen auf verschiedenste Wei- 
sen benachteiligt: Sie erhalten für die  
gleiche Arbeit weniger Lohn als  
Männer, werden sexuell diskriminiert 
oder müssen dies fürchten. Wehren 
können sich die Frauen nicht: Nur die  

wenigsten sind Mitglied einer Gewerk- 
schaft, denn viele Farmer erlauben 
nicht, dass die Arbeiterinnen an Ge- 
werkschafts treffen teilnehmen und 
verbieten Gewerkschaftern, die Plan-
tagen zu betreten. 

Forderungen 

Oxfam fordert eine gemeinschaftliche  
Anstrengung aller Beteiligten: Die 
südafrikanische Regierung muss natio- 
nales Arbeitsrecht umsetzen. Ge- 
werkschaften und Frauenorganisati- 
onen müssen die Rechte von Land- 
arbeiterinnen angemessen vertreten  
können. Plantagenbesitzer/innen 

müssen die Arbeitsrechte ihrer Land- 
arbeiterinnen achten. Supermarkt- 
ketten und Importeure müssen dafür  
sorgen, dass Menschenrechte auch 
bei ihren Lieferanten geachtet werden.  
Und die deutsche Bundesregierung 
muss durch ein Gesetz zur menschen- 
rechtlichen Sorgfalt im Sinne der 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte Supermarktketten 
und Importeure verpflichten, dafür zu  
sorgen, dass Menschenrechte in de- 
ren Lieferketten geachtet werden. Die- 
se Sorgfaltspflicht umfasst auch die 
Zahlung fairer Preise und das Einhalten  
fairer Handelspraktiken.
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Anbaugebiet in Stellenbosch, Westkap
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AUSGEWÄHLTE LIEFERVERBINDUNGEN FÜR WEIN

Im
porteure

Abfüller

Nederburg  
4,99€

Golden Kaan  
4,99 – 5,49€

Cimarosa  
2,49€

Fairglobe  
3,59€

Sumerton  
2,29 – 2,49€

African  
Rock  
2,29€

2,49€

Sauvignon Blanc, 
Cabernet Sauvignon, 

Shiraz 

Shiraz,  
Cabernet Sauvignon, 

Chardonnay,  
Pinotage

Pinotage, 
Cabernet Sauvignon, 

Merlot Chardonnay Cabernet Sauvignon 
Pinotage

Sauvignon  
Blanc

SWSA SWSAFairTrade

Plantagen
Exporteure

MANGELNDE TRANSPARENZ  
IN DER LIEFERKETTE

Keiner der vier großen deutschen Einzelhandelskonzerne hat  
seine Lieferbeziehungen in der Wein- und Tafeltrauben- 
lieferkette auf Nachfrage von Oxfam vollständig offengelegt.  
Insbesondere teilte keins der Unternehmen mit, von wel-
chen Plantagen ihre im Wein verarbeiteten Trauben oder ihre 
Tafeltrauben kommen. 

Bei Markenweinen lassen sich die Weinplantagen anhand der  
Flaschenetiketten teilweise identifizieren. Bei der Verwen-
dung von Tankwein und insbesondere bei Eigenmarken der  
Discounter bleiben Verbraucher/innen die Plantagen ver-
borgen, da meist nur der Importeur in Deutschland und der 
Abfüller auf dem Etikett aufgeführt werden. 

Lidl – so viel ließ sich ermitteln – arbeitet für seinen Cimarosa- 
Wein mit Genossenschaften zusammen, die in Paarl ansäs- 
sig sind, darunter laut eigenen Angaben eine namens Perde- 
berg.29 Für Aldi Nord kontrolliert ein Unternehmen mit dem 
Namen Zidela Wines die vertraglich angeschlossenen Wein-
farmen, beispielsweise in Stellenbosch, Paarl und Fransch-
hoek. Aldi Süd arbeitet mit dem in Stellenbosch ansässigen 
Unternehmen Distell zusammen. In diesen Anbaugebieten 
fanden Recherchen der Oxfam-Partnerorganisation Women 
on Farms Project statt. Auch wenn nicht bekannt ist, wo- 
hin die untersuchten Farmen exportieren, stellen die meisten  
der dabei festgestellten Missstände ein strukturelles Pro- 
blem im südafrikanischen Weintrauben- und Weinsektor dar  
und dürften daher auch auf Produzenten zutreffen, die für 
den deutschen Markt anbauen.

Perde-
berg

KWV South  
Africa  

(Pty) Ltd
Zidela  
Wines Distell

D-NW  
170 002

Rostberg  
Pty Ltd

Vineris 
GmbH

Andreas  
Oster Wein- 
kellerei KG

Peter  
Mertes KG  

Weinkellerei

Distell  
Europe  

Ltd.

Eggers und  
Frank Holding 

GmbH Zimmermann- 
Graef &  

Müller GmbH  
& Co. KG  

WeinkellereiNederburg  
Wines ?

?

??

?

? ?

?

?

? ??

?
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NACHHALTIGKEITSINITIATIVEN  
DER SUPERMARKTKETTEN

Die befragten Unternehmen Edeka, Rewe, Aldi und Lidl sind 
Mitglied in verschiedenen freiwilligen Nachhaltigkeitsinitia-
tiven und versuchen, sich auf diese Weise in ein positives 
Licht zu rücken. 

So sind alle bei den vier Einzelhandelsketten angebotenen 
Weintrauben GLOBALG.A.P.-GRASP-zertifiziert30, ursprüng- 
lich ein Siegel zur Sicherung der Lebensmittelsicherheit, das  
seit ein paar Jahren auch Arbeitsbedingungen umfasst. In 
Südafrika arbeitet GLOBALG.A.P. auch mit der Sustainability  
Initiative South Africa SIZA zusammen, einer lokalen Nach-
haltigkeitsinitiative31. Alle vier großen Supermarktketten sind  
zusätzlich Mitglieder der Business Social Compliance Ini- 
tiative (BSCI)32, einem Zusammenschluss unter anderem von  
Einzelhändlern, Textil- und Lebensmittelherstellern, um 
gemeinsam die sozialen Bedingungen in der Lieferkette zu 
verbessern. Darüber hinaus arbeiten Lidl, Aldi und Edeka  
mit Lieferanten zusammen, die von der WIETA-Initiative (Wine  
Industry Ethical Trading Association) überprüft worden  
sind, einer Multi-Stakeholder-Initiative für die Verbesserung  
der sozialen Bedingungen im Weinsektor.33

Einige Weine tragen das Nachhaltigkeitssiegel „Sustainability  
Seal“, das den Schwerpunkt auf Einhaltung der ökologi-
schen Standards setzt.34 Alle diese Standards lassen jedoch  
den Kern des Problems außer Acht: die niedrigen Einkaufs-
preise und die Handelspraktiken der Supermarktketten und  
Importeure. Zwar führen alle Supermarktketten auch Fair-
trade-Weine mit garantiertem Mindestpreis für Weinprodu-
zenten im Angebot, keines der Unternehmen setzt sich 
jedoch Ziele, um dieses Sortiment zu erhöhen.

GLOBALG.A.P. ist für südafrikanische Produzenten und Ex- 
porteure faktisch Eintrittsvoraussetzung für den deut-
schen Markt: So kaufen deutsche Supermarktketten keine 
Weintrauben, die nicht GLOBALG.A.P.-zertifiziert sind. Ihre 
erhöhten Ausgaben für die Einhaltung der Nachhaltigkeits- 
anforderungen der verschiedenen Standards können die 
Produzent/innen jedoch nicht durch Preiserhöhungen aus-
gleichen. Dass sowohl der Handel als auch die Endver- 
braucher/innen keine höheren Kosten für zertifizierte Weine  
akzeptieren, sei laut Aussage eines Großhändlers nicht  
nur in Deutschland ein Problem.35

Wie sieht es auf den Traubenfeldern und Weingütern in Süd- 
afrika wirklich aus und wem nützen die Nachhaltigkeits-
standards? Verändern sie tatsächlich die Situation der Arbei- 
terinnen oder helfen sie nur den Supermarktketten, ihre  
Gewinne zu steigern und den deutschen Verbraucher/innen,  
sich beim Einkauf wohler zu fühlen?
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Wohnstätte von Farmarbeiterinnen und ihren  
Familien im Township „Spooky Town“
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14



„Frauen werden geringer bezahlt als Männer … Sie werden 
diskriminiert und ihre Arbeitsverhältnisse sind unsicher. Ins- 
gesamt haben sie eine geringere Aussicht als Männer, un- 
befristet angestellt zu werden und ihren prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen zu entkommen.“
Human-Rights-Watch-Bericht 2011 

Weltweit gehören Landarbeiterinnen zu den Ärmsten der 
Armen. In Südafrika reicht die strukturelle Ungleichheit zwi- 
schen Grundbesitzer/innen und Farmarbeiter/innen in die 
Kolonialzeit zurück, als noch Sklaven und Sklavinnen auf den  
Feldern der holländischen und französischen Kolonial- 
herren arbeiteten. In den Jahren der Apartheid bis 1994 ging  
die Ausbeutung der Landarbeiter/innen weiter. Dazu ge- 
hörten Kinderarbeit, unmenschliche Lebensbedingungen und  
das sogenannte „Tot-System“: Farmarbeiter/innen wurden 
mit Wein bezahlt, was zu verbreitetem Alkoholismus unter  
ihnen führte und am West- und Nordkap die weltweit höchs- 
te Rate des fetalen Alkoholsyndroms36 mit sich brachte. Ob- 
wohl nach dem Ende der Apartheid ein neues Arbeitsrecht 
eingeführt wurde, fehlt es an einer flächendeckenden Um- 
setzung, um wirklich zu einer Verbesserung der Situation 
der Arbeiter und insbesondere der Arbeiterinnen zu gelangen. 

Frauen, die auf Farmen Weintrauben ernten, leiden immer  
noch unter strukturellen Problemen wie Niedriglöhnen, prekä- 
ren Arbeitsverhältnissen, mangelndem Gesundheits- und 
Arbeitsschutz und miserablen Unterkünften. Ein Kernproblem  
war und ist der geringe Organisationsgrad bei Land- und 
Saisonarbeiter/innen. Eine Vertretung durch Gewerkschaften,  
die den Interessen weiblicher Arbeiterinnen nachkommt, 
fehlt.

Human Rights Watch und die Internationale Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) haben bereits in Studien aus 2011 und 2015 den 
Anstieg von Saison- und Gelegenheitsarbeit in unsicheren  
Vertragsverhältnissen dokumentiert.37 Wie die von WFP 
durchgeführten Interviews zeigen, hat sich die Lage weiter  
verschlechtert: Während fest angestellte Arbeiter/innen  
häufiger auf der entsprechenden Farm wohnen, gilt dies nicht  
für Tagelöhner/innen. Sie leben in informellen Siedlungen 
und Townships außerhalb der Städte, wohin seit dem Ende 
der Apartheid Hunderttausende vertrieben wurden. 

ARBEITSBEDINGUNGEN VON FRAUEN AUF 
WEIN- UND TAFELTRAUBENPLANTAGEN

Streiks im Anbaugebiet De 
Doorns und in der Kellerei 
Robertson Winery 

Im November 2012 brach im An- 
baugebiet De Doorns im Westkap 
ein historischer Streik aus, der 
sich schnell ausweitete. Neben der 
allgemeinen Forderung nach mehr 
Lohn wollten Frauen gleiches Geld 
für gleiche Arbeit und bezahlten 
Mutterschutz. In seinem Verlauf kam  
es zu Gewalttaten, zwei streiken- 
de Arbeiter wurden getötet. Wäh- 
rend des Ausstands bekamen die  
Arbeiter/innen kein Geld und hun- 
gerten teilweise. Ende Januar 
2013 endete der Streik mit einer 

Erhöhung des Mindestlohns von 69 auf  
105 Rand. Auch wenn dies weniger ist  
als die geforderten 150 Rand, war der  
Streik ein Erfolg und hat auch dazu 
geführt, dass Arbeiterinnen sich ihrer 
Rechte stärker bewusst sind und sich 
teilweise besser organisieren. Auf der  
anderen Seite wurden in der Folge zahl- 
reiche Festangestellte durch Saison-
arbeiter/innen ersetzt. Viele Gewerk-
schaftsmitglieder kamen auf schwarze 
Listen, 60 Mitglieder der Gewerkschaft 
CSAAWU wurden entlassen. 

Wichtig auch der Streik in der Weinkel-
lerei Robertson Winery aus 2016. Er 
hat insbesondere durch den Dokumen-

tarfilm „Bitter Grapes – Slavery in 
the Vineyards“38 des Filmemachers 
Tom Heinemann internationale Auf- 
merksamkeit bekommen. Der Boy-
kott der dänischen Verbraucher- 
/innen und die Weigerung dänischer  
Supermärkte, weiter Wein von Ro- 
bertson abzunehmen, hat auch den  
Einfluss europäischer Verbraucher- 
/innen und Einkäufer beleuchtet.  
Letztendlich hat der Streik für eine  
Lohnerhöhung von acht Prozent 
und die Einräumung eines jährlichen  
Zuschlags gesorgt und einmal 
mehr die strukturelle Ausbeutung 
in der Weinindustrie aufgezeigt.39
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„Die Farmer blicken auf uns herab und behandeln uns  
wie Hunde.“
Landarbeiterin, die Weintrauben erntet und verpackt

ARBEITSVERTRÄGE UND LÖHNE 

 „Ich bin nicht glücklich: Ich habe keinen Vertrag, ich  
kenne meinen Lohn nicht.“
Interview mit einer Farmarbeiterin 2016

„Ich habe noch nie in meinem ganzen Leben einen  
Vertrag unterzeichnet.“
Landarbeiterin auf einer Farm, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut

Von den durch WFP befragten Frauen haben nur rund 30 Pro- 
zent eine Kopie ihres Arbeitsvertrags erhalten, knapp 40 
Prozent haben gar keinen Vertrag unterzeichnet. 18 Prozent  
der Befragten wissen nicht, ob sie den Mindestlohn für  
Landarbeiter/innen bekommen, wobei die Mehrheit aussagte,  
ihn zu kennen. Grund ist, dass die Lohnzettel häufig in-
transparent sind und illegale Abzüge enthalten. 20 Prozent 
sagten aus, weniger als den Mindestlohn zu erhalten. „Ich 
möchte einen fairen Lohn“, so eine der befragten Landarbei- 
terinnen. „Ich möchte, dass jeder Arbeiter und jede Arbei-
terin angemessen dafür bezahlt wird, dass sie sorgfältig ar-
beiten und die Weintrauben ordnungsgemäß verpacken.“ 

Zwischen März 2016 und Februar 2017 lag der monatliche  
Mindestlohn für Landarbeiter/innen bei 2.778,83 Rand 
(178,10 €)40. Die Empfehlung des südafrikanischen Natio- 
nalen Rats für wirtschaftliche Entwicklung und Arbeit 
( NEDLAC) für 2016 liegt bei 3.500 Rand (226,40 €). Laut der  
Pietermaritzburg Agentur für soziale Gemeindearbeit 
( PACSA) musste eine durchschnittliche fünfköpfige Familie 
in Südafrika 2016 monatlich 3.125,87 Rand (202,40 €) al- 
lein für Essen ausgeben, um sich einigermaßen gesund und 
ausgewogen zu ernähren.41

Die Umfrageergebnisse unterscheiden sich deutlich, je 
nachdem, ob die Befragten fest angestellt oder als Saison-
arbeiterinnen tätig sind. Nach eigener Aussage bekommen  
73 Prozent der Festangestellten den Mindestlohn, bei den Sai- 
sonarbeiterinnen sind es nur 51 Prozent. Auch bei den Ver- 
trägen gibt es deutliche Unterschiede: Während nur 17,5 Pro- 
zent der Saisonarbeiterinnen aussagten, eine Kopie des 
Vertrages bekommen zu haben, waren es bei den Festange- 
stellten 37 Prozent. Nach Schätzungen von WFP sind 70 Pro- 
zent der Arbeiterschaft als Saisonarbeiter/in tätig, die Mehr- 
heit sind Frauen. Zahlreiche Beschäftigte auf den Farmen 
verdienen also nicht genug, um sich und ihre Familien aus- 
reichend zu ernähren und ein menschenwürdiges Leben  
zu führen. Außerdem bekommen Saisonarbeiterinnen nach 
eigener Aussage keinen bezahlten Urlaub, Lohnfortzah- 
lung oder sonstige Sozialleistungen.

„Es ist nicht viel Geld. Nein, das ist kein angemessener Lohn.  
Einmal hat uns jemand besucht, der mit uns über gesunde 
Ernährung gesprochen hat. Dass wir Obst und Gemüse essen 
sollten. Aber wo ist das Geld, um das zu kaufen?“
Landarbeiterin auf einer Farm, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut 

Besonders am Westkap wird die Zahlung des Mindestlohns 
oft davon abhängig gemacht, dass Arbeiterinnen hohe  
Zielvorgaben erfüllen. Dies ist vielfach eine Strategie der Far- 
mer, um den Mindestlohn zu umgehen: Eine Arbeiterin be-
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Traubenplantage im Westkap
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ARBEITSSCHUTZ UND GESUNDHEIT

Arbeitsunfälle

„Die Leute berichten nicht über ihre Arbeitsunfälle. Sie haben 
zu viel Angst, ihrem Vorgesetzten davon zu berichten, weil 
sie fürchten, nach Hause geschickt zu werden, ihren Tages-
lohn zu verlieren und ihren Job.“
Interview mit einer Farmarbeiterin

Viele Farmer profitieren davon, dass Arbeiterinnen ihre Rech- 
te nicht kennen und Arbeitsunfälle nicht melden. Vielfach 
behält der Farmer gesetzeswidrig den Tageslohn ein, wenn 
eine verletzte Arbeiterin eine Klinik aufsucht. Von solchen 
Fällen haben 62 Prozent der Saisonarbeiterinnen berichtet.

richtet, dass die Ziele sich von Tag zu Tag erhöhen. Schaffen  
die Frauen zum Beispiel 70 Rebstöcke am Tag, lautet die 
nächste Vorgabe 74.

33 Prozent der Befragten gaben an, dass sie nach solchen 
Zielvorgaben arbeiten. Erreichen sie ihre Tagesziele nicht, 
sind Abzüge vom Lohn, unbezahlte Überstunden oder die 
Streichung von Boni übliche Mittel der Bestrafung. Selbst bei  
Erfüllung der Vorgabe bekommen einige der Befragten nicht 
den Mindestlohn. „Man verdient 50, 75 oder 100 Rand pro Tag  
(6,50 €), wenn man die Vorgabe erfüllt, aber niemals darü- 
ber“, so eine Farmarbeiterin, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut. Saisonarbeiterinnen droht bei Nicht-
erreichung der Zielvorgabe sogar die Entlassung.

Ein zunehmendes Problem der fest angestellten und auf 
den Farmen zur Miete lebenden Arbeiter/innen sind rechts-
widrige Lohnabzüge für ihre volljährigen Kinder:

 „Wir zahlen eine Extra-Miete für unsere Kinder, die über 18 
Jahre alt sind. Für die, die zwischen 18 und 26 Jahre alt sind, 
zahlen wir 60 Rand pro Woche und für die älter als 26 zah- 
len wir 90 Rand pro Woche. Auf einer anderen Farm zahlen  
sie 200 Rand pro Kind pro Woche.“ 
Interview mit einer Farmarbeiterin 2016
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Arbeiterinnen auf einer Traubenplantage im Westkap

„Diese Woche war eine harte Woche, uns ist das Essen  
ausgegangen. Wir müssen hart arbeiten, wir müssen 
die Tagesziele erreichen, sonst bekommen wir keinen 
Bonus. Heute habe ich es nicht geschafft, aber mor-
gen werde ich es schaffen.“

Belinda (Name geändert) 
37, verheiratet, drei Kinder, fest angestellte  
Landarbeiterin auf einer Weinfarm
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Pestizide

„Sie warnen uns nicht vor, wenn sie sprühen. Es ist, als ob 
wir Tiere wären und sie einfach sprühen dürften.“
Landarbeiterin auf einer Farm, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut

51 Prozent der insgesamt Befragten und sogar 69 Prozent der  
befragten Saisonarbeiterinnen sind während der Arbeit 
Pestiziden ausgesetzt, weniger als eine Stunde nach deren 
Anwendung. 66 Prozent gaben an, keine Schutzkleidung  
zu tragen, da ihnen diese nicht – wie arbeitsrechtlich fest- 
gelegt – zur Verfügung gestellt wird; bei den Saisonarbei-
terinnen waren es 73 Prozent. Nur der Traktorfahrer, der die 
Pestizide versprüht, bekommt nach Aussage der Land-
arbeiterinnen Schutzkleidung. Wenn die Frauen die Felder 
betreten, seien die Trauben manchmal noch mit einer wei- 
ßen Schicht aus Pestiziden bedeckt; trotzdem seien sie ge- 
zwungen, sie mit bloßen Händen anzufassen.

Die am häufigsten durch Pestizide verursachten Gesund- 
heitsprobleme sind entzündliche Hautreaktionen, Erkran-
kungen der Atemwege, Augenentzündungen und Kopf- 
schmerzen. Davon sind nicht nur die Farmarbeiterinnen selbst  
betroffen, sondern auch ihre Kinder und Angehörigen, die  
in der Nähe der Felder wohnen. Landarbeiterinnen berichten, 
dass die versprühten Pestizide auch draußen aufgehängte 
Wäsche bedecken.42 Zudem wird die Kleidung der Familie mit  
Pestiziden kontaminiert, wenn die Arbeiterinnen ihre Ar-
beitskleidung zu Hause zusammen mit der übrigen Wäsche 
waschen.

GEWERKSCHAFTSRECHTE

„Gewerkschaften sind nicht erlaubt auf der Plantage.“
Landarbeiterin auf einer Traubenplantage

Mit drei Prozent ist der Organisationsgrad bei Landarbeiter/in- 
nen im Westkap gering.43 Ein Grund ist Unkenntnis: Teil- 
weise wissen die Abeiter/innen gar nicht, dass es Gewerk- 
schaften gibt, bei denen sie Mitglied werden können. 
Darüber hinaus erlauben viele Farmer weder Besuche von 
Gewerkschaftsvertreter/innen auf der Plantage noch die 
Teilnahme an Gewerkschaftstreffen. 73 Prozent der Befrag-
ten sagten aus, dass Gewerkschaften die Plantage, auf  
der sie arbeiten, nicht betreten dürfen. Viele denken zudem,  
dass nur Festangestellte einer Gewerkschaft beitreten 
können. Weil viele die besonderen Bedürfnisse von Frauen 
und Saisonarbeiterinnen nicht berücksichtigen, fühlen  
sich zahlreiche Landarbeiterinnen auch von den bestehen-
den Gewerkschaften nicht angemessen vertreten.

DISKRIMINIERUNG UND  
SEXUELLE GEWALT 

„Die Aufseher schreien uns an und beschimpfen uns. Aber 
man kann nichts tun. Wenn man sich darüber beschwert, 
schicken sie einen für eine Woche nach Hause, ohne Bezah-
lung.“
Landarbeiterin auf einer Farm, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut 

Frauen sind von den unwürdigen Arbeitsbedingungen auf 
den Traubenplantagen am meisten betroffen. Viele Befragte  
beschwerten sich, dass sie weniger Lohn für die gleiche  

„Wir müssen in der heißen Sonne arbeiten, es gibt 
auch Schlangen. Letztes Jahr bin ich dreimal krank 
geworden von den Pestiziden, ich bin in Ohnmacht 
gefallen. Ich musste sechs Tage ins Krankenhaus.“ 

Linda (Name geändert) 
32, verheiratet, drei Kinder, festangestellte Landarbeiterin
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STAATLICHE KONTROLLE UND  
NACHHALTIGKEITSINITIATIVEN

„Das Arbeitsministerium kommt zur Farm, aber nur zum Farmer;  
sie sprechen nie mit den Arbeiterinnen.“ 
Landarbeiterin auf einer Traubenplantage

Einer der Hauptgründe für die anhaltende Ausbeutung auf 
den Traubenplantagen ist eine mangelnde Umsetzung der  
nationalen Arbeitsgesetze. Laut Aussagen von Arbeiter/innen  
werden die Farmen nur unzureichend staatlich überprüft 
und die dort Beschäftigten in die Betriebsprüfungen nicht 
einbezogen. 

Bisher haben auch freiwillige Nachhaltigkeitsinitiativen der 
einheimischen Industrie wie WIETA nicht zur Überwindung 
der Ausbeutung geführt. Zu kritisieren ist auch hier die man- 
gelnde Einbeziehung der Arbeiterinnen. Nur 24 Prozent der 
befragten Arbeiterinnen kennen WIETA. Die Mehrheit der Ar- 
beiterinnen wird also durch die Nachhaltigkeitsinitiative  
bei Betriebsprüfungen nicht befragt. Ohne eine angemesse- 
ne Einbeziehung der Arbeiterinnen ist jedoch eine nachhal- 
tige Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen nicht möglich. 

Darüber hinaus sind sowohl staatliche Kontrolle als auch die  
im Rahmen der Nachhaltigkeitsinitiativen durchgeführten 
Audits keine ausreichenden Mittel, um die Arbeitsbedingun- 
gen langfristig zu verbessern. Die Befragung hat gezeigt, 
dass bei vielen Betriebsprüfungen betrogen wird und Arbeit- 
geber vorgeschriebene Maßnahmen wie etwa die Bereit-
stellung von Schutzkleidung und sanitären Anlagen oder die  
Markierung von Pestiziden nach ihrem Giftigkeitsgrad nur 
für die Zeit der Audits durchführen. 

„Wenn die Inspekteure kommen, macht der Plantagenbesit- 
zer alles sauber. Er stellt sogar Tische und Stühle für uns 
zum Mittagessen auf. Aber sobald die Inspekteure wieder ver- 
schwunden sind, sind Tische und Stühle auch weg. Das 
macht mich wütend. Wieso kann er das nicht die ganze Zeit 
machen?“
Landarbeiterin auf einer Farm, die für Lidl im Gebiet De Doorns 
Tafeltrauben anbaut 

Arbeit bekommen als Männer. Sie dürfen auch nicht alle Tätig- 
keiten ausüben, zum Beispiel Lastwagen oder Gabelstapler  
fahren. Außerdem berichten viele von Fällen sexueller Beläs- 
tigung bis hin zu Vergewaltigung.

„Während ihrer Menstruation benutzen Frauen die Büsche, um  
ihre Binden zu wechseln. Es ist gefährlich, in die Büsche zu 
gehen, weil überall Männer darum herum sind. Du hast Angst, 
vergewaltigt zu werden. Es ist unwürdig.“
Landarbeiterin auf einer Traubenplantage

Fehlende Toiletten und sanitäre Einrichtungen sind ebenfalls  
eine Form der Diskriminierung von Frauen. 48 Prozent der 
Befragten gaben an, dass sie keinen Zugang zu sanitären An- 
lagen haben. Die Frauen müssen sich während der Feld-
arbeit in den Büschen erleichtern und fühlen sich dabei von 
den Männern beobachtet.

„Die meisten Frauen rufen mich an: ‚Aunty Betty, der 
Plantagenbesitzer hat mir gesagt, dass ich ab mor- 
gen entlassen bin.‘ Und wenn es sich nicht um eine be- 
rechtigte Entlassung handelt, gehe ich dorthin und 
treffe mich mit dem Plantagenbesitzer, um mit ihm zu 
reden, damit die Menschen ihren Job zurückbekommen. 

Manchmal beschimpfen sie die Frauen und gerade habe  
ich zwei Fälle sexueller Belästigung. Und wissen Sie  
was: Der Plantagenbesitzer und der Vorarbeiter bestrit- 
ten die Vorfälle. Eine Frau vertrieben sie von der Plan- 
tage und sie verlor ihre Arbeit, weil sie sich wegen se- 
xueller Belästigung beschwert hatte.

Wir machen Protestmärsche, entweder gegen Zwangs- 
räumungen oder als Reaktion auf Vergewaltigungs- 
fälle auf den Plantagen, oder weil die Plantage verkauft  
wurde und der neue Besitzer die Angestellten nicht 
übernehmen wollte.“

Betty Fortuin  
Sozialarbeiterin, Aktivistin und 
Mitglied von WFP, geboren 1963 
in Marrysburg, aufgewachsen 
im Anbaugebiet De Doorns und 
Mutter dreier Kinder
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Was ist zu tun?

Weder die freiwilligen Nachhaltigkeitsstandards der Super-
marktketten, wie GLOBALG.A.P.-GRASP, noch die Versuche  
der südafrikanischen Industrie mit der Initiative WIETA ha- 
ben bisher zu einer Überwindung der fest verwurzelten Aus- 
beutungsstrukturen beigetragen. Zweifelhafte Audits und 
ausbleibende Verbesserungen auf den Plantagen zeugen da- 
von. Einzig die Streiks in De Doorns und beim Exporteur 
Robertson Winery haben zu Erfolgen bei der Erhöhung des 
Mindestlohns geführt. 

Darüber hinaus stellt sich angesichts der fortschreitenden 
Technisierung und Mechanisierung der Weinindustrie ohne-
hin die Frage nach den Zukunftsperspektiven der Arbeite-
rinnen. 20 Prozent der von PWC befragten Farmer gaben an,  
aufgrund höherer Produktivitätsraten und angesichts der  
Arbeiterunruhen vergangener Jahre zunehmend auf mecha-
nische Landwirtschaft und den Einsatz von Technik um- 
stellen zu wollen.44

Die Antwort kann nur in einer gemeinsamen Anstrengung 
aller Beteiligten liegen: Die südafrikanische Regierung muss  
das nationale Arbeitsrecht effektiv umsetzen und gerade 
Frauen die Chance bieten, selbstbestimmt Berufe frei von 
Ausbeutung zu wählen. Gewerkschaften und Frauenorgani- 
sationen müssen die Rechte von Landarbeiterinnen ange- 
messen vertreten können und sie dabei unterstützen, sich  
ihrer Rechte bewusst zu werden und diese zu verteidigen.  
Plantagenbesitzer/innen müssen die Arbeitsrechte ihrer 
Landarbeiterinnen achten. Und sowohl die deutsche Bundes- 
regierung als auch deutsche Unternehmen müssen für fai- 
re Preise und faire Handelspraktiken sorgen, damit Menschen- 
rechte in der Lieferkette geachtet und geschützt werden 
können.

Nach einer Reihe von Oxfam-Studien zur Produktion von 
Tropenfrüchten in verschiedenen Ländern Lateinamerikas 
zeigt die Untersuchung der südafrikanischen Wein- und 
Tafeltraubenlieferkette einmal mehr: Die Marktmacht und der  
Preisdruck der Supermarktketten haben eine verheerende  
Wirkung auf Importeure und Produzenten und damit letzt- 
endlich auf das schwächste Glied der Lieferkette, die Ar-
beiter/innen auf dem Feld und in der Verpackung. 

Im vorliegenden Fall sind es insbesondere die Discounter, die  
mit ihrer steigenden Nachfrage nach Tankwein fallende Ex- 
portpreise begünstigen und dadurch Ausbeutungsstrukturen  
verstärken. Aber nicht nur die Ausfuhrpreise für südafrika-
nischen Wein nach Deutschland sind in den letzten zehn Jah- 
ren rapide gefallen, auch die Exportpreise für Weintrauben 
haben sich um zwei Drittel verringert. Hinzu kommen unlau- 
tere Handelspraktiken der Supermarktketten insgesamt,  
die mit der Forderung nach Listungsgebühren oder der Finan- 
zierung von Werbeaktionen Kosten und Risiken auf Expor-
teure und Produzenten abwälzen. In der Folge mussten vie- 
le Produzenten den Weinanbau aufgeben. Doch während 
Weinproduzenten vielfach auf andere Produkte wie zum Bei- 
spiel Zitrusfrüchte umsteigen können, leiden Arbeiterinnen 
unter einem zunehmenden Trend zur Gelegenheits- und Sai- 
sonarbeit und müssen versuchen, ihre Familien auf diese 
Weise durchzubringen. 
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THEMENSCHWERPUNKT:

RESSOURCENABBAU 
UND PLATIN



„Ich war gerade bei meinem Mann in

Rustenburg, als die Arbeiter anfingen, für

höhere Löhne zu streiken; sie forderten

12.500 Rand im Monat. Er sagte mir, sie

hätten das Recht, für Lohnerhöhungen

zu streiken, damit ihre Familien mit dem

Nötigsten versorgt sind. 

Dann kam der 16. August 2012, und

damit begann all mein Leid. Nie werde

ich diesen Tag vergessen. Der Schmerz

sitzt tief und brennt und will einfach

nicht vergehen. Beim Abschied sagte er,

sie gingen zu einem Treffen mit der

Gewerkschaft und er hoffe, bei diesem

Treffen zu erfahren, ob die Gewerkschaft

sich mit [dem Platinminenbetrieb] Lon-

min geeinigt hatte, ob sie am nächsten

Tag wieder arbeiten könnten und wie viel

mehr man ihnen bezahlen würde. (...) 

Auf meinem Bild habe ich auf der einen

Seite die Polizisten gemalt, die meinen

Mann erschossen haben. Er lag zwischen

all den anderen, die auch erschossen

wurden. Während ich die vielen Toten

und all das vergossene Blut malte, fragte

ich mich: Warum hat man unseren 

Liebsten das angetan?“

Agnes Makopane Thelejane

Wochenlang streiken 2012 die Minen-
arbeiter der Platinmine von Lonmin,
der in London notierten Minengesell-
schaft, für bessere Löhne und akzepta-
ble Lebensbedingungen. Die meist
unter Tage arbeitenden Streikenden,
die mit Bohrhammern die Steine weg -
klopfen und daher Rock Driller ge-
nannt werden, verdienen zu der Zeit
4000 Rand (400 €). Sie wollen min-
destens 12500 Rand aushandeln, doch
ihre Gewerkschaft, die NUM, weigert
sich, in den Arbeitskampf zu ziehen.
Das hält die Arbeiter nicht davon ab
zu streiken. Ihre Lebensbedingungen
in den Unterkünften an der Mine
rund 100 km nordwestlich von Johan-
nesburg sind nicht mehr zu ertragen: 
Seit Jahren verspricht die Betreiberge-
sellschaft Lonmin in ihren Hochglanz-
broschüren, Häuser für die Arbeiter
und ihre Familien zu bauen. Doch
von den angekündigten 5500 sind
gerade mal drei verwirklicht worden!!
Und die anhaltende Luftverschmut-
zung zerstört die Gesundheit der Ar -
bei ter und ihrer Familien dauerhaft.
„Nur 20 Prozent der Dividende, die
Lonmin während der Jahre 2007 und
2008 auszahlte, hätten leicht dazu

ausgereicht, die versprochenen 5.500
Häuser zu bauen. Während dieser Jah -
 re des rasch steigenden Platin prei ses
und der hohen Profite hät ten alle ge -
setzlich geregelten, sozialen Ver pflich -
tungen eingehalten und verwirklicht
werden können – die adäquate Ver-
sorgung der ArbeiterInnen mit Woh n -
mög   lichkeiten, flie ßend Wasser, Kana-
 li sation, Müll ab fuhr, Schulen, Infra-
struktur. Das Unternehmen versagte
dabei vollkommen. Im Zeitraum zwi-
schen 2007 und 2011, als Lonmin
meinte, sie können sich die Hauspro-
jekte nicht leisten, zahlte das Manage-
ment 607 Millionen Dollar an Divi -
denden aus, und weitere 160 Millio -
nen Dollar an eine Tochtergesellschaft
mit Sitz auf den Bermuda Inseln.
Während die Platinindustrie boomte,
ließen sie die ArbeiterInnen vor Ort
im Stich,“ schreibt der Journalist Greg
Marinovich. (Aus: Greg Marinovich,
Murder at small Koppje. Penguin
2016.)

Die Minenarbeiter wollen das nicht
länger hinnehmen und beginnen sich
zu organisieren. Doch das Manage-
ment von Lonmin weigert sich, sie

Marikana für EinsteigerInnen
Oder: Was hat mein Auto mit dem Massaker von Marikana zu tun?
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anzuhören, in einigen Medien werden
sie als wild Streikende diffamiert und
ihre eigene Gewerkschaft distanziert
sich von ihnen. Die Arbeiter ziehen
sich auf einen der umliegenden Stein-
hügel zurück, der einzige Ort in der
Umgebung, der nicht zur Mine ge-
hört. Dort harren sie aus und versu-
chen unermüdlich, das Management
an den Verhandlungstisch zu bekom-
men. Im Laufe der nächsten Tage kom-
men unter zum Teil ungeklärten Um-
ständen bereits zehn Menschen ums
Leben. Die Situation wird immer auf -
geheizter. Die Polizei fordert sie immer
wieder auf, nach Hause zu gehen und
vor allem ihre „Waffen“ – Holzstöcke
und Macheten – abzugeben. Inzwi-
schen haben sich Arbeiter aus einer
benachbarten Mine angeschlossen
und mit ihnen auch die jüngere Mi-
nengewerkschaft AMCU. Ihr General-
sekretär, Joseph Mathunjwa, setzt 
sich für die Arbeiter ein, erwirkt eine
Abmachung und kann die Streikenden
dazu bewegen, am nächsten Morgen
den Hügel zu verlassen mit dem Ver-
sprechen, dass das Management sich
mit ihnen zusammen setzen wird.

Doch hinter den Kulissen ist bereits
anders entschieden worden, wie später
die Untersuchungskommission he-
rausarbeiten wird: Das Management

von Lonmin – zu dem auch der Vize-
präsident des ANC, Cyril Ramaphosa
gehört, die südafrikanische Regierung
und die Polizei haben sich darauf ver -
ständigt, unter allen Umständen den
Streik aufzulösen. Dies endet blutig:
Am 16. August 2012 wurden 34 Mi-
nenarbeiter in Marikana von der Poli -
zei erschossen, weitere 78 zum Teil
schwer verletzt. 270 Bergleute werden
unter Mordanklage gestellt, da sie mit
ihrem Streik die Polizeigewalt hervor-
gerufen hätten.

34 Familien haben keinen Ernährer
mehr, 34 Frauen sind Witwen gewor-
den. Viele von den verletzten Arbei-
tern sind arbeitsunfähig, ihre Familien
mittellos.

Für Südafrika ist dies ein schwerer
Schlag. Noch nicht mal 20 Jahre nach
den ersten demokratischen Wahlen
lässt die neue, ANC-geführte Regierung
auf Arbeiter schießen. Eine Schock -
welle geht durch das Land, vergleich-
bar nur mit Sharpeville 1960 und dem
Soweto-Aufstand von 1976. Beide
Mas saker hatte das Apartheid-Regime
zu verantworten. Die nationalen und
internationalen Reaktionen veranlas-
sen Präsident Jacob Zuma, eine Unter-
suchungskommission unter Führung
des pensionierten Obersten Richters

Ian Farlam einzuberufen. Sie soll in-
nerhalb von 2 Monaten die Umstände,
die zum Massaker führten, klären. Aus
zwei Monaten werden zweieinhalb
Jahre und erst aufgrund des erneuten
öffentlichen Drucks erklärt sich Zuma
bereit, die Ergebnisse zu veröffentli-
chen. Da bereits viele Debatten der
Untersuchungskommission in die Me -
dien gelangt waren, bleibt das Ergeb-
nis und die Schuldzuweisung, die die
Kommission erteilt, weit hinter den
Erwartungen der Menschen zurück.
Immerhin ist nun die Mitschuld der
Minengesellschaft Lonmin am Streik
und somit am Massaker aufgrund ih -
rer Verweigerung, die Situation der
Arbeiter ernst zu nehmen und ihre
Lebens- und Arbeitsbedingungen nach -
haltig zu verbessern, benannt.

Was hat das mit uns zu tun?

Der Chemiekonzern BASF mit Sitz in
Ludwigshafen ist Hauptkunde von
Lonmin. Als solcher kauft BASF jähr-
lich für rund 600 Millionen Euro Pla -
tin und verwandte Edelmetalle unter
anderem für die Katalysatorenproduk-
tion ein. BASF steht seit 30 Jahren mit
Lonmin in einer engen Geschäftsbe-
ziehung. Als deutsches Vorzeigeunter-
nehmen und Gründungsmitglied des
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UN Global Compact gibt sich BASF 
als internationaler Vorreiter in Sachen
Lieferkettenverantwortung und der
Definition von Nachhaltigkeitsstan-
dards, die angeblich über gesetzliche
Verpflichtungen hinausreichen. BASF
verspricht Grundsätze für ein verant-
wortliches Han deln – z.B. Menschen-
rechte, Arbeitsnormen, soziale Nach -
haltigkeit, Umweltverträglichkeit –
auch von seinen Lieferanten einzufor-
dern.

Tatsache aber ist, dass BASF erst auf
Drängen von Bischof Jo Seoka im
April 2015 eine Stellungnahme zum
Massaker von Marikana und der eige-
nen Verantwortung abgegeben hat.
Auf Einladung einer internationalen
Solidaritätskampagne hatte der angli-
kanische Bischof Seoka auf der Aktio-
närsversammlung von BASF in Mann-
heim diese Lieferkettenverantwortung
zum Thema gemacht. Um seine Glaub -
würdigkeit nicht zu verlieren, sollte
BASF seine Verantwortung als Haupt-
abnehmer von Lonmin beim Wort
nehmen und Letzteren tatkräftig und
finanziell bei Reparationszahlungen
an die Familien der im August 2012
getöteten Menschen unterstützen und
sich an nachhaltigen Verbesserungen
der Infrastruktur vor Ort beteiligen.
Damaliger Kommentar des BASF-Vor-
stands: „Die Verfehlungen Lonmins
sind aus der Distanz schwer zu beur-
teilen“.

Factsheet Mai 2017

Plough back the fruits

Mit diesem Einstieg in die deutsche
Debatte nahm die Kampagne zur Un -
terstützung der Minenarbeiter und der
Hinterbliebenen Fahrt auf. Für die
BASF-Hauptversammlung 2016 wurde
eine größere Delegation zusammenge -
stellt, die in Österreich, der Schweiz,
Berlin und Mannheim über die Verbin -
dung zwischen Rohstoffhandel, Men-
schenrechtsverletzungen und un sere
politische und soziale Verantwortung
aufklären wollte. Mit dabei waren 
zwei Vertreterinnen der Khulumani
Support Group, ein Zusammenschluss
von Opfern und Überlebenden von
Apartheidverbrechen, die sich mit
Traumaworkshops um die Hinterblie-
benen gekümmert hatten, zwei Vertre-

terinnen der Witwen von Marikana
sowie wieder Bischof Seoka.

Die Witwen hatten in ihren Work-
shops mit Khulumani auf großen Lein -
wänden ihr Leiden und Leben dar -
gestellt. Mit diesen Bildern hatte die
KASA bereits eine Wanderausstellung
konzipiert. Jetzt waren die Originale
in Wien zu sehen und die Ausstel-
lungseröffnung bildete den Startpunkt
der groß angelegten Kampagne. Einer
der Höhepunkte war ein Fernsehbei-
trag im ARD-Magazin Panorama am
Vorabend der Hauptversammlung.

Vorhersehbar enttäuschend war die –
dieses Mal besser vorbereitete – Reak-
tion des BASF-Vorstands und Auf-
sichtsrats auf die Reden sowohl des

„Wir sind heute hierhergekommen um mit Ihnen zu sprechen und Ihnen

davon zu erzählen was am anderen Ende Ihrer Lieferkette passiert. Wir fragen

Sie, was sie unternehmen werden, dass Lonmin die weiterhin offenen Pro-

bleme, die zu dem Streik vor vier Jahren führten, endlich entschieden angeht:

Weiterhin werden Löhne bezahlt, die Familien unter dem Existenzminimum

vegetieren lassen. Weiterhin lebt die Mehrheit der ArbeiterInnen und ihrer

Familien in Slums. In Ihren letzten Statements sind all diese Fragen nicht

behandelt. Und solange diese Fragen nicht beantwortet sind, kann es keine

Lösung geben. Wir sagen: Plough back the fruits! Geben Sie uns unsere legiti-

men Anteile am Reichtum zurück!“

Auszug aus der Rede von Ntombizolile Mosebetsane und Agnes Makopano
Thelejane während der AGM von BASF 2016



Factsheet Mai 2017

Bischofs als auch der Witwen: „Wir
leisten unseren Beitrag, indem wir ein
guter Partner sind für Lonmin, indem
wir sicherstellen, dass Lonmin unse-
ren Ansprüchen künftig auch weiter-
hin gerecht werden kann.“

Die Kampagne forderte vom Bilanzge-
winn acht Millionen Euro abzuziehen
und die Dividende entsprechend zu
kürzen. Diese Summe soll dann in
einen Hilfsfonds fließen, der die Hin-
terbliebenen in ihrer akuten finanziel-
len Not unterstützt.

Was hat sich verändert?

Auch wenn BASF es nicht öffentlich
zugibt, scheinen sie den Druck auf
Lon  min erhöht zu haben. Die Häuser
sind aber immer noch nicht gebaut,
das Trinkwasser ist nicht besser gewor-
den und die Luft ebenfalls nicht. Es ist
auch nicht sichtbar, dass hieran gear-
beitet werden würde.

Die Witwen haben inzwischen Arbeit
in der Mine von Lonmin erhalten,
oft sogar unter Tage wie ihre Männer.
Doch das ist ein Hohn: die Witwe
muss für ihre Witwenrente beim Ar-
beitgeber ihres Mannes arbeiten? Ihre
Häuser sind verwaist, denn auch die
Kinder sind im Internat. Die Familien
haben keine Heimat mehr und ein
Familienleben ist nicht mehr möglich.
Nach wie vor sind die Mordanklagen
gegen die Minenarbeiter anhängig.
Die Justiz berief sich dabei auf einBild: Witwen von Marikana, Februar 2016
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Gesetz aus der Zeit der Apartheid, 
dem zufolge bei einer Schießerei unter
Beteiligung der Polizei alle vor Ort
festgenommenen Menschen angeklagt
werden. Die Anklagen wurde 2012
ausgesetzt, die Arbeiter aus der Haft
entlassen, aber bisher gibt es noch kei-
ne endgültige Entscheidung.

Wie geht es weiter?

Auch 2017 wird wieder eine Delega-
tion aus Südafrika auf der Hauptver-
sammlung von BASF auftreten. Vorher
soll das Gespräch mit Parlamentariern
und Gewerkschaften gesucht werden.
Denn neben einer internationalen 
So lidarität mit den Arbeitern und
ihren Familien, ist nur durch einen
erhöhten Druck aus diesem Spektrum
mit längst überfälligen gesetzlichen
Veränderungen in Bezug auf die Lie-
ferkettenverantwortung zu rechnen.
Am Beispiel von BASF sieht man es
sehr deutlich: Eine freiwillige Liefer -
ketten ver ant wor   tung verbessert viel-
leicht das Image transnationaler Un -
ternehmen, nicht jedoch die Arbeits-
und Lebens bedingungen der Arbeiter
im Globalen Süden. Die Deutschen
Gesetzgeber sind aufgefordert, die
Freiwilligkeit und damit Unverbind-
lichkeit der Lie ferkettenverantwortung
zugunsten gesetzlicher Standards auf -
zugeben und diese entsprechend zu
implementieren, um deutsche Unter-
nehmen zu zwingen, sich auch im
Aus land an menschenrechtliche Stan-
dards zu halten.
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Wenig Geld für harte Arbeit 

Wirtschaften ohne Kapital, ohne Gewerbesteuer, ohne Buchhaltung. Was in Deutschland mehr 

oder weniger unvorstellbar ist, gehört in Südafrika zum Alltag. Im sogenannten „informellen 

Sektor“ arbeiten dort unzählige Taxifahrer, Haushaltshilfen oder Straßenhändler als 

unregistrierte Kleinstunternehmen. 

Von Nadine Lindner | 20.04.2012 

Werberufe liegen in der staubigen Luft, auf dem Markt von Marabastad, einem armen Stadtviertel am 

Rand der Innenstadt von Pretoria. Das Sortiment ist groß: frisches Hühnerfleisch, Obst, Gemüse, aber 

auch Schulhefte oder Modeschmuck. Hinzu kommt der süßliche Geruch von gekochten Maiskolben, 

die Leting Ngobene verkauft. Für fünfzig Cent pro Stück ein beliebter Snack. Ihr Verkaufsstand ist ein 

simpler Einkaufswagen. Doch eigentlich hat die junge Frau etwas ganz anderes gelernt:  „Ich habe vor 

zwei Jahren mein Abitur gemacht. Danach kam ein Jahr College für die Ausbildung zur 

Krankenschwester. Das habe ich im letzten Herbst abgeschlossen. Aber sie hatten einen 

Einstellungsstopp. Ich hatte damit keine Chance auf eine Arbeit.“  Ihr Einkaufswagenshop ist nicht als 

Unternehmen beim Staat registriert, neue Ware kauft sie mit dem Bargeld, das sie tagsüber 

eingenommen hat. Gewerbesteuern bezahlt sie nicht, einzig die Mehrwertsteuer, die für ihre Einkäufe 

anfällt, entrichtet sie. Für die 20-jährige Leting Ngobene ist der Maiskolbenverkauf ein Auffangnetz. 

 

Kein Einzelfall, wie Nachi Majoe von Salga befindet, einer Organisation vergleichbar mit dem 

Deutschen Städtebund: „Südafrika hat eine hohe Arbeitslosenrate, von über 20 Prozent. Das trifft 

Leute ohne Ausbildung, aber auch solche mit Qualifikationen. Und um das Überleben zu sichern, gehen 

sie in den informellen Sektor. Es ist wie eine Lebensader für das Land.“ Diese unregistrierten 

Kleinstunternehmen machen sieben Prozent der Wirtschaftsleistung aus, wie Martin Breitenbach 

erklärt, Wirtschaftsprofessor an der Universität Pretoria. Die Tendenz seit Jahren: steigend. 

„Mittlerweile findet die Hälfte der Arbeitskräfte in Südafrika ihr Auskommen im informellen Sektor. 

Für Südafrika, aber auch für viele Entwicklungsländer ist dies der Hauptarbeitgeber.“ 

 

Doch diese Entwicklung hat auch deutliche Schattenseiten, wie Nachi Majoe vom südafrikanischen 

Städtebund erklärt:  „Einer der Nachteile des informellen Sektors ist die Ausbeutung: Nicht nur die 

Löhne sind sehr niedrig, sondern auch die Arbeitsbedingungen sind schlecht. Viele arbeiten sehr lang 

und ohne Gesundheitsschutz.“ Wie Patricia Mathabate zum Beispiel. Die 28-jährige arbeitet als Köchin 

auf dem Markt von Marabastad – von morgens sieben bis abends sieben. Sechs Tage in der Woche.   

„Ich bin nicht lange in die Schule gegangen. Und als ich dort war, habe ich nichts gemacht, nichts 

gelernt. Jetzt kriege ich hier dreißig Euro in der Woche.“ Das macht 120 Euro im Monat. Für 

südafrikanische Verhältnisse ein Hungerlohn. Gerade Benzin und damit öffentliche Busse und 

Lebensmittel sind teuer. Das Wirtschaftswachstum ist mit rund drei Prozent, die für Südafrika im Jahr 

2012 erwartet werden, zu klein, um für einen wirklichen Aufschwung am Arbeitsplatz zu sorgen. Viele 

Schul- oder Hochschulabgänger finden trotz Ausbildung keinen festen Job. Noch einmal Martin 

Breitenbach:  „Die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes ist immer noch sehr schwach. Nur einer von 

vier Schulabgängern hat überhaupt Aussicht auf eine reguläre Beschäftigung.“ 

 

Der Arbeitsmarkt in Südafrika bleibt nach wie vor angespannt. Nach Angaben von Adcorp, einem der 

größten Personalvermittler, der auch regelmäßige Studien zum Arbeitsmarkt veröffentlicht, hat in den 

letzten fünf Jahren fast eine halbe Million Firmen ihre Geschäftstätigkeit aufgegeben. Viele der 

ehemaligen Geschäftsführer oder auch der Mitarbeiter suchen dann ihr Einkommen wie Leting 

Ngobene oder Patricia Mathabate im informellen Sektor. 

















Heinrich Böll Stiftung. Heimatkunde. Migrationspoltisches Portal. 

1 
 

Simbabwische Care-Arbeiter*innen im südafrikanischen 

Migrationsregime  

Die jüngste Bewegung von Menschen aus Simbabwe nach Südafrika ist einer der größten 

konzentrierten Migrationsströme in der südafrikanischen Geschichte. Migrantische 

Care-Arbeiter*innen sind besonders stark von der selektiven Migrationspolitik und den 

restriktiven Arbeitsbedingungen betroffen.  

Kommentar  19. Februar 2020       Von Stefania Vittori 

Die anhaltende wirtschaftliche und politische Krise in Simbabwe sowie zunehmende 

Arbeitslosigkeit und innenpolitische Instabilität veranlassen einen Großteil der Bevölkerung 

dazu, sich in anderen Bereichen der wirtschaftlichen Existenzgrundlagen umzusehen, entweder 

in der städtischen informellen Wirtschaft oder außerhalb des Landes oder beides. Besonders die 

südafrikanische Ökonomie ist stark durch simbabwische Arbeiter*innen geprägt. Dabei stellt 

sich die Frage, welche politische Gestaltungskraft simbabwischen Care-Arbeiter*innen in der 

Aushandlung neuer Handlungsspielräume in der südafrikanischen Migrationspolitik zukommt. 

Nach dem Umsturz des Apartheidregimes 1994 sahen die meisten simbabwischen 

Arbeitnehmer*innen Südafrika als einen Ort an, in dem sie temporäre Beschäftigung finden 

konnten, um die ungünstigen wirtschaftlichen Bedingungen und die schlechten sozialen 

Aussichten in Simbabwe zu bewältigen. Die abnehmenden Perspektiven in den informellen und 

formellen simbabwischen Wirtschaftssektoren drängten qualifizierte und unqualifizierte 

Arbeitskräfte – unabhängig von Alter, Fähigkeiten und Bildungsniveau – dazu, verschiedene 

Formen von Arbeit, vom informellen Handel bis zur langfristigen formellen Beschäftigung, in 

den urbanen Räumen Südafrikas wahrzunehmen. 

Die neoliberale Umstrukturierung des Arbeitsmarktes, ökonomische Diversifizierung und die 

zunehmende Integration von südafrikanischen Frauen in den formalen Erwerbsmarkt führten 

jedoch Ende der 1990er Jahre zur Aufwertung von weiblicher Arbeitskraft und insbesondere 

von Reproduktionstätigkeiten. 

Die Prozesse der fortschreitenden Deregulierung von Arbeitsverhältnissen und Inwertsetzung 

von Sorge- und Pflegearbeit eröffneten simbabwischen Arbeitssuchenden neue Zugänge zur 

ausgeblendeten Haushalts- und Reproduktionsökonomie in Südafrika. Bezeichnenderweise 

hatte dies auch eine doppelte Privatisierung sozialer Aufgaben und von Sorgearbeit zur Folge. 

Die Belastung der sozialen Reproduktion übertrug sich dabei zunehmend auf die Haushalte und 

Gemeinschaften der arbeitenden Armen und simbabwischen Arbeitssuchenden. Die steigende 

Nachfrage nach flexiblen Arbeitskräften vor allem im Pflege- und Haushaltssektor übersetzte 

sich allerdings nicht in eine liberale Migrationsgesetzgebung Südafrikas. 

Die Insider und Outsider des südafrikanischen Migrationsmanagements 

Mit dem Amtsantritt von Jacob Zuma im Jahr 2007 wurde erstmals ein reformiertes System des 

bisherigen grenzüberschreitenden Migrationsmanagements eingeführt. Die drakonischen 

Visumsbeschränkungen von 1996 und Einwanderungsgesetze von 2002 wurden durch die 

bilaterale Vereinbarung des 90-Tage Visa (SITC) ersetzt. Die Zahl der Arbeitserlaubnisse für 

simbabwische Fachkräfte stieg nach 2008 rasch an. Vor allem simbabwische Fachkräfte und 

Studierende konnten ab 2006 durch die verschiedenen im Einwanderungsgesetz vorgesehenen 

befristeten und unbefristeten Aufenthaltsgenehmigungen nach Südafrika einreisen. Die 

Auflagen des Joint Initiative for Priority Skills Acquisition (JIPSA) Einwanderungsgesetzes 

https://heimatkunde.boell.de/de/person/stefania-vittori
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waren für den Großteil der simbabwischen Bevölkerung, die von der Regierungskrise betroffen 

waren, jedoch unmöglich zu bewerkstelligen. 

Die simbabwischen Arbeitssuchenden sahen sich mit strengen Bedingungen des neuen 

Mobilitätsregimes konfrontiert. So sollten sie einen Nachweis über eine bestätigte und bezahlte 

Hotelunterkunft oder ein Einladungsschreiben einer Person (Geschäftspartner*in oder 

Angehörige*r), die ihren rechtmäßigen Wohnsitz in Südafrika hat, vorweisen. Für die meisten 

simbabwischen Migrant*innen gestaltete es sich immer schwieriger, auf legalen Wegen nach 

Südafrika zu migrieren. 

„Dieses Zusammenspiel zwischen Mobilität und Eindämmung produzierte eine neue Form der 

Biopolitik, die viele Migrantinnen in eine neue gesellschaftliche Rangordnung drängte“ (Heck 

2004). 

Doch die Reformen, die im Jahr 2009 in Kraft traten, hatten die unbeabsichtigte Folge einer 

zunehmenden unerlaubten Migration. So bot das 90-Tage-Visum einen legalen Weg, mit Pass 

nach Südafrika einzureisen und sich für einen Zeitraum von 90 Tagen dort aufzuhalten, sowie 

nach einer Ausreise erneut einzureisen. Davon ausgenommen waren die undokumentierten, 

oftmals weiblichen Migrant*innen, die sich in temporären oder auch längerfristigen, aber 

zumeist informellen Beschäftigungsverhältnissen in der informellen Pflege und dem 

Hausarbeitssektor wiederfanden und damit die Visumsauflagen nicht erfüllen konnten. „Dieses 

Zusammenspiel zwischen Mobilität und Eindämmung produzierte eine neue Form der 

Biopolitik, die viele Migrantinnen in eine neue gesellschaftliche Rangordnung drängte“ (Heck 

2004). 

Die unzureichenden Investitionen in das öffentliche Gesundheitswesen und die Ausweitung des 

Niedriglohnsektors in Südafrika stehen damit im Zusammenhang mit der eingeschränkten 

Mobilität der simbabwischen Arbeiter*innen und ihrer Einbettung in die sich 

transformierenden Arbeits- und Produktionsverhältnisse. Der Ausschluss von simbabwischen 

Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt und in anderen Bereichen ist weitgehend das Ergebnis des 

Versuchs der südafrikanischen Regierung, Grenzen zwischen Insidern und Außenstehenden zu 

ziehen und die zunehmende Versorgungslücke zu schließen. 

Die Externalisierung von gesellschaftlicher Reproduktionsarbeit 

Das strategische Schweigen zwischen der südafrikanischen Regierung und dem simbabwischen 

Regime zu den restriktiven Migrationsauflagen und Arbeitsbedingungen der Migrant*innen 

erschwert weiterhin, einen gemeinsamen Rahmen für ein integriertes Migrationsmanagement 

zu ermöglichen. Die fehlenden bilateralen Abkommen zur Arbeitsmigration bedeuten, dass „die 

jenseits der Märkte verrichtete soziale Sorgearbeit weiterhin aus dem Ökonomischen 

abgespalten und damit ökonomisch unsichtbar gemacht und entwertet“ verbleibt. 

Die selektive Migrationspolitik und restriktiven Arbeitsmaßnahmen Südafrikas drängen die 

simbabwischen Migrant*innen in ungeregelte Beschäftigungssektoren. Diese 

Beschäftigungsformen umfassen meist Tätigkeiten im Gesundheits- und privaten Sektor. Die 

simbabwischen Migrantinnen kompensieren somit weitgehend den Überschuss an Haus-, 

Betreuungs- und Pflegearbeiten und tragen zugleich zu einer sozial selektiven Emanzipation 

für hoch qualifizierte Frauen in Südafrika bei. Die Externalisierung von gesellschaftlicher 

Reproduktionsarbeit aus der marktförmigen und versorgenden Wirtschaft verdrängt oder 

verunmöglicht gar sorgeorientierte Politiken weiterhin. 
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Die simbabwischen Care-Arbeiterinnen verbleiben in unsicheren und informellen 

Arbeitsverhältnissen und verfügen in den meisten Fällen über keine Auffangnetze. Sie sind 

weitgehend von Kündigungsschutz, Tarifverhandlungen sowie Gesundheits- und 

Sicherheitsmaßnahmen ausgeschlossen. Die überwiegend migrantischen Haushaltshilfen, 

Pfleger*innen und Nannys, die im Care-Sektor arbeiten, müssen sich selbst und ihre Kinder, da 

sie oftmals selbst Familienernährerinnen sind, durch unbezahlte Reproduktionsarbeit erhalten. 

So beruht die Stabilität der südafrikanischen Ökonomie auf dem Einsatz entrechteter, 

migrantischer Arbeitskräfte aus den Mitgliedsstaaten der SADC (Southern African 

Development Community). Es kann also davon gesprochen werden, dass die soziale 

Reproduktion in Südafrika zu einem Großteil durch weibliche, migrantische Arbeitskräfte 

gesichert wird. Die transnationale Produktion und Reproduktion wird über einen ethnisierten 

und geschlechtsspezifisch segmentierten Arbeitsmarkt aufrechterhalten, welcher auf der 

Entrechtung seiner Arbeitskräfte basiert und von selektiven Einwanderungsauflagen gestützt 

wird. 

Das Handlungspotential der simbabwischen Care-Arbeiter*innen in Zeiten von 

zunehmenden Außen- und Sicherheitspolitischen Maßnahmen 

Eine Zusammenführung der bislang weitgehend unabhängig voneinander verlaufenden Streiks 

in der Sphäre der Produktion und die sozialen Kämpfe in der Sphäre der Reproduktion ist von 

zentraler Bedeutung, um Kampagnen für eine Neuorganisierung von Produktion, Ausbildung 

und Entlohnungssystemen zu ermöglichen. Dabei müssten die traditionellen Gewerkschaften 

wie die neuen demokratischen Arbeitervertretungen ihre Aufmerksamkeit auch auf die Krise 

der Reproduktion richten. Eine stärkere Zusammenarbeit von nationalen Gewerkschaften und 

lokalen NGOs mit den Arbeitsmigrantinnen müsste bewerkstelligt werden. 

Organisationen und kleinere Verbände wie die Zimbabwe Lawyers Association oder auch 

National Union of Care Workers of South Africa, die sich seit 2016 für ihre politische 

Mitbestimmung und für die Anerkennung ihrer Arbeit im öffentlichen Gesundheitssektor 

einsetzen, stellen gute Beispiele für eine emanzipatorische Praxis dar. Die Forderungen an den 

südafrikanischen Staat, seinen Verpflichtungen nachzukommen, würden damit auch eine 

breitere und reichhaltigere Debatte um die Fragen der Sozialpolitik in Südafrika eröffnen. Die 

besten Aussichten auf eine anhaltende, radikale Herausforderung des profitorientierten, von 

Migration abhängigen Wirtschaftsmodells Südafrikas besteht in einer Vereinigung dieser 

Kämpfe, orientiert an den von den Frauen entwickelten Perspektiven und Lösungen. 
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10 Jahre nach der Finanzkrise: Südafrika

Im September 2018 jährt sich der Konkurs der 

Bank „Lehman Brothers“ und damit der Beginn 

der schwersten Finanzmarktkrise seit 1929 zum 

zehnten Mal. Seit dieser Krise leben Menschen auf 

der ganzen Welt unter dem Eindruck, die Folgen 

dieser Krise und die mit ihr eingetretenen Verände-

rungen bewältigen zu müssen. Kurzfristige Arbeits-

verträge, Arbeitslosigkeit, schlechtere Arbeitsbedin-

gungen und schwerere Finanzierungsmöglichkeiten 

für kleine Unternehmen sind Herausforderungen, 

mit denen Menschen auf allen Kontinenten zu 

kämpfen haben. Gesprochen wird dabei zumeist 

nur über Europa und Nordamerika, doch wie steht 

es um den Rest der Welt? Wie haben die Länder des 

Globalen Südens die Auswirkungen der Finanzkrise 

verkraftet und sind die sowieso schon armen Bevöl-

kerungsteile vergessene Leidtragende? SÜDWIND hat 

sich beispielhaft mit der gesellschaftlichen und poli-

tischen Situation einiger Länder im Globalen Süden 

auseinandergesetzt, um Antworten auf diese Fragen 

zu finden und um zu zeigen, dass eine unbedachte 

Deregulierung der Finanzmärkte im Norden die 

Armutssituation der Menschen im Süden erheblich 

verschärft.

Südafrika in Zahlen:

Bevölkerung: 56 Millionen (2017)

Bevölkerungsdichte: 47 Menschen pro km2 (2017), 

Vergleich Deutschland: 237 pro km2

BIP: 349,4 Milliarden US-Dollar (2017)

BIP pro Kopf: 6.160 US-Dollar (2017) 

Vergleich Deutschland: 44.469 US-Dollar (2017)

BIP-Wachstum: 1,32 % (2017)

HDI-Rang: 0.666 – entspricht dem Platz 119 von 188 
(2015) (Der Human Development Index zur Berechnung 
der menschlichen Entwicklung berücksichtigt neben dem 
BIP auch die medizinische Versorgung, den Bildungs-
stand und die Situation der Frauen in einem Land)

Quellen: World Bank Data, 2018; UNDP 2017

Südafrika: Sinkende Rohstoffpreise führen zu 
Massenentlassungen

Den wenigsten Menschen dürfte, wenn sie an Südafrika 
denken, in den Sinn kommen, dass es sich dabei um ei-
nes der reichsten Länder der Erde handelt – zumindest 
was die Bodenschätze anbelangt. In Südafrika befinden 
sich die weltweit größten Vorkommen an Gold und  
Platin und auch andere Rohstoffe, wie Kohle, kommen 
dort in riesigen Mengen vor. 



Trotz dieser großen Vorkommen, welche im Jahr 2010 auf ei-
nen Gesamtwert von 2,5 Billionen US-Dollar berechnet wur-
den und der generell hohen volkswirtschaftlichen Leistung 
als zweitgrößte Volkswirtschaft Afrikas, kommt hiervon we-
nig bei dem größten Teil der Bevölkerung an. Südafrika ist ei-
nes der Länder mit den weltweit extremsten Einkommensun-
terschieden. Nach offiziellen Zahlen der Regierung aus dem 
Jahr 2009 erhalten die ärmsten 20 % der Bevölkerung 1,6 % des 
gesamten Einkommens im Land, während die reichsten 20 % 
vom Gesamteinkommen 70 % erhalten. Von den fast 60 Mio. 
EinwohnerInnen lebten im Jahr 2015 13,8 Mio. in extremer 
Armut. 

Nach staatlichen Angaben liegt die Arbeitslosenquote bei 
rund 27 %. Dieser bereits hohe Wert berücksichtigt aber nur 
Personen, die aktiv Arbeit suchen. Personen, die eigentlich 
arbeiten könnten, aber z.B. aufgrund von mangelndem Er-
folg die Suche nach Arbeit aufgegebenen haben, werden 
dabei nicht berücksichtigt. Unabhängige Stellen schätzen 
die tatsächliche Arbeitslosigkeit in Südafrika auf bis zu 50 %. 
Die Ungerechtigkeiten in der Bevölkerung beschränken sich 

jedoch nicht nur auf das Einkommen, auch im Hinblick auf 
den Zugang zu Wohnraum, Nahrungsmitteln und Sicherheit 
spiegeln sich diese Verhältnisse in der südafrikanischen Ge-
sellschaft wider.

Wie sich während der Finanzkrise 2008 deutlich zeigte, be-
kommen in einer Krisensituation die ärmsten Teile der Bevöl-
kerung die Konsequenzen dieser am härtesten zu spüren.  Die 

Krise erreichte Südafrika vor allem 
über zwei Wege. Zum Einen gab es 
einen massenhaften Kapitalabzug 
durch internationale Banken, wel-
che die Gelder während der Krise 
benötigten, um die Verluste aus den 
Spekulationsgeschäften zu kompen-
sieren. Dies hatte zur Folge, dass Bör-
senkurse einbrachen und Kredite 
viel schwieriger und deutlich teurer 
zu bekommen waren. Der zweite 
Weg, über den die Finanzkrise Süd-
afrika erreichte, war für das Land je-
doch noch gravierender. Aufgrund 
der hohen Abhängigkeit der südaf-
rikanischen Wirtschaft von interna-
tionalen Rohstoffpreisen hatte der 
internationale Preissturz von Platin 
weitreichende Folgen für die Wirt-
schaft, den Staat und die gesamte 
südafrikanische Bevölkerung. Der 
Preis für ein Gramm Platin sank von 

Juni bis November 2008 um mehr als die Hälfte von anfäng-
lich 60 bis 70 US-Dollar auf weniger als 30 US-Dollar. In den 
Folgejahren erholten sich die Preise zwar etwas, der Wert von 
Platin liegt jedoch aktuell wieder nur knapp bei 30 US-Dollar. 
Die daraus resultierenden Auswirkungen hielten auch noch 
in den letzten zehn Jahren an, da der Bergbau eine entschei-
dende Rolle für den Wohlstand des Landes spielt.
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Während die Entlassungen angeblich zwingend notwendig 
waren und kein Geld mehr für soziale Projekte zur Verfügung 
stand, wurden gleichzeitig von denselben Firmen neue Mi-
nen eröffnet, vor allem im Bereich des Kohleabbaus. Dieser 
Umstand verdeutlicht, dass das Argument der niedrigen Roh-
stoffpreise lediglich vorgeschoben wird. Die Unternehmen 
machen weiterhin genug Profite, um zu expandieren.

Neben der steigenden Arbeitslosigkeit verschlechterte die 
Krise die Ernährungssicherheit. Während der Krisenjahre 
wurde gerade für viele GeringverdienerInnen der rasante An-
stieg der Lebensmittelpreise gefährlich. Generell sind die Löh-
ne in Südafrika in den letzten 30 Jahren deutlich gesunken, 
teilweise weil die Inflation deutlich schneller steigt als die 
Einkommen, aber auch weil zunehmender internationaler 
Konkurrenzdruck zu geringeren Lohnerhöhungen oder so-
gar -senkungen führt. In Südafrika befanden sich auch vor der 
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Die in Südafrika aktiven Bergbauunternehmen hatten be-
reits vor der Krise und bei hohen Rohstoffpreisen ihre Arbei-
terInnen zunehmend über Leiharbeitsfirmen angeheuert. 
Für die betroffenen MinenarbeiterInnen bedeutet dies, dass 

sie schlechter bezahlt und schneller entlas-
sen werden können. Außerdem sparen die 
Unternehmen somit die Zahlung von Sozial-
leistungen oder Entschädigungszahlungen, 
wenn ArbeitnehmerInnen z.B. aufgrund der 
Arbeitsbedingungen erkranken. So konnten 
Ende des Jahres 2008 mit dem Fall der Roh-
stoffpreise, innerhalb von wenigen Wochen 
150.000 MinenarbeiterInnen entlassen wer-
den. 

Dies geschah in einer Situation, in der sich die Lebensbedin-
gungen der ArbeiterInnen bereits verschlechtert hatten. Sie 
wohnen in überfüllten Massenunterkünften und Siedlungen 
aus Wellblechhütten mit unbefestigten Straßen und ohne Zu-
gang zu fließendem Wasser, Elektrizität und Kanalisation. Die 
Siedlungen sind meist informell. Das Land gehört nicht den 
SiedlerInnen, sie werden aber von staatlicher Seite mangels 
besserer Alternativen toleriert. Die massenhaften Entlassun-
gen gefährdeten sogar diesen minimalsten Lebensstandard 
der Menschen. Andere BergbauarbeiterInnen sind in firme-
neigenen Unterkünften untergebracht, in denen teilweise 
menschenunwürdige Bedingungen herrschen. Zwar wurden 
die großen Bergbauunternehmen schon vor der Krise dazu 
angehalten, Maßnahmen durchzuführen, um die soziale und 
ökonomische Situation in den Wohngebäuden zu verbessern, 
aber gerade in den Jahren nach dem Preissturz wurde eben 
dieser als Argument angeführt, die Ausgaben für solche Pro-
gramme drastisch zu reduzieren. 

So wurde ein Programm, über das Unterneh-
men gezwungen wurden, mehr Wohnraum 
pro Person und Familie zu schaffen sowie die 
wichtigsten sanitären und infrastrukturellen 
Einrichtungen bereitzustellen, gekürzt. Dies 
führte dazu, dass nur für wenige Beschäftigte 
besserer Wohnraum entstand und die Mehr-
heit in informelle Siedlungen gedrängt wur-
de. Wohnheime, die zuvor 18.000 Beschäf-
tigte beherbergt hatten, waren auf 3.000 
Wohneinheiten reduziert worden. Mit der 
Krise verschwanden damit alle Aussichten 
auf eine Verbesserung der Wohn-, Arbeits- 
und Lebenssituation. 
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Krise rund 30 % der Bevölkerung in der Situation, nicht genug 
Lebensmittel für den eigenen Bedarf beschaffen zu können. 
Während der Krise hat sich diese Zahl erhöht. Die sowieso 
schon starke Ungerechtigkeit und Armutsituation verstärkte 
sich eklatant.

Die Anzahl der NiedrigverdienerInnen im Land ist hoch und 
steigt immer weiter an. In einem südafrikanischen Super-
markt verdient ein/e niedrigqualifizierte/r ArbeiterIn 3.500 
Rand pro Monat, umgerechnet circa 275 US-Dollar. Dieser 
Lohn macht es schwierig, eine Unterkunft in urbanen Regio-
nen zu bezahlen, geschweige denn eine gesunde Ernährung 
zu finanzieren.  

Aufgrund der zentralen Stellung des Bergbaus in der südaf-
rikanischen Wirtschaft hatte der Preissturz bei den Boden-
schätzen zudem Folgen für andere Wirtschaftsbereiche. Ein 
Rückgang von Arbeitsplätzen und Umsatzeinbrüche waren 
auch im verarbeitenden Gewerbe und dem Dienstleistungs-
sektor bemerkbar. Die Schrumpfung dieser Bereiche begann 
zwar bereits vor der Finanzkrise 2008, wurde jedoch durch sie 
beschleunigt.

Neben den weitreichenden negativen Auswirkungen auf die 
Gesellschaft war ebenfalls der Finanzmarkt von der internati-
onalen Krise betroffen. In den Jahren vor der Krise floss inter-
nationales Kapital in das Land. Das Angebot an günstigen Kre-
diten aus dem Ausland führte in Südafrika zu einem Anstieg 
von Konsumentenkrediten, vor allem für Luxusgüter und Im-
mobilien. Auf dem Immobilienmarkt hatte sich in Südafrika 
eine Spekulationsblase gebildet. So stieg der Grundstückpreis 
im Land zwischen den Jahren 1997 und 2008 um insgesamt 
389 %. Nach dem Kollaps des Finanzmarktes in den USA redu-
zierten die in Südafrika aktiven Banken ihre Schuldenquote, 

also das Verhältnis der eigenen Schulden zu den eigenen 
Wertanlagen, und damit auch das eigene finanzielle Risiko, 
indem sie in großen Mengen Kapital aus dem Land abzogen. 

Auch an der Börse kam es zu massenhaften Anlagenverkäu-
fen durch ausländische Investoren, was unter anderem einen 
Einbruch der Börsekurse um 35 % zur Folge hatte. Aufgrund 
des plötzlichen Mangels an Kapital wurden Kredite deutlich 
teurer. Zwar platzte die Immobilienblase in Südafrika nicht 
in vergleichbarem Ausmaß wie in den USA, jedoch nahm der 
Verschuldungsgrad durch Hypothekendarlehen stark zu. 
Auch in den Jahren nach der Krise bleibt der Kreditmarkt an-
gespannt. Weniger wohlhabende DarlehensnehmerInnen 
haben auch heute noch, zehn Jahre später, keine Chance, zu 
regulären Konditionen Kredite zu bekommen und müssen 
auf zwielichtige Anbieter zurückgreifen, die 30 bis 60 % Zin-
sen einfordern.

Doch selbst von der temporären Kapitalflucht während der 
Krise abgesehen, steigen die Defizite im Staatshaushalt Süd-
afrikas nach der Finanzkrise immer weiter an. Im Zuge einer 
zunehmenden Globalisierung verlegen großen Unterneh-
men zum Beispiel im Bergbaubereich ihre Firmensitze zuneh-
mend ins Ausland, wo unter anderem rechtliche und steuerli-
che Begebenheiten attraktiver sind. Umsätze wandern somit 
steuerfrei am südafrikanischen Fiskus vorbei und auch die Ge-
winne werden ins Ausland transferiert. Der jährliche Verlust, 
den der Staat dadurch erleidet, wird auf 150 Mrd. US-Dollar 
geschätzt. KritikerInnen werfen den Unternehmen fehlende 
Verantwortung für Menschen und Umwelt vor, weil Gewinne 
ins Ausland abgeführt und die immensen tatsächlichen Kos-
ten des Bergbaus für die Gesundheit der AnwohnerInnen und 
die Umwelt nicht berücksichtigt werden. 
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Sehr deutlich werden die langfristigen Auswirkungen der Fi-
nanzkrise auf Südafrika, wenn man das Wirtschaftswachstum 
des Landes betrachtet. Dieses lag in den Jahren vor der Krise 
zumeist zwischen 2 % und 8 % und war vor allem auf die trei-
bende Kraft der Konsum- und Immobiliendarlehen zurück 
zu führen. In den Krisenjahren fiel es auf ein Rekordtief von 
minus 6 %. In den zehn Jahren nach der Krise verlangsamte 
sich das Wachstum deutlich und pendelt nun zwischen -2 % 
und maximal 5 %. Gründe dafür sind unter anderem der Rück-
gang der Kreditvergabe. Mit diesem geringen Wachstum 

5

geht einher, dass die vor zehn Jahren in der Krise verlorenen 
Arbeitsplätze auf Dauer verloren gegangen sind. Aufgrund 
des niedrigen Wirtschaftswachstums steigt die Arbeitslosig-
keit sogar weiter an, während Reallöhne sinken. Von Seiten 
der Regierung gibt es keine effektiven Maßnahmen um dem 
Entgegenzuwirken oder die sozialen Konsequenzen der Ar-
beitslosigkeit abzuschwächen. 

Der Weltmarktpreis für Platin hat nie wieder den Stand vor 
2008 ereicht, und lag Anfang des Jahres 2018 auf einem er-
neuten Tiefpunkt, welcher dem Wert während der Krise 
entspricht. Obwohl Südafrika gut 85 % des weltweiten Platin-
vorkommens besitzt, kann das Land keinerlei Einfluss auf die 
Preise nehmen, geschweige denn auf Standorte des weiter-
verarbeitenden Sektors.

Statt den Abbau effektiver zu gestalten, die regionale Wirt-
schaft zu unterstützen und die Mengen zu regulieren, kommt 
es zu Vorratslagerungen und einer Überproduktion. Für die 
Unternehmen dienen die Preise als Argument für weitere 
Entlassungen, Outsourcing und Kündigungen. ExpertInnen 
gehen davon aus, dass weitere Entlassungen in der Bergbau-
industrie bevorstehen. Vor allem die voranschreitende Me-
chanisierung ermöglicht den Unternehmen den zunehmen-
den Verzicht auf Arbeitskräfte. Die Finanzkrise 2008 kann 
definitiv als Auslöser für diese weitreichenden Verschlechte-
rungen im Bereich der Bergbauindstrie gesehen werden. Die 
vorangegange geschilderte prekäre Situation der Bergbauar-
beiterInnen, die sich bis heute noch nicht verbessert hat, sorg-
te in den letzten Jahren für eine Vielzahl von Streikaktivitäten 
der Beschäftigen, ob mit einer der zahlreichen Gewerkschaf-
ten koordiniert oder als „wilder Streik“. Im Jahr 2012 starteten 
rund 3500 ArbeiterInnen einen Streik an einer Platinmine der 
Firma Lonmin in Marikana.
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Sie forderten einen existenzsichernden Lohn von 12.000 Rand 
pro Monat – umgerechnet rund 900 US-Dollar. Der Streik es-
kalierte und Polizeikräfte schlugen diesen am 16. August 
gewaltsam nieder. 34 Bergleute wurden dabei erschossen. 
Dieses, als „Massaker von Marikana“ bezeichete Ereignis lös-
te einen Skandal in der südafrikanischen Gesellschaft aus. 

Dieser wurde durch die 
Nichtbeachtung der Forde-
rungen durch die  Bergbau-
unternehmen verstärkt und 
weitete sich im September 
zu einem Streit aus, welcher 

auf andere Bergwerke übersprang. Da diese jedoch kaum zu 
nennenswerten Veränderungen der Situation der ArbeiterIn-
nen führten, waren zeitweise bis zu 75.000 Beschäftige aus 
dem Bergbausektor an Streikhandlungen beteiligt. Im Jahr 
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2014 brachen erneut landesweite Streiks aus, die immerhin 
teilweise zu Lohnerhöhungen auf bis zu 850 US-Dollar führte. 
Auch heutzutage spricht die südafrikanische Minenaufsicht 
von bis zu drei Bergbau-Protesten am Tag. Die Probleme im 
Bergbaubereich sind also keinesfalls beseitigt worden.

Zehn Jahre nach der internationalen Finanzkrise hat sich die 
Situation für viele SüdafrikanerInnen verschlechtert. Dabei 
gibt es durchaus Lösungsvorschläge, die eine Verbesserung 
für die Menschen in Südafrika versprechen. Da die Bergbau-
industrie in den letzten Jahrzehnten hohe Gewinne einfuhr, 
wird von zivilgesellschaftlichen Organisationen, wie der 
Bench Marks Foundation, vorgeschlagen, Sicherheitsrückla-
gen einzuführen, auf die im Krisenfall zurückgegriffen wer-
den kann. Steht der Platinpreis hoch, kann eingezahlt werden 
und in Zeiten von Niedrigpreisen müsste es keine Entlassun-
gen oder Lohnkürzungen geben. Vor allem aber würde dieses 
Instrument den Bergbauunternehmen das Argument dafür 
nehmen, bei niedrigen Rohstoffpreisen Kürzungen durchzu-
führen.
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Romie Nghitevelekwa

Vor seiner Unabhängigkeit, also zur Zeit der kolonialen Apartheid, belegte Namibia Platz zwei auf der
weltweiten Ungleichheitsskala. Davor lag  nur Südafrika, der damals in Namibia herrschenden
Kolonialmacht. Sozioökonomische Ungleichheiten, die in der politischen Ökonomie des
Apartheidkolonialismus wurzeln, haben die namibische Gesellschaft stark geprägt. Was hat sich nach 30
Jahren Unabhängigkeit geändert? Kaum etwas! Namibia ist noch immer das Land mit der zweitgrößten
Ungleichheit weltweit. Ein zentraler Faktor ist dabei weiterhin die (Ungleich-)Verteilung des Landbesitzes,
deren leidvolle Geschichte weit zurückreicht.

NACHRICHT | 21.03.2020
Afrika - Südliches Afrika

Namibia nach 30 Jahren Unabhängig-
keit
Die Namibier*innen warten weiter auf Umverteilungsgerechtigkeit

Markt in Windhoek
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Die (Ungleich-)Verteilung des Landbesitzes nach rassistischen Kriterien ist eine Folge der
Enteignungsprozesse, die 1883 ihren Anfang nahmen, als der deutsche Kaufmann Adolf Lüderitz dem
Nama-Kaptein Josef Frederiks die ersten Landstücke abkaufte. Die dabei angewandte Vorgehensweise
lässt sich mit Fug und Recht als Betrug durch irreführende Geschäftshandlungen beschreiben (und ist
auch als sogenannter «Meilenschwindel» bekannt geworden). Das erste Geschäft drehte sich um ein
Gebiet, das fünf deutsche geographische Meilen umfasste und für 100 Britische Pfund und 200 Gewehre
verkauft wurde. Dem folgte der Verkauf eines Küstenstreifens, der vom Oranje-Fluss aus rund 222
Kilometer entlang der Küste verlief, ungefähr 20 deutsche geografische Meilen ins Landesinnere reichte
und für 500 Pfund und 60 Gewehre erworben wurde. Bei diesen Geschäften handelte es sich, ebenso wie
in vielen anderen Fällen, um direkte Abmachungen zwischen deutschen Kaufleuten und ansässigen
lokalen Führern. Sie behielten ihre Gültigkeit bis 1898, als die deutsche Kolonialverwaltung begann
«Reservatsgebiete» für die schwarze Bevölkerung einzuführen. Damit schuf man einen formalen
politischen Rahmen für die Landübereignungen durch den privaten Landerwerb von der ansässigen
Bevölkerung und für die unter Gewaltanwendung durchgeführten Landbeschlagnahmungen.

Als Südafrika 1915 die Verwaltung des heutigen Territoriums von Namibia übernahm, waren 11.490
Hektar der Agrarfläche im Besitz deutscher Siedler. Der Prozess der Ent- und Übereignung von Land hörte
mit dem Ende der deutschen Kolonialherrschaft nicht auf, sondern wurde von der südafrikanischen
Verwaltung fortgeführt. Tatsächlich nutzte Südafrika das namibische Gebiet als Teil seiner
Siedlungspolitik, und zwar, um seine «verarmte weiße Bevölkerung» dorthin umzusiedeln. Bis 1926 hatte
man etwa 880 Farmen an 1.106 weiße südafrikanische Siedler*innen zugeteilt, die somit eine Fläche von
7,5 Millionen Hektar besiedelten. Bis 1962 waren 39,8 Millionen Hektar Land in den Besitz von Weißen
übergegangen. Einige besonders unbeliebte Gebiete gab man auf Empfehlung der Odendaal-Kommission
an die schwarze Bevölkerung zurück – und erklärte damit den auf Rassentrennung basierenden Prozess
der Landverteilung für abgeschlossen.

Als Namibia 1990 die Unabhängigkeit erlangte, verfügten Weiße über 36,2 Millionen Hektar Land und
Schwarze über 33,5 Millionen Hektar. Ein eklatanter Aspekt der Ungleichheit war dabei, dass das Land im
Besitz von Weißen von nur ungefähr 4.200 Haushalten bzw. weniger als 5 Prozent der Bevölkerung
genutzt wurde, während die übrigen 33,5 Millionen Hektar 150.000 Haushalten bzw. 70 Prozent der
Bevölkerung als Lebensgrundlage dienten. Dieses (Miss-)Verhältnis in der Landverteilung schrie förmlich
nach Umverteilungsmaßnahmen – und ließ daher auch Forderungen nach Umverteilungsgerechtigkeit
laut werden. Die Auseinandersetzung mit sozioökonomischen Ungleichheiten und/oder ungerechten
sozioökonomischen Strukturen war Teil des politischen Programms der SWAPO während des
Befreiungskampfs. Einige haben diese Fragen als «sozialistische» Rhetorik abgetan. Mit dem Tag der
Unabhängigkeit am 21. März 1990 brach eine neue Ära an, die für die Namibier*innen nicht nur
Selbstbestimmung und Freiheit vom Joch des Kolonialismus bedeutete, sondern sie auch vor die Aufgabe
stellte, distributive Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten zu überwinden. In seiner Vereidigungsrede am
Tag der Unabhängigkeit betonte Sam Nujoma, der erste Präsident der Republik Namibia, die
Unabhängigkeit gehe mit der großen Verantwortung einher, die mühsam erkämpfte Freiheit zu verteidigen
und darüber hinaus hohe Standards der Gleichheit und Gerechtigkeit zu setzen und einzuhalten. Solche
Einschätzungen waren tatsächlich treffend, wenn man bedenkt, dass das Erbe des Kolonialismus und
apartheidbedingter Ausbeutung in der kürzlich unabhängig gewordenen Nation fortlebte, nämlich in Form
frappierender Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten, die dringend angegangen werden mussten.

Romie Nghitevelekwa ist Sozialanthropologin am Institut für Soziologie, Universität von Namibia.
Sie forscht u.a. über die differenzierten Bedeutungen von Land und die Komplexität der
Landrechte in den kommunalen Gebieten Namibias.
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Eine erste entscheidende Diskussion beim Aufbau der unabhängigen Nation drehte sich darum, wie man
die redistributiven Forderungen erfüllt, die auf «eine gerechtere Verteilung von Ressourcen und Wohlstand
abzielen». Regierung, Zivilgesellschaft und namibische Bevölkerung zeigten sich durchaus entschlossen,
am Status quo zu rütteln und die bestehenden Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten in der
Landverteilung anzugehen. Beleg dafür ist, dass man nach der Unabhängigkeit erstmals eine Konferenz
zur Landfrage im Jahr 1991 einberief und dort 24 Konsens-Resolutionen verabschiedete. Elf davon waren
strategische Ansätze zur Umverteilungsgerechtigkeit und bezogen sich unter anderem auf Aspekte wie
ungerechte Landverteilung, das Verbot von ausländischem Landbesitz, die Verringerung der Anzahl und
Größe der Farmen, die Enteignung von Land im Besitz nichtansässiger Eigentümer*innen, die Enteignung
von unzureichend genutztem Land und die Stärkung der Rechte von Farmarbeiter*innen. Andere
Resolutionen bezogen sich auf Grundbesitzreformen in kommunalen Gebieten. Letztere bestehen parallel
zu den Freehold Areas, in denen das Land durch Besitzurkunden gesichertes Privateigentum ist. Die
namibische Bevölkerung lebt mehrheitlich in kommunalen Gebieten und bekommt von traditionellen
Verwaltungen Land zur Verfügung gestellt. Diese Gebiete haben, wie Wolfgang Werner es nennt,
unterschiedliche administrative Inkarnationen durchlaufen – zunächst waren sie Reservate, dann
Homelands und schließlich kommunales Land.

Die Landkonferenz und ihre Konsens-Resolutionen legten die Grundlage für die darauffolgende
Landreform, die im Gesetz zur (kommerziellen) Agrarlandreform von 1995 umgesetzt wurde. Dieser kurz
nach der Unabhängigkeit unternommene Schritt verdeutlichte, dass die Verteilungsgerechtigkeit
hinsichtlich des Landbesitzes in Namibia ein zentrales Anliegen ist. Zu diesem Zweck wurden noch
weitere politische, rechtliche und institutionelle Instrumente umgesetzt, darunter etwa die Änderung des
Landwirtschaftsgesetzes von 1991, das um das Gesetz zur Schaffung der Agribank Namibia von 2003
erweitert wurde; das zur Subventionierung von Krediten eingeführte Affirmative Action Loan Scheme von
1992; und die Nationale Umsiedlungsstrategie von 2001. Mit dieser Reihe von Instrumenten hat sich die
Regierung in beachtlicher Weise um die Umverteilung von Land an zuvor benachteilige Namibier*innen
bemüht gezeigt.

Am 21. März 2020 feiert Namibia 30 Jahre Unabhängigkeit. Nach drei Jahrzehnten gilt es nun, die
Versprechen, die wir uns selbst im Jahr 1990 gegeben haben, Revue passieren zu lassen. Wir müssen uns
näher anschauen, welchen Pfad wir eingeschlagen haben, um mehr Gerechtigkeit in puncto Landbesitz
bzw. Umverteilungsgerechtigkeit zu erreichen. Eine entscheidende Frage lautet dabei: Welche Bilanz hat
unsere Landreform hinterlassen? Die Antworten auf solch wichtige Fragen sorgen bei vielen
Namibier*innen leider nicht gerade für Begeisterung. Die Situation bei der Landverteilung ist nahezu
unverändert geblieben. Derzeit gelten 48 Prozent der Landfläche in Namibia als kommerziell genutzte
Agrarfläche, 17 Prozent sind in staatlichem Besitz, und 35 Prozent sind kommunale Gebiete. Im
Mittelpunkt der Umverteilungsdebatte steht die kommerziell genutzte Agrarfläche. Doch zu den
Schlüsselfragen zählt ebenso, was sich mit Blick auf die allgemeinen Landbesitzrechte getan hat und
auch hinsichtlich der Besitzverteilung nach Nationalität sowie der Landbesitzverhältnisse zwischen einst
bevorteilten und benachteiligten Gruppen – oder, anders gesagt, den Besitzverhältnissen hinsichtlich der
Kategorien Ethnizität, Geschlecht und Klasse. Die Hälfte der kommerziell genutzten Agrarfläche ist
weiterhin im Besitz von Einzelpersonen: 250 Farmen, die insgesamt eine Fläche von 1,2 Millionen Hektar
beanspruchen, befinden sich in ausländischem Besitz, wobei noch gravierender ist, dass 70 Prozent der
kommerziell genutzten Agrarfläche im Besitz von Nachfahren der weißen Siedlerbevölkerung sind, die
offiziell als «vormals bevorteilte Personengruppe» bezeichnet werden.

Was vielen Namibier*innen zusätzlichen Frust bereitet, ist, dass Land weiterhin an ausländische
Interessenten verkauft wird, die zumeist die höchsten Gebote abgeben. Davon betroffen sind besonders
diejenigen Namibier*innen, die ihr Vieh in den Korridoren zwischen den kommerziellen Agrarbetrieben
weiden lassen; diejenigen, die immer wieder verbannt werden, weil das einzige ihnen zur Verfügung
stehende Land in Townships umgewandelt wird; oder die vielen landlosen Namibier*innen, die das Land
wirklich gebrauchen könnten. Viele verärgert es, dass das zum Zwecke der Umverteilung erworbene Land
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größtenteils der politischen Elite zugutegekommen ist, weshalb auch immer wieder öffentlich gefordert
wird, die Profiteure der Umsiedlungspolitik zu entlassen. Angesichts dieser Dynamiken sind rassistisch
bedingte Ungleichheiten bei der Landverteilung für viele Namibier*innen nicht mehr die einzige Sorge.
Auch klassenbasierte Ungleichheiten fallen mittlerweile ins Gewicht, ganz abgesehen von
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten. Von den 4.922 Staatsbürger*innen in Besitz kommerziell
genutzter Agrarfläche sind 77 Prozent Männer, während Frauen nur 23 Prozent ausmachen. Die
Forderungen nach Umverteilungsgerechtigkeit drehen sich daher ebenso sehr um die Geschlechterfrage
wie um Fragen der Klasse und Ethnie, wobei sie zuletzt auch um Forderungen nach
Generationengerechtigkeit erweitert wurden. Das vorläufige Fazit lautet jedoch, dass die redistributive
Landreform nicht die geforderte Gerechtigkeit gebracht hat – stattdessen besteht der Status quo
weiterhin.

Dazu kommt ein weiterer Punkt: Die Frage der Landumverteilung bezieht sich nicht mehr nur auf
kommerziell genutztes Agrarland. Die Ungleichverteilung von Land betrifft mittlerweile auch kommunale
Gebiete. Im Laufe der Jahre haben viele gesellschaftliche Akteur*innen – vor allem Eliten und Reiche – in
einem als «Landaneignung» (en. «land grabbing») bezeichneten Prozess große Teile kommunaler Gebiete
eingezäunt und in Privatbesitz überführt. Natürlich geschieht das auf Kosten der übrigen Nutzer*innen
dieser kommunalen Gebiete. Das alte «unberührte Land», das den Nutzer*innen kommunaler Gebiete als
Weideland für ihr Vieh diente, ist zu Privateigentum geworden. Wenige Einzelpersonen sind nun im Besitz
von mehr als 5.000 Hektar kommunaler Fläche, während anderen nur drei Hektar oder weniger zur
Verfügung stehen, wenn sie denn überhaupt Zugang zu dem Land haben. Diese Ungleichheit ist
unübersehbar und sorgt in Namibia für gesellschaftliche Spannungen. Die Konflikte um Weiderechte und
Landaneignungen in der westlichen Region Kavango sind in Namibia noch gut in Erinnerung.
Farmer*innen aus dem mittleren Norden (vorwiegend aus den Regionen Oshikoto und Ohangwena) hatten
dort Land eingezäunt, das sie seit 1992 als Weidefläche nutzten. 2004 wies die traditionelle Uukwangali-
Verwaltung die den Ovambo angehörigen Farmer*innen dazu an, das Gebiet zu verlassen. Der Fall kam
vor Gericht, wurde zugunsten der traditionellen Verwaltung entschieden und führte 2005 zu einem
Räumungsbefehl. Bis heute sind der westliche Teil der Region Kavango und die Gebiete im mittleren
Norden durch einen Zaun getrennt. Zudem betrifft die Landfrage mittlerweile auch den städtischen Raum.
Viele Namibier*innen – sogar die aus der gerühmten Mittelschicht, ganz zu schweigen von den
geringverdienenden und den am Existenzminimum lebenden Menschen – können sich weder Grundbesitz
noch Wohnraum leisten. Die Landfrage hat sich in 30 Jahren der Unabhängigkeit zu einem nationalen
Problem entwickelt. Wir stehen am Anfang eines neuen Kapitels und eines neuen Jahrzehnts, und die
Namibier*innen hoffen weiter auf Umverteilungsgerechtigkeit, doch die Ungleichheiten sind auch heute
noch von beträchtlichem Ausmaß. Nun gilt es, alle emanzipatorischen Kräfte zusammenzubringen, damit
von der Hoffnung auf redistributive Gerechtigkeit nicht nur die Hoffnung bleibt.

[Übersetzung von Utku Mogultay und Katharina Martl für Gegensatz Translation Collective]
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MOÇAMBIQUE
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nach dem Friedensabkommen von 
1992 wurden die Wurzeln der Insta-

bilität und der politischen und sozialen 
Gegensätze nicht angegangen. Regio-
nale Disparitäten mit einem Entwick-
lungsgefälle Süd-Nord verschärften 
sich. Maputo boomte, während die 
Entwicklung in den Provinzen nur 
langsam vorankam. Der Zugang zu 
Jobs und Ressourcen ist auf FRELI-
MO-Anhänger begrenzt, Privilegien 
und Macht konzentrieren sich in den 

Händen ihrer Elite. Der systemimma-
nente Klien telismus grenzt die große 
Mehrheit der Bevölkerung und die 
RENAMO aus: sozial und politisch. 
Die RENAMO grenzt sich aber auch 

selbst aus: Sie boykottierte die ersten 
Munizipalwahlen, drohte wiederholt 
mit Wahlboykott, verschlief die aktive 
Teilnahme an den Beratungsgremien 
in den Distrikten (Conselhos Consul-
tivos Distritais). Das rechtsstaatliche 
politische Instrumentarium lernte sie 
erst spät zu nutzen. Sie reklamiert die 
teilweise Nichterfüllung des Friedens-
abkommens von 1992, legt Beweise 
zu Unregelmäßigkeiten bei Wahlen 
vor, stellt einen Gesetzesantrag auf 

Änderung der Staats-
form nach dem Modell 
des Föderalismus, der 
abgelehnt wird.

der politisch-mili tä  r i-

im April 2013 mit Angrif-
fen der RENAMO auf mili-
tärische und zivile Ziele 
im Zentrum und Norden 
Moçambiques. Ein Griff 
zu den Waffen aus Ver-

politischen Überlebens? Dhlakama 
leitet ihn von Gorongosa aus.

Im Oktober 2013 greifen Regie-
rungs truppen erfolglos sein Haupt-
quartier in Satungira an. Daraufhin kün-

digt die RENAMO das Friedensabkom-
men von Rom von 1992. Im Hinblick auf 
die bevorstehenden Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen werden im 
September 2014 die Feindseligkeiten 
eingestellt, Präsident Guebuza und 
RENAMO-Führer Dhlakama einigen 
sich auf ein Amnestiegesetz. Bei den 
Wahlen im Oktober 2014 kommt es 
zu Unregelmäßigkeiten. 
Filipe Nyusi (FRELIMO) 
gewinnt mit 57% und wird 
neuer Staatspräsident, 
Dhlakama kommt auf 36%. 
Die RENAMO gewinnt die 
Mehrheit in fünf der zehn Provinzen. 

Nach der Ablehnung des RE  NA-
MO-Gesetzesantrages zur De zen         t-
ra     li sierung und der Ermordung des 
Verfassungsrechtlers Gilles Cistac 

Zentrum Moçambiques wieder auf und 
intensiviert sich 2016. Vermittlungsver-
suche internationaler Mediatoren 
bleiben erfolglos. Im Dezember 2016 
erklärt Dhlakama einen vorüberge-
henden Waffenstillstand, der bis heute 
eingehalten wird. 

Die sozialen und wirtschaftlichen 

beträchtlich. Die militärischen Ausei-

Moçambique am Scheideweg
Die politische und wirtschaftliche Krise von 2016/17 

Derzeit wird Moçambique von einer dreifachen Krise heimgesucht: dem 

ökologischen Krise. Diese Situation kommt nicht von ungefähr und hat 
ihre Wurzeln in den ungelösten sozialen, politischen und strukturellen 
Problemen. Was sind die Hintergründe? Welche Szenarien und Optionen 
der Krisenbewältigung und der nachhaltigen Entwicklung hat das Land? 
Moçambique steht an einem Scheideweg seiner Geschichte. 
Von Hemma Tengler.

Anhaltender 
politischer 

Blick auf den Hafen von Maputo

S C H W E R P U N K T
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Moçambiques        

nandersetzungen konzentrierten sich 
auf die Zentrumsprovinzen Sofala, 
Manica, Zambezia und Tete. Die An-
zahl der Todesopfer auf beiden Seiten 

Zahlen, die Medien schweigen über 
die Anzahl der Opfer. Ich selbst habe 
einige Berichte von Augenzeugen und 
betroffenen Familien über Entführun-
gen, Morde und Überfälle gesammelt. 
Es kam zur Ermordung von FRELI-
MO-nahen Bürgermeistern durch die 
RENAMO. Todesschwadronen der 
FRELIMO entführten und ermordeten 
RENAMO-Anhänger und Führungs-
kräfte in ländlichen Distrikten und in 
Beira. Angst und Schrecken führten 
zum Verlassen der Dörfer, Märkte 
und Felder. Aus Sicherheitsgründen 
wurden zahlreiche ländliche Schulen 
geschlossen. Etwa 10.000 Menschen 

Angriffe der RENAMO auf Busse 
und LKWs, in denen sie Regierungs-
soldaten und Waffentransporte ver-
muteten, beeinträchtigten die Nord-
Süd-Verbindung und die Straße Te-
te-Chimoio. Die politische Instabilität 
zog Handel und Wirtschaft in Mitlei-
denschaft.

als Wachstumsstrategie der Re-
gierung fungiert seit 2005 die 

Förderung der extraktiven Industrie mit 
Hilfe ausländischer Direktinvestitionen, 
da dem Land Kapital, Technologie und 
Facharbeitskräfte fehlen. Moçambique 
hat bedeutende Rohstoffvorkommen, 

Friedensgespräche September 2016

S C H W E R P U N K T

Es geht um drei Kredite und zwei Anleihen im Gesamtwert von zwei 
Milliarden US-Dollar, welche die Regierung von Moçambique in den Jahren 
2013 und 2014 ohne Genehmigung (und ohne Information) des Parlaments 
aufgenommen hat respektive durch einheimische Banken aufnehmen hat 
lassen. Das Vorgehen wurde natürlich ruchbar, worauf der Internationale 
Währungsfonds und Moçambiques Gläubigernationen (die sog. G14) ihre 
Zahlungen und Budgethilfeprogramme einstellten. Die Regierung in Maputo 
inkludierte daraufhin die Kreditaufnahme ins Budget von 2015 und beauftragte 
das New Yorker Wirtschaftsprüfungsunternehmen Kroll Inc. mit der Prüfung 
der Transaktionen. Der von Kroll Inc. im Juni heurigen Jahres veröffentliche 
Bericht (Summary: http://bit.ly/Kroll-sum) führte zu einer heftigen politischen 
Diskussion. Aus Sicht von Japan und der Weltbank ist er unzureichend, 
da den Prüfern eine volle Kooperation von nationalen und internationalen 
Institutionen vorenthalten wurde. Als Konsequenz daraus wird es vorerst 

geben, auch wenn seitens der Weltbank grundsätzlich die Absicht besteht, 
die Budgethilfe wieder aufzunehmen. Seitens der G14 wurde auch verlangt, 
daß die Lücken im Bericht von Kroll entsprechend aufgefüllt werden müs-
sen. Ebenso wurden Forderungen hinsichtlich einer generellen Reform der 
Finanzgebarung der Regierung von Moçambique erhoben. Japan drängt 
in eine ähnliche Richtung und möchte, daß Maßnahmen getroffen werden, 
damit sich eine solche Situation nicht wiederholt.

Das Kroll-Audit wies jedoch auch darauf hin, daß die Verantwortung 
nicht nur bei der Regierung, sondern auch bei jenen moçambikanischen 
Institutionen zu suchen ist, die die Darlehen erhielten, und ebenso bei den 
vergebenden Banken VTB und Credit Suisse. Diese hätten ja wissen müs-
sen, daß die Kredite gegen die moçambikanische Verfassung verstießen. 
Deshalb wäre nicht die Regierung verantwortlich für die illegitimen Kredite, 
sondern eben die vergebenden Banken. 

Unter den geldgebenden Nationen herrscht somit eine Spaltung. Die EU 
und Großbritannien argumentieren, daß die moçambikanische Regierung 
haften und zurückzahlen sollte. Die Schweiz, Schweden, Kanada und einige 
andere Staaten plädieren hingegen dafür, daß Moçambique die Schuld für 
illegitim erklären und sich weigern sollte zu zahlen.

Der Journalist und Sozialwissenschafter Joseph Hanlon (Open University 
Milton Keynes) vertritt, ebenso wie zahlreiche Nichtregierungsorganisationen 
sowie die Katholische Bischofskonferenz in Moçambique, hinsichtlich eines 
Anteils von 1,157 Milliarden die zweitere Ansicht. Er untermauert dies mit 
mehreren Argumenten:
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seine off-shore-Erdgasvorkommen 
gehören zu den größten der Erde. 

Moçambiques Außenwirtschaft 
ist durch einen Überhang an Impor-
ten gekennzeichnet. Das Verhältnis 
zwischen Importen und Exporten hat 
sich in den letzten Jahren zu Ungun-
sten der Exporte entwickelt und macht 
das Land stark importabhängig, vor al-
lem bei Erdöl, Fahrzeugen, Maschinen 
und Getreide. 

Im größten Beschäftigungssektor, 
der Landwirtschaft, überwiegen kleine 
Familienbetriebe mit niedriger Flächen- 
und Arbeitsproduktivität. Dies liegt vor 
allem an der geringen Förderung 
der Landwirtschaft mit 
nur 3% des Budgets 
und damit an der feh-
lenden Verbesserung 
der Wirtschaftsweise 
und der Absatzmärkte des familiären 
Sektors. Resultat sind Nahrungsun-
sicherheit und Mangelernährung der 
Bevölkerung. 80% der Bevölkerung 
fehlen die Mittel für eine adäquate 
Ernährung. 25% der Kinder unter fünf 
Jahren sind unterernährt.

Im Jahr 2016 trafen eine Reihe von 
Vorkommnissen zusammen:

Der Verfall der Rohstoffpreise 
bedingte geringere Exporteinnahmen 
und eine Erhöhung des Zahlungs- und 

Der Schuldenskandal: EMA-
TUM-Kredit: 850 Mio US-$ für Küsten-

Boote verrotten mittlerweile im Hafen 
von Maputo; ProIndicus- und MAM-
Kredite (700 bzw. 535 Mio US-$) 
für Schiffswerft und Ausrüstung des 
Geheimdienstes. Die beiden letzteren 
Kredite waren illegal, sie wurden am 
Parlament vorbei und ohne Information 
an den IWF aufgenommen, sie sind 
aber öffentliche Kredite mit Rückzah-
lungsgarantie des Staates.

Anstieg der Staatsverschuldung 

Bauern 
vernachlässigt

S C H W E R P U N K T

el Chang beziehungsweise der damalige Nationale Budgetdirektor und 

Garantie für die Kredite zu unterschreiben. Dadurch wäre diese Garantie 
rechtlich wertlos. 

Zweitens wurden die Kredite nicht für den angegebenen Zweck ver-
wendet. Von den 850 Mio $ des Ematum-Bonds beispielsweise wurden nur 
91 Mio. Dollar tatsächlich für Fischerboote verwendet. Zusätzlich wurden 
wirtschaftlich falsche Annahmen getroffen, etwa ein im Vergleich zu den 

verabsäumt zu prüfen, ob die Kreditvorhaben realistisch waren und/oder 
keine wissentlich falschen oder unwahren Aussagen seitens des Kredit-
nehmers getätigt wurden.

Hanlons viertes Argument ist die Korruption. Durch das Verheimlichen 
der Kredite und des gesamten Vorgangs von der Kreditvergabe bis zur 
Durchführung der Vorhaben lastet der moçambikanischen Regierung ein 
Geruch von Korruption an.

Während nun die Regierung bereits überstürzt und zu ihrem rechtlichen 
Nachteil eine teilweise Haftung übernommen hat, gilt es jetzt also laut Han-

geregelt, daß bei Nichterfüllung die englischen Gerichte zuständig sind. 

im März dieses Jahres zeigte jedoch, daß dies nicht unbedingt stimmt. 
In diesem Fall argumentierte die Ukraine, einen russischen Kredit von 3 

Mrd. US-$ nicht zurückzahlen zu wollen, weil er verfassungswidrig aufge-
nommen worden wäre. Diese Position wurde vom Gericht zwar abgelehnt, 
doch hielt das Gericht ausdrücklich fest, Verletzungen einheimischer ge-
setzlicher Regeln seien deshalb nicht in jedem Fall irrelevant. Außerdem 
war der Kredit an die Ukraine an die Regierung gegangen, während im 
Fall von Moçambique private Firmen die Nutznießer waren. Laut Hanlon 
bedeutet dies, daß Moçambique eine hohe Chance hätte, vor den englischen 
Gerichten zu gewinnen. 

Joseph Hanlon plädiert daher dafür, die Regierung in Maputo müsse klar-
machen, daß sie keine Verantwortung für die illegalen Kredite übernehmen 
und sich konsequent in Zahlungsverweigerung üben würde.

Kreditdesaster
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auf 120% des BIP. 

Suspendierung der IWF-Kredite 
und der direkten Budgethilfe der bila-
teralen Geber.

Das Wachstum schrumpfte von 
6,6% (2015) auf 3,4%, Prognose von 
4,5% für 2017.

Abwertung der Landeswährung 
um 100% im Jahresverlauf.

Die Inflationsrate stieg auf 
19,2%, bei Lebensmittel 40%, was 
besonders die arme Bevölkerung trifft.

Verschärft wird die Krise durch 

steigende Militärausgaben. Außer-
dem wird das Land durch eine Dürre 
als Folge des El Niño heimgesucht. 
Die Nahrungsmittelproduktion sinkt, 
700.000 Menschen benötigen Lebens-
mittelhilfe.

seitens der Regierung gab es punk-
tuelle Maßnahmen:

Restrukturierung des Budgets: 
Einsparungen im Bildungs- und Ge-
sundheitsbereich, bei Straßen- und 
Wasserprojekten, Lohnstopp und Zu-
lagenkürzungen im öffentlichen Dienst 

Reduzierung der Importe
Suspendierung von Infrastruk-

turgroßprojekten
Reduktion des Min-

destlohns 2017 um 60%
Unabhängiges Audit 

von EMATUM, MAM und 
Proindicus.

Für die Regierung besteht die 
Bewältigung der Schuldenkrise ne-
ben der Einsparung bei öffentlichen 
Ausgaben nach wie vor in der extrak-
tiven Wirtschaft, vor allem aus den 
Einnahmen aus den Erdgasprojekten. 
Bis 2023 werden diese Einnahmen den 
Schuldendienst bedienen.

Ein weiteres Problem stellen die 
Entwaldung und der Handel mit tro-
pischen Hölzern dar. Die Verursacher 
des jährlichen Verlustes von 0,58% 

Brandrodung, Holzkohleproduzenten, 
unkontrollierte Buschfeuer, Feuerholz 
und Holzexporteure. Ab 2010 ist ein 
enormer Anstieg des Exports von 
Rundholz zu verzeichnen. Holzexporte 
gehen hauptsächlich nach China, ge-
folgt von Europa.

Die Folge ist ein hausgemachter 

Beitrag zum Klimawandel: Ver än-
derung der Temperatur- und Nie-
derschlagsverteilung, Dürren oder 
Überschwemmungen.

Schritte in die richtige Richtung 
sind die Gesetze von 2016 mit neuer 
Besteuerung des Ex ports von nicht-be-
handeltem Rund holz und die Schaf-

fung einer Behörde zur 
Kontrolle der Holzexporte.

Von 2004 bis 2009 
wurden 2 Mio. ha Land an 
ausländische Investoren 
vergeben, die Planta-

gen-Monokulturen errichten. Alleine 
2016 gingen 500.000 ha Land an 
ausländische Investoren, davon sind 
21.000 ha in Nutzung. 100.000 ha für 

Großprojekte ausländischer Inve-
storen aus Brasilien und Japan in Nam-
pula sind noch immer in der Pipeline: 

Ein Bewässerungsprojekt 
von 200.000 ha am Rio Lurio würde 
100.000 Kleinbauern vertreiben,

PROSAVANA: 700.000 ha für 

Sojaanbau würde Millionen Kleinbau-
ern betreffen,

Intransparenz über Details dieser 
Projekte und den Stand der Ver-
handlungen sowie die Spaltung der 
Zivilgesellschaft in Befürworter und 
Gegner tragen zur Verunsicherung der 
Bevölke rung bei. 

Die Regierung hat keine klare Po-
sition. Die Unterstützung der 
Rechte der Kleinbauern ist 
wenig wahrscheinlich. Die 
Folgen des Landraubs: Ent-
zug der Lebensgrundlage 
und erhöhte Ernährungsun-
sicherheit.

Der Kohle-Tagebau und 
das Koh lekraftwerk in Tete 
verursachen den Verlust 
von Vegetation, Luft- und 
Wasserverschmutzung und 
sauren Regen. Flußver-

schmutzung und Erosion sind die Fol-
gen der Aktivitäten der Goldwäscher 
und des Tagebaus von Edel- und Halb-
edelsteinen in Manica, Cabo Delgado 
und Tete.

welche Szenarien gibt es nun in 
Moçambique? 

Szenarium 1: Politische Stabilität. 
Um diese zu garantieren, sind als 
kurzfristige Maßnahmen ein Dialog 
zwischen Regierung und RENAMO, 
der in einen Friedensschluß mündet, 
und die Erfüllung der noch ausständi-
gen Punkte des Friedensabkommens 
von 1992, d. h. vor allem die Einglie-
derung der RENAMO-Kämpfer in 
entspre chende Positionen in Polizei 
und Heer, vorrangig.

Mittelfristig sollte eine Reform 
der Verfassung umgesetzt werden, 
die die Gewaltenteilung garantiert 
und den Dezentralisierungspro  zeß 
voranbringt. Mehr Kompetenzen 
sol l ten von der Zentralregierung an 
Provinzregierungen und Provinzver-

Holzexporte hauptsächlich nach China

Entwaldung 
Krise
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sammlungen abgegeben werden, 
was auch die Dezentralisierung der 
staatlichen Finanzen einschließt. Eine 
Direktwahl der Provinzgouverneure 
wäre aus demokratiepolitischer Sicht 
wünschenswert. Generell ist eine neue 
Wahlgesetzgebung mit verstärkter 
Kontrolle des Registrierungs- und 
Auszählungsprozesses notwendig. 

Voraussetzungen für die Umse t-
zung dieser Reformen sind die Über-
windung der Vertrauenskrise zwischen 

beiden Lagern, Zugeständnisse der 
FRELIMO und der Wandel der RENA-
MO in eine moderne politische Partei. 
Aufgrund der Dialogbereitschaft beider 
Parteiführer ist es realistisch, an die 
Möglichkeit einer Reform zu glauben, 
trotz der Flügelkämpfe in der FRELIMO 
und des demokratiepolitischen Nach-
holbedarfs der RENAMO.

Der breitere Zugang zu Ressourcen 
und Ämtern, der nicht auf die Mitglied-
schaft bei einer einzigen Partei be-
schränkt bleiben darf, würde Chancen 
für eine größere Bevölkerungsgruppe 
schaffen. Provinzen hätten eigene Ent-
wicklungsprogramme und Förderungs-
mechanismen, was zur Verringerung 
der regionalen Disparitäten beitragen 
würde. 

Insgesamt bedeutet die politische 
Stabilität mit den sie begleitenden 
Reformen ein Mehr an Partizipation, 

sozialer Inklusion und sozialer Ge-
rechtigkeit. Ohne politische Stabilität 
und soziale Umverteilung ist die 
wirtschaftliche Entwicklung gefährdet.

ein zweites Szenarium ist die Be-
wältigung der Schuldenkrise bzw. 

Befriedigung der Kreditgeber.
Eine Maßnahme ist die Restruk-

turierung der Schulden durch Verhand-
lungen über die Rückzahlungen mit 
den Kreditgebern. Aufgrund des 

Audit-Berichts von Kroll, der Un-
regelmäßigkeiten bei allen am 

Kreditgebern, den Lieferanten, 
der Regierung, den drei Firmen 

die Kreditrückzahlung über-
haupt abzulehnen. Beides sind 
kurzfristige Maßnahmen, die die 
Wirtschaftskrise nicht an ihren 
Wurzeln anpacken. 

Für notwendige neue Kre-
dite verlangen die multi- und 
bilateralen Geber wie bisher 

neolibe rale einnahmens- und aus-
gabenseitige Maßnahmen: 

Verstärkte Steuereintreibung
Außenwirtschaft stärken, Ex-

porteinnahmen erhöhen
Kontrolle der Ausgaben für 

Gehälter (Staatsapparat)
Einsparungen im Sozialbereich
Einsparungen bei öffentlichen 

Investitionen
Privatisierungen

Die Restrukturierung der Schulden 
verteuert die Kredite. Restrukturierung 
ist nur positiv, wenn sie Mittel für 
Wirtschaftsreform freisetzt und nicht 
alles beim Alten bleibt.

Die sozialen Auswirkungen der be-
schränkten Verfügbarkeit von Mitteln 
für Wirtschafts- und Sozialprogramme, 
der Lohnstopps und Lohnkürzungen 
sind die Zunahme der Armut und der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Privati-

sierungen hingegen kanalisieren mehr 
Kapital in die Hände von wenigen 
inländischen Oligarchen. Dieses Sze-
narium setzt daher die Abhängigkeit 
von Krediten und Auslandsinvesti-
tionen fort.

Fazit: Die nächste Krise kommt 
bestimmt und wird Moçambique wieder 

szenarium 3: Stärkung der ex-
traktiven und exportorientierten 

Wirtschaft. Ausländische Investoren in 
Bergbau und Industrie durch günstige 
Steuer- und Produktionsbedingungen 
würden bevorteilt und die langfristige 
Landvergabe an ausländische Inve-
storen in der Landwirtschaft fortge-
setzt.

Die Dominanz der extraktiven 
Wirtschaft birgt unübersehbare Nach-
teile, wie die Ungewißheit über zukünf-
tige Einnahmen aus dem Bergbau, den 

-
nen der Investoren ins Ausland und an 
die inländische Elite sowie die geringe 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Die 
Abhängigkeit vom Weltmarkt wird ver-
stärkt. Die Entwicklung der heimischen 
Wirtschaft wird vernachlässigt.

Die Landvergabe an ausländische 

besten Lagen und gut erschlossen 

rung ihre Lebensgrundlage, erhöht 
die Er nährungsunsicherheit und hat 
auf grund der Plantagenwirt schaft 
ne gative ökologische Auswirkungen. 
Dieses Szenarium ist also sozialöko-
nomisch, ökologisch und politisch nicht 
nachhaltig.

welche alternativen Optionen 
könn te es geben? Erstens einen 

Schuldennachlaß und die Sicherung 
neuer Kredite. Wie in Szenarium 2 
ausgeführt wurde, bedeutet die Be-
friedigung der Kreditgeber eine strenge 

Präsident Filipe Nyusi – für welches Szenario steht er?

S C H W E R P U N K T
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Austeritätspolitik, da die Möglichkeiten 
der Erhöhung der Staatseinnahmen 
limitiert ist. Von Privatisierungen öffent-
licher Betriebe würde die nationale 

-
bique nicht in der Lage, Fälligkeiten 
zu befriedigen. Eine Restrukturierung 

der Kredite schiebt die 
Rückzahlungen nur 
hi  naus. Ein Schulden-
nachlaß, ähnlich wie 
im Jahr 2000 unter der 
HIPC-Initiative, ist das 

Gebot der Stunde, um das Land zu 
entlasten. Er würde das Land aber 
nicht von der Aufnahme neuer Kredite 
befreien. Als Strategie für mehr Staats-
einnahmen könnte so wie bisher die 
Förderung von Auslandsinvestitionen 
und neuer Megaprojekte angesehen 
werden. Die Förderung der extraktiven 
Wirtschaft als Wachstumsstrategie 
bliebe bestehen. Die Folgen wären:

Nachhaltigkeit der Schulden 
bewirkt noch keine nachhaltige Ent-
wicklung

Neue Kredite = Fortsetzung der 
Abhängigkeiten

Fortführung der bisherigen 
Muster von Produktion und Einkom-
mensverteilung: „Producing more in 
the same way does not help out of the 
crisis“ (Castel-Branco, 2016)

Keine wirtschaftliche Nach-
haltigkeit

Zunahme der Armut, soziale 

Die nächste Krise ist vorpro-
grammiert

Eine zweite Option wäre eine nach-
haltige Wirtschafts- und Gesellschafts-
reform. Diese würde eine umfassende 
Änderung der Wirtschaftsstruktur be-
deuten, ein Umdenken im Produktions-
prozeß, eine gerechte Verteilung der 
Wertschöpfung ebenso wie politische 
Reformen und Bewußtseinsänderung 
in der Bevölkerung. Im Bereich der 

Wirtschaft würde diese Reform um-
fassen:

-
ung der wirtschaftlichen Aktivitäten 
und Arbeitsplätze

Reform und neue Kontrollmecha-
nismen der leistungsschwachen öffent-
lichen Betriebe

Austerität für Infrastrukturpro-
jekte, die nicht der Gesamtwirtschaft 
und -bevölkerung dienen

Neue Landwirtschaftspolitik: 
Sicherheit des familiären Landbesit-
zes, Modernisierung, Produktions- und 
Produktivitätssteigerung, Nahrungssi-
cherheit 

Absorption des Überschusses 
im Inland

Reform der Reproduktion und 
Akkumulation von Kapital ist notwen-
dig, um der nächsten Krise Stand zu 
halten.

Die Gesellschafts- und Sozialpolitik 
sollte auf soziale Umverteilung und die 
Vermeidung von exzessivem Konsum 
einiger weniger nationaler Oligarchen 
und internationaler Firmen ausgerichtet 
sein. Politische Reformen müßten die 
innere Stabilität gewährleisten. Eine 
Bildungsreform mit der Abkehr von rein 
akademischer Bildung und Förderung 
technischer/praktischer Ausbildung 
würde Fachkräfte für die diversen 
Produktionsprozesse schaffen.

Es bedarf auch des Umdenkens in 
der breiten Bevölkerung über Arbeits-
kultur, Wirtschaften, Bürgerrechte 

Bildung. Das Resultat dieser Option 
wäre eine nachhaltige Entwicklung, 
die Ökologie, sozialen Ausgleich und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit umfaßt.

die gegenwärtige Krise bietet eine 
Chance für notwendige tiefgrei-

fende Veränderungen. Denn es ist 

sondern zur nächsten Krise beitragen. 

Alternative 
Szenarien 

realistisch?

Es muß sich Grundlegendes an den 
Machtverhältnissen und am Entwick-
lungsmodell ändern. Es muß klare 
Positionen und Prioritäten geben wie 
z. B. den Vorrang des familiären Klein-
bauernsektors vor den ausländischen 
Investoren in der Landwirtschaft.

Es wird notwendig sein, Staats-
(re)form und Demokratiemodell nach 
dem Prinzip breiter Partizipation an 
Entscheidungen und Verantwortung 
zu überdenken.

Good governance ist das Gebot 
der Stunde: Transparenz, Privile-
gienabbau, Korruptionsbekämpfung. 
Gerade der Audit-Bericht über die drei 
Kredite hat fehlende Transparenz, 
Interessenskonflikte und fehlende 
Managementkapazitäten geoffenbart. 
Fehlleistungen und Korruption dürfen 
nicht länger ungestraft bleiben. Die 
Unabhängigkeit der Justiz müßte 
garantiert werden.

Das Land braucht eigene Visionen 
und eigene Ideen der nachhaltigen 
Entwicklung. Es sollte Abhängigkeiten 
verringern und sich nicht der neolibe-
ralen Politik unterwerfen.

Ein Bündel von Maßnahmen ist 
gefragt anstelle von Symptomkuren 
wie der Restrukturierung von Krediten, 
der Verweigerung der Kreditrückzah-
lung oder einem Schuldennachlaß. 
Es darf nicht alles beim Alten bleiben. 
Sozialpolitik und Wirtschaftsreform 
müssen angegangen werden.

Hemma Tengler war von 1996 bis 2016 
Projektleiterin für verschiedene internatio-
nale Organisationen, darunter die ÖEZA, 
sowie Dozentin an der Katholischen Univer-
sität (UCM) in Beira. Seit 2016 beobachtet 
sie die Entwicklungen als Konsulentin. Ihr 
Beitrag in diesem INDABA ist die Zusam-
menfassung des am 22. Juni im Rahmen 
des SADOCC-Forums Südliches Afrika 
gehaltenen Vortrags.
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am 27. März, knapp 14 Tage nach 
dem Landgang von Idai, saß ich 

im Flugzeug nach Beira, auf einer 
Factfinding- und Solidaritätsreise. Es 
war mir mulmig zu Mute. Wie würde 
ich meine Freunde und Bekannten an-
treffen? Welches Bild der Zerstörung 
erwartete mich? Beira war 20 Jahre 
lang mein Zuhause gewesen, Arbeits-
und Lebensmittelpunkt, von dem aus 
wir Projektarbeit in Dondo und Búzi 
koordinierten. Die Über-
schwemmungen und den 
Zyklon Eline von 2000 (IN-
DABA 25/00) hatte ich gut 
in Erinnerung. Die Nacht 
des Zyklons hatte ich da-
mals in unserem Projekt-
büro in Búzi verbracht und 
war danach gerade noch 
auf dem Landweg nach 
Beira gelangt, bevor die Fluten die 
Straßen im Distrikt für Monate unpas-
sierbar machten und Wiederaufbau 
und Umsiedlung der Bevölkerung er-
schwerten. 

All das nochmal, noch schlimmer 
als 2000 und diesmal den gesamten 
urbanen Raum mit 500.000 Men-
schen betreffend. Das Zentrum des 
Landes hatte sich gerade erst von der 
politisch-militärischen Krise von 2013-

2017 mit ihren zahlreichen Angriffen 
auf zivile Fahrzeuge, Dörfer und Infra-
struktur erholt. Die Menschen litten 
immer noch unter den Folgen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise von 
2016, die die Lebensbedingungen 
weiter Bevölkerungsschichten ver-
schlechtert hatte (INDABA 101/19). 

Erste Eindrücke knapp 14 Tage 
nach der Katastrophe: schmale Ge-
sichter, vom Mangel an Lebensmitteln 

und harter Arbeit gezeich-
net. Die Stadt, die selbst 
in der Trockenzeit immer 
grün war, nun kahl und 
braun, ohne Blätter auf 
den Bäumen, Rauch in 
der Luft vom Verbrennen 
der Äste umgestürzter 
Bäume, geknickte Strom-
masten und Kabelsalat auf 

den Straßen, Häuserruinen, Häuser 
ohne Dächer, Auffanglager für die 
Menschen, die ihre Behausung ver-
loren hatten oder die aus den Was-
sern des Inland-Meeres geborgen 
worden waren, Dunkelheit unterbro-
chen von den Lichtern der wenigen 
Häuser mit Generatoren. Und: Schutt, 
Äste auf den Straßen, Aufräumarbei-
ten, Transporter, Hämmern und  
Zimmern. 

Bereits kurz nach der Katastrophe 
hatten die Menschen ihr Leben wieder 
in die Hand genommen. Das vom 
Sturm verfrachtete Wellblech sammel-
ten sie ein und bastelten die Platten 
wieder auf die Dächer, durchlöchert 
zwar, aber wenigstens etwas vor dem 
tagelangen Regen schützend. Wer 
konnte, besorgte sich neues Well-
blech und Bauholz für den Dachstuhl, 
denn die Preise stiegen täglich, und 
die Lager an Baumaterial leerten sich. 

 

n ational- und Lokalregierung hat-
ten Tage vor dem Landgang 

von IDAI die höchste Warnstufe aus-
gerufen. Die Mitglieder der Frauen-
organisation GMPIS, die ich be-
suchte, bestätigten: »Wir hatten diese 
Information. Aber wir haben ihr nicht 
geglaubt. Wirbelstürme haben wir 
schon oft erlebt. Wir dachten, daß  
es auch diesmal nicht so schlimm 
werden würde. Am Nachmittag vor 
dem Sturm wehte es schon ordent-
lich, trotzdem waren die Menschen 
noch auf den Märkten, kauften ein 
und verkauften. Die Stadtregierung 
kam mit Lautsprechern und schickte 
die Menschen nach Hause, ließ alle 
Büros und Geschäfte schließen. Ge-
gen 18 Uhr ließ der Wind nach, und 
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Menschen und Zyklone 
IDAI und Kenneth in Moçambique  
 
Mitte März richtete der Wirbelsturm Idai schwere Zerstörungen im Zentrum von  
Moçambique an, 603 Menschen verloren ihr Leben. In Sofala bildete sich ein  
Binnenmeer in der Größe des Bundeslandes Vorarlberg. Anfang Mai traf der  
Zyklon Kenneth, der bisher stärkste verzeichnete Wirbelsturm in Moçambique  
und der erste in der nördlichen Provinz Cabo Delgado, die Siedlungen auf den  
Inseln, in küstennahen Distrikten sowie die Provinzhauptstadt Pemba.  
Hemma Tengler berichtet.

 
Fast  
2 Mio  

Menschen 
betroffen
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wir dachten: Das war es wohl. Gegen 
19 Uhr aber ging der richtige Sturm 
los. Der Wind hob das Wellblech auf 
unseren Häusern in die Höhe, auf 
und nieder, bis das Wellblech weg-
flog, Bäume umstürzten, Äste bra-
chen, Strommasten fielen. Gegen  
20 Uhr war der Strom weg. Der 
Sturm tobte. Um Mitternacht trat 
plötzlich eine totale Stille ein. Gei-
sterhaft. 15 Minuten darauf ein er-
neuter, noch heftiger Sturm, er brüllte 
und brauste, mähte alles nieder, was 
aufrecht stand, riß Bäume aus dem 
Boden, trug die Dächer weg, brachte 
Mauern zum Einsturz. Es regnete  
in Strömen. Erst gegen 6 Uhr in der 
Früh ließ der Sturm nach. Die Zer-
störung war furchtbar, ja, aber wir wa-
ren am Leben geblieben, wir konnten 
es kaum glauben und sind so dank-
bar, daß Gott uns am Leben ließ!« 

Die ersten Tagen nach Idai waren 
katastrophal. Eine Folge von Pro- 
blemen stellte sich ein: 
•     Beira war 10 Tage nur auf dem 

See- und Luftweg erreichbar. Die 
Telekommunikation war tagelang 
unterbrochen und auch danach 
prekär.  

•     Ganze Dörfer in den Distrikten 
Búzi und Nhamatanda wurden 
weggespült. Die Flüsse Búzi und 
Pungue führten wochenlang 
Hoch wasser. Im Distrikt Búzi flüch-
teten Menschen auf Dächer und 
Bäume und harrten tagelang ohne 
Versorgung auf ihre Rettung. Viele 
konnten sich nicht auf den Bäu-
men halten, stürzten ins Wasser 
und ertranken. 

•     Es dauerte mehrere Wochen, bis 
nach und nach die Stromversor-
gung in den Stadtvierteln von 
Beira wieder hergestellt werden 
konnte.  

•     Familien ohne Behausung mußten 
in Schulen und Zeltstädten unter-
gebracht und versorgt werden. 

•     Die Lebensmittelvorräte der Men-
schen waren durch den Regen 
verdorben. In Beira funktionierte 
nur ein einziger Supermarkt. Die 
Lebensmittelpreise verdoppelten 
und vervierfachten sich. In Land 
und Stadt lassen die Ernteverluste 
eine lange Hungerzeit erwarten. 
Sie werden durch die kleinere 
zweite Ernte nicht wettgemacht 
werden. 

•     Die Stadtwasserleitung war  
14 Tage lang unterbrochen, die 
Brunnen durch die Überschwem-
mungen verseucht. 

•     Choleraausbruch und Anstieg der 
Malariafälle. 

•     Traumatisierung der Betroffenen, 
vor allem von Kindern. 

•     Geringe Sicherheit in den Auf-
fanglagern: Sexuelle Gewalt, Fälle 
von Menschenhandel. 

•     Probleme bei der Verteilung von 
Hilfsgütern durch Korruption. 
 

w ären ein besseres Warn-
system und Präventivmaßnah-

men möglich gewesen? Gerechter-
weise muß man sagen, daß das 
Warnsystem diesmal in Aktion war. 
Seine Effektivität hängt jedoch von 
geographischen Faktoren und von der 

Akzeptanz durch die Rezipienten ab. 
Den ärmeren Bevölkerungsschichten 
fehlten der Glaube und die Möglich-
keiten einer Vorsorge. Zumindest in 
Sofala gab es keine Möglichkeiten der 
Evakuierung: Welche sicheren Orte 
gibt es für eine Million Menschen in 
einer 100 km breiten Küstenebene mit 
kaum nennenswerten Erhebungen! 

Die nationalen Institutionen, die für 
Katastrophenschutz und -hilfe zustän-
dig sind, waren nicht auf eine Kata-
strophe dieses Ausmaßes vorbereitet, 
weder was die Kommunikationsmittel 
noch was Ersthilfe und 
Transportmittel für Ret-
tungsaktionen anbelangt. 
Ohne Hilfe aus Südafrika 
(v. a. Helikopter), Lebens-
mittelhilfe und Impfkam-
pagne der UN sowie zahl-
reicher internationaler 
Organisationen hätten die 
nationalen Institutionen nicht reagieren 
können. Es muß allerdings betont wer-
den, daß es sich bei Idai um eine  
Superkatastrophe handelte. Immerhin 
haben die nationalen Institutionen aus 
Idai gelernt und vor dem Landgang 
von Kenneth 36.000 Familien aus  
Risikozonen an der Küste evakuiert 
und dadurch ihr Überleben gesichert. 
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Die geographischen Bedingungen in 
Cabo Delgado ermöglichen dies. Man 
hätte allerdings auch aus den Über-
schwemmungen des Jahres 2000  
lernen können. Z. B. hätte man den 
Distriktshauptort Búzi in das höher ge-
legene Bandua verlegen können. 
Stadtviertel an der Küste von Beira 
wie Praia Nova hätten umgesiedelt 
werden sollen, wie es der Flächen-
widmungsplan vorsieht. Die Versuche 
der Stadtregierung scheiterten am Wi-
derstand der Bevölkerung.  

 

bei der Reaktion der Menschen auf 
die Katastrophe sind zwei 

Aspekte beispielhaft: Resilienz und 
Solidarität. Die Menschen sind Mei-
ster im Umgang mit Notsituationen, 
die Mehrheit der Bevölkerung lebt per-
manent in einer »emergency«. Idai ist 
eine Super-Notsituation, aus der es 
keinen anderen Ausweg als eigenen 
Mut und Willenskraft gibt. Das Ver-
trauen in Lösungen von außen, gar 
von der Regierung, ist längst getrübt. 
Zu groß sind die Erfahrungen mit  
Korruption aus persönlichen 
und politischen Interessen. 

Idai hat alte und neue For-
men der Solidarität ausgelöst. 
Ganz lokal betrachtet ist es 
Nachbarschaftshilfe wie die 
vorübergehende Aufnahme 
von Obdachlosen im eigenen 
Haus, das Teilen der wenigen 
Lebensmittel mit Witwen, 
Waisen, Kranken, Behinderten. Oder 
die Organisation von Hilfe und Wie-
deraufbau durch lokale zivilgesell-
schaftliche Organisationen wie z.B. 
die Frauenbewegung Grupo de Mul-
heres de Partilha de Ideias de Sofala 
em Moçambique (GMPIS), die auch 
von SADOCC unterstützt wurde. Die 
Bewegung macht Advocacy, enga-
giert sich für die gerechte Verteilung 
an die am meisten Bedürftigen und 
kämpft gegen die Ausnutzung der 
Hilfslieferungen für politische Ziele. 

Schließlich finden dieses Jahr Par-
laments- und Provinzwahlen statt, und 
Sofala ist die Hochburg der Opposi-
tion, wo das Wahlverhalten besonders 
kritisch sein wird. Private Spender aus 
Maputo entsandten eine große 
Schiffsladung mit Hilfsgütern nach 
Beira, Unternehmen unterstützten die 
Stadtregierung durch die Bereitstel-

lung von Transportern für 
die Aufräumarbeiten und 
die Abfallbeseitigung. 

Die Nationalregierung 
hat in Beira ein Büro für 
die Koordination des Wie-
deraufbaus eingerichtet. 
Das Institut für Katastro-
phenmanagement (INGC) 
koordiniert in den betrof-

fenen Gebieten die Verteilung der 
Hilfsgüter. Auch internationale Solida-
rität war wichtig: In den ersten Wo-
chen nach der Katastrophe gab es 
eine Welle von Hilfsleistungen, finan-
zielle und durch Entsendung von Per-
sonal. Die österreichische Regierung 
stellte aus dem Katastrophenfond zu-
erst 500.000, nach intensivem Lob-
bying u. a. der Entwicklungspoliti-
schen Sprecherin der SPÖ, Petra 
Bayr, weitere 750.000 Euro zur Ver-
fügung. IMF und Weltbank sagten 

Moçambique neue Kredite für den 
Wiederaufbau zu.  

Die internationale Hilfe macht  
Moçambique allerdings noch mehr  
abhängig und schränkt seine Ent-
scheidungsfreiheit ein. Die Regierung 
will eine schnelle Rückkehr der dis-
lozierten Menschen und eine schnelle 
Wiederansiedlung in ihren Heimat-
gebieten. Ob dabei Fragen aus- 
reichender Lebensgrundlagen und  
Katastrophenvorsorge eine ausrei-
chende Rolle spielen, gibt Anlaß zu 
Sorge. Es wird abzuwarten sein, was 
die gemeinsam von National- und 
Stadtregierung für Ende Mai anbe-
raumte Geberkonferenz an Entwick-
lungsperspektiven ergeben wird. 

Die Superkatastrophe wirft das 
Land entwicklungsmäßig auf lange 
Zeit zurück. Wie mir ein moçambika-
nischer Facharzt erklärte: »Nach Idai 
sind wir wieder auf dem Stand von 
vor 20 Jahren«.  

 
 

 

Hemma Tengler war von 1996 bis 2016  

Projektleiterin für verschiedene internationale 

Organisationen, darunter die ÖEZA, sowie 

Dozentin an der Katholischen Universität 

(UCM) in Beira.
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Andreas Bohne und Fredson Guilengue über die militärische Ausbildungsmission der EU in der
gasreichen Provinz Cabo Delgado.

Am 19. November 2021 bewilligte der Europäische Rat weitere 40 Millionen Euro für die militärische
Ausbildungsmission der Europäischen Union in Mosambik (EUTM Mozambique). Damit soll die
Ausbildung mosambikanischer Militäreinheiten unterstützt werden, die in der Provinz Cabo Delgado im
Norden des Landes eingesetzt werden. Gleichzeitig wird «insbesondere sachdienliche nichtletale
Ausrüstung» bereitgestellt – dieser auf den ersten Blick harmlose Begriff bezeichnet militärisches
Material, mit welchem Menschen nicht getötet werden können, das aber «persönliche und kollektive
Ausrüstung, Ausrüstung für Bodenmobilität, technische Geräte und ein Feldlazarett» umfasst.

Seit 2017 haben sich Anschläge von Islamisten in der gasreichen Provinz Cabo Delgado zu einem
regelrechten Bürgerkrieg entwickelt. Die mosambikanische Regierung führte den Konflikt viele Jahre auf
Aktionen krimineller Banden zurück; andere, durchaus vorhandene Gründe sozioökonomischer, kultureller
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Mosambikanischer Bürgerkrieg
Die EU mischt mit

Grenzbrücke von Cabo Delgado, im Norden von Mosambik.

CC BY-SA 2.0, Flickr/F Mira

Mosambikanischer Bürgerkrieg - Rosa-Luxemburg-Stiftung https://www.rosalux.de/news/id/45483/mosambikanischer-buergerkrieg

1 von 5 03.03.2022, 18:58

https://www.rosalux.de/profil/es_detail/A4R8IP6L3D/andreas-bohne?cHash=656d203b08bde0f1fd3d0de172fdb6ce
https://www.rosalux.de/profil/es_detail/A4R8IP6L3D/andreas-bohne?cHash=656d203b08bde0f1fd3d0de172fdb6ce
https://www.rosalux.de/profil/es_detail/RGTGYI3T8I/fredson-guilengue?cHash=a3b17e0edd478ad824ece4390c90a26a
https://www.rosalux.de/profil/es_detail/RGTGYI3T8I/fredson-guilengue?cHash=a3b17e0edd478ad824ece4390c90a26a
https://www.rosalux.de/
https://www.rosalux.de/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/
https://www.flickr.com/photos/fhmira/3911465523/
https://www.flickr.com/photos/fhmira/3911465523/


und politischer Natur wurden ganz bewusst ausgelassen.

Der Bürgerkrieg, der bereits mehr als 3.500 Menschenleben gekostet hat, erhielt in diesem Jahr durch
Angriffe auf die Stadt Palma und andere strategische Orte eine neue Dynamik. Die Aktionen
demonstrierten die Stärke der Aufständischen, und deren Angriffe in der Nähe der geplanten
Gasverflüssigungsanlagen des französischen Öl- und Gasgiganten Total erzwangen ein Umdenken.
Nachdem die mosambikanische Regierung lange gezögert hatte, ausländische Truppen auf ihrem Gebiet
zuzulassen, entschloss sie sich angesichts der wachsenden Bedrohung schließlich doch, externe Akteure
in das Land zu holen. Seit Sommer dieses Jahres sind Ruanda, die Regionalorganisation
Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika (SADC) und die EU in den Konflikt militärisch involviert
(Die Ausbildungsmission der USA wird hier ausgeklammert.).

Externe Akteure: Ruanda und SADC

Der entscheidende Akteur ist dabei Ruanda. Nach einem Staatsbesuch des mosambikanischen
Präsidenten Filipe Nyusi bei Paul Kagame in Kigali gaben beide im Juni die Entsendung von Truppen
bekannt. Offiziell wurde verkündet, dass die Erfahrungen der ruandischen Streitkräfte in der Bekämpfung
terroristischer Strukturen der primäre Grund für den Truppeneinsatz seien. Die Beteiligung wirft dennoch
Fragen auf, weil – bei allen Bekundungen der Solidarität – unklar bleibt, was die tatsächlichen Motive
Ruandas sind und wer für die Kosten der Mission aufkommen wird.

Bekannt ist inzwischen, dass Frankreich die Aktivitäten Ruanda nicht nur mit Wohlwollen, sondern auch
finanziell unterstützt, und dass Ruanda militärische Einsätze als Refinanzierungsinstrument nutzt. Die
ruandische Gemeinschaft in Mosambik hegt darüber hinaus den Verdacht, dass Präsident Kagame mit
dem Einsatz auch das Ziel verfolgt, Zugriff auf die in Maputo lebenden ruandischen Oppositionellen zu
erhalten. Und in der Tat wurden in den vergangenen Wochen bereits mehrere ruandische Dissident*innen
in Mosambik verhaftet.

Nach einigem Zögern trat der zweite Akteur, die Regionalorganisation SADC, auf den Plan. Dass die SADC-
Mission SAMIN erst im Juli 2021 eintraf, sorgte innerhalb der Regionalorganisation für Unbehagen, da
Mosambik die Anwesenheit der ruandischen Truppen offensichtlich gegenüber jenen seiner
Nachbarländer bevorzugte. Dabei hatten einige Anrainer, wie beispielsweise Südafrika, sich bereits über
einen längeren Zeitraum für eine Intervention in den Konflikt eingesetzt.

Während Ruanda 2.000 Soldaten vor Ort hat und die Dauer der ruandischen Mission unbefristet ist,
umfasst SAMIM 935 Personen und der Einsatz war zunächst auf drei Monate befristet, kann aber
anschließend verlängert werden.

Die ruandischen Streitkräfte kontrollieren die beiden wichtigsten Gasdistrikte, Palma und Mocimba da
Praia; die Mission der SADC operiert in den Bezirken Mueda und Macomia. Der militärische Einsatz
konnte zwar die Aufständischen zurückdrängen und Gebietsgewinne erzielen; für einen militärischen Sieg
reichte jedoch es nicht. Vielmehr agieren die terroristischen Kämpfer seitdem in Form kleiner, flexibler
Gruppen.

Fredson Guilengue ist Projektmanager der Rosa-Luxemburg-Stiftung im Büro Johannesburg und
kommentiert regelmäßig die politische Lage in Mosambik.

Andreas Bohne ist Referatsleiter Afrika der Rosa-Luxemburg-Stiftung.
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Die Rolle der EU

Als dritter großer Akteur trat schließlich die EU in den Konflikt in Cabo Delgado ein. Am 12. Juli 2021 –
und damit zu einem Zeitpunkt, als Ruanda seine militärische Präsenz in dem Land bereits verstärkt hatte
– beschloss der Europäische Rat die Einrichtung einer militärischen Ausbildungsmission der EU in
Mosambik. Die für zwei Jahre beschlossene EUTM Mozambique ist vor Ort mit 140 Personen vertreten.
Die jetzt bewilligten Maßnahmen bedeuten eine drastische Erhöhung der am 30. Juli 2021 bewilligten
Sofortmaßnahme in Höhe von 4 Mio. Euro.

Als Ziel ihrer Mission nennt die EU die militärische Ausbildung einer künftigen schnellen Eingreiftruppe,
die insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und zum Schutz der Zivilbevölkerung eingesetzt
werden soll. Darüber hinaus soll die Mission ihre Ausbildungsaktivitäten aber auch auf Einheiten der
mosambikanischen Armee und Marine ausweiten. In diesem Jahr werden zwei Kompanien durch
portugiesische Soldaten ausgebildet, im nächsten Jahr dann drei weitere Kompanien. Insgesamt sollen
elf Kompanien mit insgesamt bis zu 2.000 Soldaten der mosambikanischen Armee und Marine von der
EUTM geschult werden und anschließend eine schnelle Eingreiftruppe bilden.

Aber warum greift die EU militärisch in einen Konflikt ein, der weit außerhalb Europas ausgetragen wird?
Die Antwort liegt auf der Hand: Seit im Jahr 2010 vor der Küste von Cabo Delgado riesige
Erdgasvorkommen entdeckt wurden, sind Mosambik und im weiteren Sinne die SADC-Region von
geopolitischem Interesse. Die Rohstofffunde haben den Appetit der großen transnationalen
Energieunternehmen, sich die Taschen mit Gasdollars zu füllen, erheblich gesteigert.

Insbesondere Portugal und Frankreich drängen bereits seit langem auf ein stärkeres
sicherheitspolitisches Engagement der EU in Mosambik. Portugal, die ehemalige Kolonialmacht
Mosambiks, hatte seine Unterstützung schon Monate vor dem Einsatz angeboten. Die portugiesische
Regierung gibt eine einfache Erklärung für ihre Beteiligung: Sie behauptet, keinen direkten wirtschaftlichen
Nutzen aus ihrem Engagement zu ziehen, sondern lediglich dabei helfen zu wollen, eine radikale
islamistische Bedrohung in einem Land zu bekämpfen, mit dem es tiefe historische Verbindungen hat
(Solidarität und historische Verantwortung). Während die Portugiesen die Sprache und die Geschichte
mitbringen, haben die Franzosen das Geld. Es überrascht daher nicht, dass ein französischer und ein
portugiesischer Offizier die EU-Mission leiten.

Frankreich verfolgt demgegenüber mit seinem Engagement handfeste Wirtschaftsinteressen. Die
Geschäfte des französischen Energieriesen Total sind durch den Konflikt stark beeinträchtigt worden, der
Krieg hat sein 20-Milliarden-Euro-Investitionsprojekt zum Stillstand gebracht. Inzwischen mehren sich die
Anzeichen, dass, abhängig der Sicherheitslage, Total-Mitarbeiter*innen ihre Arbeit im nächsten Jahre
wiederaufnehmen sollen; Meldungen sprechen von einem Produktionsstart der Gasverflüssigung im Jahr
2026 oder 2027.

Neben Portugal und Frankreich wird die Mission von Finnland, Spanien, Italien, Griechenland, Rumänien,
Belgien, Luxemburg und Estland getragen. Deren Engagement umfasst nicht unbedingt den Einsatz von
Personen vor Ort, sondern beispielsweise auch zur logistischen Unterstützung, etwa bei der
Satellitenkommunikation.

«Friedensmacht Europa»?

Die militärische Ausbildungsmission in Mosambik findet im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) der EU statt. Auf dem Papier ist die GSVP vor allem auf Krisenprävention
ausgerichtet; sie ist aber auch Ausdruck eines Militarisierungsprojekts der EU, das Ende der 1990er Jahre
begann.

Das Engagement in Mosambik ist eingebettet in die aktuelle Neuausrichtung der GSVP. Dazu gehört
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insbesondere die European Peace Facility (EPF, Europäische Friedensfazilität) als das neue
Finanzierungsinstrument, das alle außenpolitischen Maßnahmen der EU mit militärischem oder
verteidigungspolitischem Bezug im Rahmen der GSVP abdeckt. Nach dem EU-Vertrag ist es nicht
gestattet, militärische Maßnahmen aus dem EU-Haushalt zu finanzieren. Um dieses Verbot zu umgehen,
wird ein Budget für die Militärfinanzierung außerhalb des EU-Haushalts geschaffen, das für den Zeitraum
2021-2027 mit rund fünf Milliarden Euro ausgestattet werden soll.

Mit der EPF strebt die EU eine größere Flexibilität an, die es ihr ermöglicht, die Afrikanische Union zu
umgehen und finanziell direkt für nationale und subregionale militärische Initiativen aufzukommen. So
erklärte der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell, dass die EPF «die EU weltweit zu einem noch effektiveren
Sicherheitsanbieter machen» werde. Die Mission in Mosambik ist eines der ersten sichtbaren Zeichen für
diesen Schritt und überhaupt erst die dritte Unterstützungsmaßnahme, die der Rat seit Einrichtung der
EPF angenommen hat. Im Juli 2021 wurde die Unterstützung der Afrikanischen Union für deren Mission
in Somalia (AMISOM) und der somalischen Nationalarmee gebilligt. Anfang November erfolgte die
Zusage für eine Maßnahme der Streitkräfte von Bosnien und Herzegowina.

Die EPF ersetzt die frühere African Peace Facility (Afrikanische Friedensfazilität), die zuvor das
Hauptinstrument war, mit dem sich die EU an der Finanzierung von Maßnahmen unter Leitung der
Afrikanischen Union oder afrikanischer Regionalorganisationen beteiligte. Darüber hinaus will die EU mit
der EPF Waffenlieferungen in Krisenregionen erleichtern sowie Ausbildung und Ausrüstung für nationale
Armeen direkt finanzieren. Nach Ansicht der International Crisis Group und internationaler
Nichtregierungsorganisationen könnte dies die angespannte Lage in fragilen Staaten noch verschärfen.

Fest steht bereits jetzt, dass die EU-Ausbildungsmission massiv in die mosambikanische Innenpolitik
eingreift. Sie wird die Position der Armee gegenüber den polizeilichen Sicherheitskräften und lokalen
Milizen stärken – was nicht ohne Konflikte gehen wird. Eine Stärkung der Armee ist auch die Mission des
neuen mosambikanischen Verteidigungsministers, Cristóvão Chume. Der Berufssoldat arbeitete bereits
mit Präsident Nyusi zusammen, als dieser noch Verteidigungsminister war. In seiner Rede bei Chumes
Vereidigung betonte Nyusi am 12. November nicht nur die Notwendigkeit, die Streitkräfte zu
modernisieren, sondern auch alle militärischen Aktivitäten, die mit dem Konflikt in Cabo Delgado
zusammenhängen, dem Verteidigungsministerium zu unterstellen.

Politisch gesehen bietet der Krieg der Regierung eine gute Gelegenheit, von ausländischen Ressourcen zu
profitieren und die militärischen Kapazitäten der FRELIMO auszubauen, die auch für andere, potenziell
undemokratische Aktivitäten genutzt werden können, wie die Unterdrückung der lokalen Zivilgesellschaft
und der politischen Parteien.

Die EU hat sehr lange auf präventive und zivile Konfliktlösungsmechanismen in Cabo Delgado verzichtet.
Wenig hilfreich ist es, wenn die militärische Karte nun als «Instrument eines integrierten Ansatzes»
präsentiert und durch Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit flankiert wird, die die EU in den
letzten Wochen intensiviert hat. Von einer wirklichen Priorisierung ziviler Ressourcen gegenüber
militärischen Mitteln kann indes nicht die Rede sein. Eine aktuelle Einschätzung des «Cabo Delgado
Monthly» kommt zu dem Schluss, dass der am 21. September verabschiedete Wiederaufbauplan für Cabo
Delgado vor allem die Stellung Maputos in der Provinz stärken wird.

Mosambik stehen unruhige Zeiten bevor

Unter dem enormen Druck der mosambikanischen Armee, der ruandischen Truppen und der lokalen
Milizen haben sich die Aufständischen, wie erwähnt, zurückgezogen und als Guerillabewegung
reorganisiert. Die nunmehr wesentlich kleineren Einheiten verfügen über geringere militärische
Schlagkraft und können nur noch kleinere Angriffe durchführen. Man sollte sich davon aber nicht
täuschen lassen: Die neue Lage kann zwar zu einer relativen Stabilität in der Region führen und die

Mosambikanischer Bürgerkrieg - Rosa-Luxemburg-Stiftung https://www.rosalux.de/news/id/45483/mosambikanischer-buergerkrieg

4 von 5 03.03.2022, 18:58

https://www.tagesschau.de/ausland/europa/europea-peace-facility-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/europea-peace-facility-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/europea-peace-facility-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/europea-peace-facility-101.html


Wiederaufnahme wirtschaftlicher Aktivitäten ermöglichen, darf jedoch nicht als das Ende des Konflikts
angesehen werden. Denn da Mosambik militärisch nicht in der Lage ist, diesen Guerillakrieg zu gewinnen,
steht zu erwarten, dass die Terroristen noch lange aktiv bleiben können und werden. Dies wirft die Frage
auf, was geschehen wird, wenn die ausländischen Truppen die Verantwortung für die Bekämpfung der
Aufständischen zurück in die Hände Mosambiks legen.

Eine militärische Lösung, die die komplexen Ursachen des Konflikts übergeht – zu denen auch die
Wechselwirkung von Kolonialismus, Modernisierung und Extraktivismus mit der lokalen Gesellschaft von
Cabo Delgado zählt –, verspricht keinen Erfolg. Nur eine umfassende Lösung, die auf einen langfristigen
Zeitraum ausgerichtet ist, kann die Lage nachhaltig verbessern. Davon allerdings ist die auf eine
militärische Lösung fixierte Regierung in Maputo weit entfernt. Dem Land stehen deshalb weiter unruhige
Zeiten bevor.
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Heft 6/2019, afrika süd-Dossier: Tradition im globalen Zeitalter 

Verärgerte Geister und Götter? 

Naturkatastrophen, Krisen, Hexerei und religiöse Attacken in Mosambik. Die 

fortschreitende Globalisierung führt weltweit zu Tendenzen der Entfremdung, auf die 

vielfach mit einem Rückgriff auf traditionelle Verhaltensmuster geantwortet wird. In 

manchen Regionen Mosambiks reagieren die Menschen zur Bewältigung der Krise mit 

gesellschaftlich-spirituellen Strategien von Verwünschungen und Verhexungen bis hin zu 

Lynchmorden. Wie Afrika sich aus abgedrängtem Wissen und Traditionen ein neues 

Selbstverständnis geben könnte, diskutieren Philosophen wie Sarr und Mbembe. 

Mosambik ist ein seit vielen Jahren von multiplen Krisen betroffenes Land. Insbesondere 

wirtschaftliche Ausbeutung in Verbindung mit zunehmender Armut, Korruption, manipulierten 

Wahlen und Staatsverschuldung sowie elitäre Pakte und politische Unruhen, bewegen die 

kritischen gesellschaftlichen Diskurse. Sich vermehrende Naturkatastrophen, welche eine 

Folge des globalen Klimawandels darstellen, haben vor allem auf viele bereits vulnerable 

Menschen in Mosambik schreckliche, und im globalen Ursache-Wirkungs-Zusammenhang 

gedacht, zutiefst ungerechte Auswirkungen. Auf der Suche nach Erklärungen in Bezug auf die 

nicht endenden Krisenszenarien – über die auch keine symbolische Friedenspolitik und weitere 

wirtschaftliche Liberalisierung des Landes hinwegtäuschen kann – erklären sich einige 

Menschen in Mosambik die aktuelle Situation mit übersinnlichen Kräften und dem Einwirken 

von Geistern oder der Verärgerung von Gott oder Allah. Die Menschen suchen nach 

Möglichkeiten, spirituelle Gegenmacht in Bezug auf die sich sozialpolitisch zuspitzende 

Situation zu erzeugen oder zumindest die Götter und Geister zu besänftigen. 

Multiple Krisen und sozial-religiöse Herausforderungen in Mosambik 

Die beispielhaften Krisen Mosambiks sind immer auch Symptom komplexer 

politökonomischer, globaler, nationaler und lokaler Zusammenhänge und lassen sich in ihren 

Auswirkungen nicht nur über einseitige Erklärungsversuche wie ungünstige 

Umweltbedingungen oder den Klimawandel erklären. So stellt sich uns die Frage, wie die 

Menschen in Mosambik mit immer wiederkehrenden Krisen umgehen können. Wer wird dafür 

verantwortlich gemacht und welche Überlebensstrategien gibt es? 

Es ist allgemein bekannt, dass der postkoloniale Staat Mosambik es nicht schafft, der großen 

Mehrheit seiner Bürgerinnen und Bürger ausreichend soziale, wirtschaftliche und politische 

Sicherheit zu bieten. Es ist dem Staat nicht gelungen, seine natürlichen Ressourcen, sei es 

Wasser oder Anbauflächen, Gas oder Kohle, zur Verbesserung der Lebenslagen der Mehrheit 

der Bevölkerung zu nutzen. Das wirtschaftliche Wachstum des Landes hat die Ungleichheit 

zwischen Reichen und Armen, urbanen und ländlichen Gebieten sowie dem Süden und Norden 

des Landes vergrößert. Mosambik zählt zu den ungleichsten Ländern in Subsahara-Afrika. Es 

fehlt an Bewusstsein und politischem Willen, den vorhandenen Reichtum gerechter zu teilen. 

Es werden auch keine Bildungsprogramme angeboten, die den Mangel an Sicherheit und die 

fortwährende absolute Armut im Kontext einer wachsenden kleinen, sehr reichen 

transnationalistisch organisierten kapitalistischen Klasse, erklären könnten. Diese Elite trägt 

„ihren" Reichtum zur Schau und betont somit die immense soziale Ungleichheit im Lande nicht 

nur, sondern sie zeigt sie ungehemmt öffentlich vor. In den sozialen Medien kursieren täglich 

Bilder und Nachrichten von überdimensionalen Häusern, leistungsstarken Autos und 

Luxusreisen politisch-wirtschaftlicher Profiteure und deren Familienangehörigen. 
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Die Mehrheit der Bevölkerung beobachtet diese Situation sprachlos, wütend oder frustriert. 

Nebenbei werden Erwartungen an ein besseres Leben geschürt. Viele junge Menschen 

wünschen sich eine verbesserte Lebensperspektive, ohne begründete Hoffnung zu haben, dass 

sich diese jemals einstellen wird. Die Dauerkrisen des Landes sowie die zum wiederholten Male 

festgestellten Unregelmäßigkeiten in der Wählerregistrierung sowie die ungleichen 

Wettbewerbsbedingungen zwischen der Frelimo und den Oppositionsparteien während der 

diesjährigen Wahlen lassen keinerlei Hoffnung zu. Die daraus resultierende Zukunftsangst im 

Kontext extremer sozialer Ungleichheit wird nicht selten von den betroffenen Menschen mit 

der Wirkung übersinnlicher Kräfte und der Einflussnahme von spirituellen Geistern erklärt. 

Diese Geister sind allerdings nicht immer harmlos, sie können zu Verwünschungen, 

Verhexungen bis zu Lynchmorden führen. Ein Beispiel dafür wäre die zunehmende spirituelle 

Gewalt im Distrikt Inhassunge (Zambeziá Provinz). Dort wird die Wut der Bevölkerung über 

die zunehmende Armut bei gleichzeitiger Ausbeutung natürlicher Ressourcen auf verschiedene 

Zielgruppen konzentriert. Einerseits werden vor allem ältere, für den lokalen Kontext als 

wohlhabend angesehene ältere Frauen als Hexen angeklagt, schwer verletzt und teils ermordet, 

andererseits wurden zum Beispiel 2016 chinesische Investoren mit Flüchen übersät; es kam in 

diesem Zusammengang zu mindestens einem ungeklärten Mord (Kleibl 2018). Zusätzlich kam 

es in Zusammenhang mit den für die Lokalbevölkerung lebensbedrohlichen Investitionen des 

indischen Unternehmens Jindal in der Tete-Provinz zu mehreren, auch über spirituelle 

Dynamiken begründeten, Aufständen (Kleibl 2016). 

Diese Entwicklungen stehen im Zusammenhang mit menschlichen Wünschen und Zielen, sich 

von bösen Geistern und deren Einflüssen wieder befreien zu können. Es handelt sich 

möglicherweise um einen durchaus nachvollziehbaren Überlebensmechanismus, der an die 

unerfüllten Wünsche der Menschen geknüpft scheint. Davon abgesehen gibt es viele Formen 

der Naturheilkunde in Mosambik, die wiederum mit Geisterglauben und Heilung in Verbindung 

stehen; dazu zählen Methoden zur Heilung von Bluthochdruck, Infektionen oder Diabetes. Es 

ist wichtig, zwischen Methoden und Geisterglauben zur Heilung von Krankheiten einerseits 

und Verwünschung, ritueller Kriminalität und Verhexung andererseits, zu unterscheiden. Beide 

Phänomene gibt es in ähnlicher Form auf der ganzen Welt. 

In Mosambik nimmt in der öffentlichen Wahrnehmung das Ausmaß von spirituell begründeter 

Gewalt sowie religiös motivierter Revolten und Attacken sowohl gegen den mosambikanischen 

Staat als auch gegen wirtschaftliche Großinvestoren, in den letzten Jahren zu. Relevante 

Statistiken oder verlässliche Fallzahlen sind allerdings kaum bekannt (vgl. Kleibl 2017). In 

einem Mosambik-Rundbrief (2018) wurde zu dieser Situation kurz Stellung bezogen. Weimer 

(2018) nutzt eine historische Perspektive, um die zunehmende rituelle Gewalt gegen 

Repräsentanten des mosambikanischen Staates zu erklären. Über empirische Fallstudien aus 

drei Provinzen Mosambiks (Cabo Delgado, Zambézia und Niassa) in Verbindung mit 

historisch-anthropologischen sowie politökonomischen Literaturanalysen zeigt er mögliche 

Zusammenhänge historischer und aktueller, religiös und spirituell gefärbter Attacken auf. Er 

bezieht sich insbesondere auf drei zusammenhängende Aspekte: 

1. Die historisch verankerte politökonomische Situation Mosambiks wird von der Partei 

Frelimo dominiert, diese antwortet auf Unzufriedenheit und Dissens autoritär und 

oftmals mit Gewalt. 

2. Der limitierte Zugang zur politischen Macht produziert soziale und wirtschaftliche 

Exklusion lokaler sozialer, wirtschaftlicher und politischer Vertreter sowie deren 

Interessen. Diese Exklusion ist am stärksten zu beobachten, wenn es um den Zugang zu 

seltenen Rohstoffen geht. 
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3. Die demographische Mehrheit junger Menschen in Mosambik befindet sich in einer 

„Warteschlange". Sie will eine sofortige neue Lebensperspektive und befindet sich in 

Distanz zu ihren Ursprungsgemeinden und dortigen kulturellen Einflüssen. Gleichzeitig 

werden diese jungen Menschen weder von der Gesellschaft noch der Wirtschaft 

absorbiert. 

Die oben geschilderten verwobenen Aspekte einer seit vielen Jahren andauernden Krise führen 

zu einer besonderen Vulnerabilität und Erschöpfung vor allem männlicher Jugendlicher und 

junger Erwachsener. Diese sind laut Weimer (2018) besonders anfällig für globale Einflüsse, 

Jugendgangs und radikal religiöse Netzwerke. Diese Einschätzung deckt sich mit den 

Ergebnissen von Interviewanalysen, welche in den Jahren 2014 und 2015 im Rahmen eines 

qualitativen Forschungsprojektes in der Provinz Zambézia, Inhassunge-Distrikt, erstellt wurden 

(Kleibl 2018). Religiöse Netzwerke waren dort ebenfalls, neben den staatlichen, die einzigen 

Strukturen, welche Selbstorganisation und Austausch im Kontext zunehmender sozialer 

Ungleichheit und politischer Konflikte ermöglichten. Im Rahmen dieser religiösen Netzwerke 

wurde ebenfalls Widerstand gegen die sehr problematischen Entwicklungen des Distrikts 

organisiert. Befragte ältere traditionelle Führer führten diese Gruppendynamik auf 

Arbeitslosigkeit, wirtschaftliche Armut und soziale sowie politische Exklusion zurück. Die 

jungen Männer litten unter extremer Perspektivlosigkeit und konnten deshalb auch keine 

formellen Beziehungen mit Frauen eingehen. Die Bezahlung eines noch so geringen „Lobolo" 

(traditioneller Brautpreis) wäre unmöglich gewesen. 

Lokale Unvereinbarkeiten der Entfremdungen 

Die Situation in Mosambik kann allerdings nicht isoliert betrachtet werden, sie muss in einen 

größeren Diskurs eingebunden werden, in dem sich inzwischen viele Autorinnen und Autoren 

mit der Situation von Menschen im Globalen Süden beschäftigen. Arbeitslosigkeit, erlebte 

wirtschaftliche Armut, soziale Ausgrenzung sowie Folgen des Klimawandels sind für viele 

Menschen des Globalen Südens alltäglich. Zugleich befinden sie sich in Lebensverhältnissen, 

die keinerlei Perspektiven bieten, sie gehen auf die Suche nach einem besseren Leben. Das kann 

von Migration bis hin zu Hexerei und vielfältigen religiösen Praktiken reichen, es ist immer 

eine Suche nach Wegen aus einer Situation, die ihnen Chancen nimmt. 

Im Spannungsfeld von Kolonialisierung, Dekolonisierung, westlicher Modernisierung, 

Urbanisierung, einer radikalen Veränderung ländlicher Räume, auch durch Land Grabbing 

verursacht, sowie den Folgen des Klimawandels (Dürren, Überschwemmungen) bahnen sich 

im Globalen Süden Entwicklungen an, die zu einer radikalen Form der Segregation in Städten 

sowie damit verbundenen sozialen Problemen führen (Davis 2011). In den wachsenden 

Elendsquartieren Maputos verdichten sich die Konflikte; Land Grabbing verursacht über ganz 

Mosambik verteilt eine Vielzahl lokaler Konflikte zwischen Investoren und ländlichen 

Gemeinden (Faleg 2019). Auch wenn es in Mosambik ein großes Problem von Altersarmut 

gibt, wurde (und wird) Armut überwiegend zu einem Problem Jugendlicher, die keine Arbeit 

und somit auch keine Chance erleben, jemals ein nach ihren Vorstellungen gutes und würdiges 

Leben zu führen. Aus der Migrationsforschung ist hinlänglich bekannt, dass dies oft Anlass für 

eine gefährliche „Flucht" vom Land in die Stadt oder in das benachbarte wirtschaftlich besser 

gestellte Südafrika ist. Die wenigsten Mosambikaner wagen eine Flucht nach Europa. 

Die Auseinandersetzungen mit diesen ökonomischen, sozialen und kulturellen Problemen, die 

sich in erlebter Perspektivlosigkeit verdichten, zeigen immer wieder, wie essenziell ein 

kritischer Blick auf die Ursachen ist. Hintergründe dieser Entfremdungen müssen schlicht in 

dem gesehen werden, was Osterhammel „die koloniale Verwandlung der Welt" nannte 
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(Osterhammel 2009), die sich bis heute im Globalen Süden in einer neoliberalen und vom 

Globalen Norden geprägten ökonomischen Globalisierung fortsetzt und eine bisher nicht 

bekannte globale Ungleichheit produziert. 

In den Köpfen vieler, von der Entwicklung ausgegrenzter Menschen in Mosambik, verschärfen 

sich Gefühle von Ausbeutung und Entfremdung, so dass z.B. im Zentrum von Mosambik 

ironischerweise geradewegs positiv über die Kolonialzeit im Vergleich zur heutigen Situation 

gesprochen wird (Kleibl 2018). Die Ungleichheit in Mosambik wird heute von einer 

beschleunigten Vernetzung der Warenströme durch multinationale Konzerne, politisch-

autoritäre Ausbeutungsstrukturen, dem Export eines neoliberalen Entwicklungsmodells, der 

Extraktion von natürlichen Ressourcen und einem sich ausbreitenden Konsumismus geprägt. 

Gerade der Letztere erfasst die Eliten und Mittelschichten wie zu Beginn dieses Artikels 

erläutert. 

Der globale Blick: Imperialer Lebensweise und Externalisierung von Risiko 

Konzepte der „Weltrisikogesellschaft" (vgl. Beck 1986) diskutieren die 

Abhängigkeitsbeziehung zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden als nicht 

nur ökonomische und politische Machtbeziehungen, sondern als eine Machtbeziehung, die dem 

Süden eine „Rolle" und eine „Position" zuweist, welche in letzter Instanz ausschließlich dem 

Lebensstil im Globalen Norden förderlich ist. Die Aporien der „Weltrisikogesellschaft" werden 

verständlicher, wenn sie um die Thesen der „Externalisierung" und der „imperialen 

Lebensweise" ergänzt werden, diese eröffnen ein tieferes Verständnis dieser Interdependenzen 

und verschaffen Einblicke warum und wieso es eine Rückkehr zu (neuen) alten Traditionen 

gibt. 

Lessenich bezeichnet die reichen, früh industrialisierten Länder als 

„Externalisierungsgesellschaften", deren Macht noch immer darin liege, Ressourcen in Ländern 

des Südens (der Peripherie) auszubeuten und zugleich die Kosten der eigenen Lebensführung 

auf diese Weltregionen abzuwälzen (Lessenich 2016). Der Wohlstand des Nordens entsteht 

wesentlich durch die Auslagerung der Kosten und Lasten des technologischen Fortschritts zu 

Lasten des Südens. Diese andere Seite der nördlichen Moderne, ihr „dunkles Gesicht", ergibt 

sich aus ihrer Verankerung in den Strukturen und Mechanismen kolonialer Herrschaft und 

deren Fortsetzung in der Globalisierung. Mit seiner Analyse demaskiert Lessenich den Mythos, 

alle könnten von der globalisierten Weltwirtschaft profitieren. Stattdessen entwickelt er eine 

Doppelgeschichte: Wenn einer gewinnt, verlieren andere. 

Brand und Wissen (2017) haben diese Überlegungen im Begriff der „imperialen Lebensweise" 

erweitert und noch einmal verdichtet. Der Globale Norden bereichert sich vor allem zur 

Absicherung eines breiten Wohlstandes an den ökologischen und sozialen Ressourcen des 

Globalen Südens. In den verfestigten Abhängigkeiten wird der globale Kapitalismus nicht nur 

als Fortsetzung kolonialer Muster, sondern als eine neue Form des „ökonomischen 

Imperialismus" erkennbar, der auch von Eliten des Südens adaptiert wird. Überbordende 

Produktion und ein sich stetig ausweitender Konsum erfordern einen überproportionalen 

Zugriff auf Ressourcen, Arbeitskräfte und biologische Senken der restlichen (südlichen) Welt. 

Als Ergebnis ökonomisch-rationaler Handlungen kapitalistischer Abhängigkeitsverhältnisse 

führt diese „imperiale Lebensweise" im Globalen Süden, und nicht nur dort, zu mitunter sehr 

irrationalen Gegenbewegungen, die zudem eng mit den Erfahrungen des Klimawandels 

verbunden sind. 
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Mit seinem letzten Buch „Die Metamorphose der Welt" diskutiert Beck (2016), dass sich die 

globale Moderne in ihrer Komplexität in einer grundlegenden Verwandlung befinde, deren 

Ende völlig offen sei. Konflikte wie Ungleichheit, Klimawandel, neue Kriege, Flucht, 

erzwungene Migration, neuer Nationalismus und Populismus sieht er als ein „Vorspiel" zu 

etwas völlig Anderem, dessen Reichweite nur erahnt werden kann. Das zeige sich vor allem am 

Klimawandel, der die Fülle von wiederkehrenden kapitalistischen Krisen verstärke. Diese 

Situation führe auch zu Fremdenfeindlichkeit, zur Wiederbelebung von abgedrängten 

Traditionen und zu einer „Zuflucht" zu religiösen Praktiken unterschiedlicher Art, vom 

wachsenden Fundamentalismus bis hin zur „Wiederentdeckung" von „Zauberei" und 

ähnlichem. Gerade religiöse Führer intensivieren, da in Religionen Hoffnung und Heil liegen 

(Lutz 2015), die üblichen Versprechen; transportiert werden darin aber auch neue 

Beschäftigungen mit dem Jenseitigen, mit Geisterseher*innen, mit Hexen und Hexern, mit 

Wunderheiler*innen. Vielfach wird Menschen Raum gegeben, die sich damit hervortun, das 

Heil zu bringen, die Zukunft zu kennen, Ratschläge für ein besseres Leben zu offerieren sowie 

einfach nur „klar" zu machen, dass die Gestaltung des Lebens ausschließlich in Gottes oder 

Allahs Hand läge. 

Afrikanische Perspektiven: Ausgänge aus der Krisenzeit 

Diese Überlegungen lassen sich mit den philosophischen Thesen von Sarr und Mbembe, die für 

Afrika ein „Afrotopia" oder einen „Ausgang aus der langen Nacht" suchen, noch einmal 

verdichten; sie schärfen den Blick auf das aktuelle Geschehen und skizzieren „Auswege" 

(Mbembe 2016; Sarr 2019). Beide kritisieren, dass westlich hegemoniales Wissen als 

„allgemeines Wissen" durchgesetzt wurde und afrikanische Traditionen und Wissen verdrängte 

bzw. diese durch Theorien von Rasse und Ethnie abwerteten. Sie betreiben darüber hinaus 

Suchbewegungen, wie Afrika aus abgedrängten Wissen und Traditionen sich ein neues 

Selbstverständnis geben könnte; und darin zugleich der Welt etwas zeigt, was diese mit der 

Durchsetzung einer rein instrumentellen Vernunft verloren hat. Laut Mamdani (1996) kann 

diese Veränderung nur auf der Basis einer Machtreform, welche die postkolonialen 

institutionell bedingten Spannungen von Stadt und Land und zwischen Ethnien durchbricht, 

stattfinden. 

Mbembe geht in seinen Überlegungen weit über Afrika hinaus, er fordert nicht nur, dass sich 

dieser Kontinent seiner Fremdbestimmung bewusst wird, ganz im Sinne von Fanon (1981), er 

fordert, den Unterdrücker in sich selbst zu entlarven, um diesen zu überwinden. Er ist auf der 

Suche nach einer neuen Form von Demokratie. Diese solle nicht mehr nur anthropozentrisch 

sein, sondern den ganzen Planeten einbeziehen, die Menschen, alle Geschöpfe, die Pflanzen, 

die Flüsse, die Luft und alles, was das Leben auf unserer Welt trage. Sarr wiederum versucht 

aus der Wiederentdeckung des kulturellen Reichtums und der Vielfalt eines an Gemeinschaft 

orientierten Denkens in afrikanischen Kulturen, die es trotz der Verheerungen des 

Kolonialismus weiterhin gibt, Gegengewichte zur kolonialen und hegemonialen Entfremdung 

zu finden. Beiden ist eine ähnliche Analyse eigen, dass die Menschen, insbesondere in Afrika, 

sich gegenwärtig in einer ungeheuerlichen Situation der „Zerrissenheit" befinden. 

Als Folge dieser „Zerrissenheit" und Suchbewegungen lassen sich zwar auch Gewalt, die 

„Zuflucht" zu religiösem Wissen, zu Hexerei, zu Heiler*innen und Geisterbeschwörer*innen 

und anderen Praktiken erkennen. Doch diese müssen als Versuche verstanden werden, der 

erlebten Zerrissenheit aktiv zu begegnen. Sarr weist die „Menschen des Nordens" darauf hin, 

dass genau diese Traditionen in Afrika noch sehr lebendig sind, obwohl wir im Norden alles 

„taten", sie zu beenden. 
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Der zu Beginn dieses Artikels beschriebene Kontext von Mosambik weist auf ein doppeltes und 

darin postkoloniales hierarchisches Gesellschaftsverhältnis in vielen afrikanischen Ländern hin 

(vgl. Ekeh 1975): 

Die vom Westen „assimilierten" Eliten und heutigen „Entwicklungsgewinner" einer kleinen 

afrikanischen Mittelschicht werden von einem aus dem Kolonialismus entstandenen modernen 

formalen Rechtssystem geschützt. Sie genießen zivile, wirtschaftliche und politische Freiheiten 

und können sich frei bewegen. Die Mehrheit der Bevölkerung lebt allerdings weiterhin in einem 

von sog. traditionellen Gewohnheiten abgeleiteten Rechtsverständnis, in Mosambik wird dieses 

„direito consuetudinário" genannt. Auch wenn formell alle Menschen Zugang zu 

verfassungsrechtlich zugesagten Grundrechten haben, wird durch die Präsenz des „direito 

consuetudinário" die postkoloniale Weiterführung einer Politik der Differenz und 

instrumentellen Ausbeutung erleichtert. Bezeichnet wird das System allerdings als moderner 

afrikanischen Rechtspluralismus. 

Somit ist es nicht verwunderlich, dass auf die der afrikanischen Tradition zugeschriebene 

Hexerei und die spirituelle Gewalt oftmals mit der Durchsetzung von „direito consuetudinário" 

reagiert wird. Im Falle von religiös motivierter Gewalt gegen den Staat oder mächtige 

Großinvestoren in der Provinz Cabo Delgado werden bewaffnete Schutzpolizei, Militär und 

Geheimpolizei im Namen des Anti-Terror-Kampfes eingesetzt. Beide Reaktionen weisen auf 

eine Missachtung der postkolonialen Machtverhältnisse sowie die Ungleichbehandlung und 

Instrumentalisierung von vermeintlich ethnisch-religiös homogen definierten Gruppen hin. 

Menschenrechtsverletzungen werden nicht systematisch im Rahmen eines für alle geltenden 

Rechtssystems geahndet. Es verbleiben vielmehr multiple hierarchisch geordnete Welten, die 

zwar miteinander verwoben sind, allerdings im postkolonialen System instrumentalisiert und 

weiterhin in der Gesamtheit durch die imperiale Lebensweise und Konsequenzen der 

Externalisierung ausgebeutet werden. 

Zukunftsvisionen 

Insbesondere Sarr denkt darüber nach, wie in einer afrikanischen Moderne, Traditionen und 

lokales (indigenes) Wissen eine bedeutsamere Rolle spielen können. Dabei ist immer zu fragen, 

ob Menschen eingeschränkt werden bzw. in neue Abhängigkeiten geraten. Die Phänomene der 

Hexerei scheinen da weniger geeignet, da sie eher in neue und totalitäre Muster führen, die 

keine Autonomie versprechen, sondern eher auf Entfremdung und neue Abhängigkeiten zielen. 

In Ländern wie Mosambik sollte vermehrt auf die kollektiven und historisch gewachsenen 

eigenen sozialen Strukturen und neu entstandenen sozialen Bewegungen (u.a. 

Landrechtsbewegung, Frauenbewegung), welche sich oftmals außerhalb der korrupten 

staatlichen Strukturen und westlichen zivilgesellschaftlichen Institutionen bewegen, gehört 

werden. Dort können sich Menschen neu orientieren. 

Sarr kann sich deshalb eine afrikanische Moderne nur als Verknüpfung von Aspekten und 

Wissen der europäischen Moderne zusammen mit afrikanischen Traditionen vorstellen; er 

entfaltet somit beides auf einem anderen Niveau. Die afrikanische Moderne, und damit ein 

Ausgang aus der langen Nacht (Mbembe), die auch Hexen und Geistern in ihre Grenzen 

verweist, muss grundsätzlich eine Loslösung vom hegemonialen Wissen und tribal-ethnisch-

religiös differenzierten Handeln umfassen, es ist zudem immer eine Kritik am globalen Projekt 

des neoliberalen Kapitalismus. Hierbei kann es aber zu einer Adaption des Besten aus dem 

Norden mit dem Besten des Südens kommen. Ziel ist dann eine transkulturelle „Re-

Artikulation" afrikanischen Wissens, mit den darin eingewobenen Kulturen, den spezifischen 

Werten und einer daran orientierten Praxis. Damit befindet sich Sarr auch in der Tradition von 
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„Ubuntu", das sich gerade im südlichen Afrika seit Jahren als alternativer Entwicklungsbegriff 

für ein aus Traditionen neu zu konzipierendes Verständnis von Gemeinschaft entfaltet und die 

Diskurse bestimmt (Mathews 2018). 

Im mosambikanischen Kontext könnte das die Anerkennung traditioneller Heilverfahren und 

Konfliktlösungsmethoden bei gleichzeitiger klarer Zurückweisung von menschenfeindlicher 

spiritueller oder religiöser Gewalt bedeuten. Hierfür bedarf es allerdings einen für alle 

Bürgerinnen und Bürger funktionierenden starken Rechtsstaat, der traditionelle und moderne 

Elemente integriert und nicht fragmentiert und hierarchisiert. Das Land müsste wieder nach 

afrikanischer Tradition dem Nutzen der eigenen Bürger überlassen werden (Nyerere 1967), 

anstatt ausbeuterisches Land Grabbing, welches vielerorts Naturkatastrophen mitverursacht, 

noch zu fördern. Das gilt aber generell: Lokales Wissen kann und muss in allen Regionen der 

Welt re-artikuliert werden, um die postkoloniale Macht zu brechen. 

Tanja Kleibl und Ronald Lutz 
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SDG Stichworte zu den SDGUnterzielen

Extreme Armut beenden } nationale Armuts-
quoten halbieren } Sozialschutzsysteme für 
alle Bevölkerungs gruppen einrichten } Recht 
auf wirtschaftliche Ressourcen und Zugang zu 
grundlegenden Diensten, Grundeigentum, natürliche 
Ressourcen, neue Technologien etc. für alle Männer 
und Frauen.

Hunger beenden } Ernährungssicherheit und eine 
bessere Ernährung erreichen } nachhaltige Landwirt-
schaft fördern } die landwirtschaftliche Produktivität 
verdoppeln } Mangel- und Fehlernährung beenden 
}  genetische Vielfalt bewahren } Nachhaltigkeit der 
Nahrungsmittelproduktion sicherstellen.

Gesundes Leben für alle } weltweit Mütter- und 
Kindersterblichkeit senken } Epidemien bekämpfen 
} Prävention von Suchtstoffmissbrauch (z. B. Alkohol) 
verstärken } Allgemeine Gesundheitsversorgung für 
alle erreichen.

Inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung 
für alle } Möglichkeiten lebenslangen Lernens für alle 
fördern } gleichberechtigte Schulbildung für Mädchen 
und Jungen } Alphabetisierung aller Jugendlichen } 
Bildung für nachhaltige Entwicklung und nachhaltige 
Lebensweisen sicherstellen.

Alle Formen der Diskriminierung von Frauen und 
Mädchen überall auf der Welt beenden } Gewalt 
gegen Frauen beseitigen } volle und wirksame 
Teilnahme von Frauen und ihre Chancengleichheit 
bei der Übernahme von Führungsrollen } Zugang zu 
reproduktiver Gesundheit.

Nachhaltige Wasser- und Sanitärversorgung für 
alle gewährleisten } Zugang zu sauberem und 
bezahlbarem Trinkwasser } Wasserqualität durch 
Verringerung der Verschmutzung weltweit verbessern 
} Effizienz der Wassernutzung steigern } Berge, 
Wälder, Feuchtgebiete, Flüsse, Grundwasserleiter und 
Seen schützen.

Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und 
moderner Energie für alle sichern } Anteil erneuer-
barer Energie deutlich erhöhen } Energieeffizienz 
verdoppeln } Zugang zu Forschung und Technologie 
im Bereich saubere Energie und Energieeffizienz 
fördern.

Dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum und menschenwürdige Arbeit 
fördern }  Ressourceneffizienz in Konsum und 
Produktion verbessern } Zwangsarbeit und Sklaverei 
abschaffen, Menschenhandel beenden.

Widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen und 
nachhaltige Industrialisierung fördern } Anteil der 
Industrie an der Beschäftigung und am Bruttoin-
landsprodukt erheblich steigern } wissenschaftliche 
Forschung verbessern, Innovationen fördern. 

SDG Stichworte zu den SDGUnterzielen

Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern } 
Einkommenswachstum der ärmsten 40 % der Bevöl-
kerung erreichen } Alle Menschen zu Selbstbestim-
mung befähigen und ihre soziale, wirtschaftliche und 
politische Inklusion fördern } verstärkte Mitsprache 
der Entwicklungsländer bei Entscheidungsfindung in 
internationalen Wirtschafts- und Finanzinstitutionen.

Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, wider-
standsfähig und nachhaltig gestalten } Zugang 
zu bezahlbarem Wohnraum sicherstellen } Slums 
sanieren } Zugang zu sicheren und nachhaltigen 
Verkehrssystemen ermöglichen } von Städten 
ausgehende Umweltbelastung senken.

Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster 
sicherstellen } natürliche Ressourcen nachhaltig und 
effizient nutzen } Nahrungsmittelverschwendung 
halbieren } Abfallaufkommen deutlich verringern 
} nachhaltige Verfahren bei der öffentlichen 
Beschaffung fördern } Bewusstsein für nachhaltige 
Entwicklung stärken. 

Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen 
} Widerstandskraft und Anpassungsfähigkeit 
gegenüber klimabedingten Gefahren stärken } bis 
2020 gemeinsam jährlich 100 Milliarden Dollar für 
Klimaschutzmaßnahmen aufbringen.

Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne 
nachhaltiger Entwicklung erhalten und nachhaltig 
nutzen } Meeresverschmutzung erheblich verringern 
} Versauerung der Ozeane auf ein Mindestmaß 
reduzieren } die Fischfangtätigkeit bis 2020 wirksam 
regulieren und Überfischung beenden.

Landökosysteme schützen, wiederherstellen und 
ihre nachhaltige Nützung fördern } Entwaldung 
beenden, geschädigte Wälder wiederherstellen } 
Wüstenbildung und Bodendegradation bekämpfen } 
Verlust von Biodiversität entgegenwirken.

Friedliche und inklusive Gesellschaften fördern } alle 
Formen der Gewalt und gewaltbedingte Sterblichkeit 
deutlich verringern } Rechtsstaatlichkeit und 
gleichberechtigten Zugang zur Justiz gewährleisten 
} Korruption und Bestechung in allen ihren Formen 
erheblich reduzieren, Grundfreiheiten schützen.

Die Globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 
mit neuem Leben erfüllen } Mobilisierung 
einheimischer Ressourcen verstärken } die Einhaltung 
der Zusage der „entwickelten Länder“ (0,7 % des 
Bruttonationaleinkommens für Entwicklungszusam-
menarbeit) sicherstellen.

Was die Ziele für nachhaltige Entwicklung 

bis 2030 verändern sollen



12 Wie viel Ungleichheit erträgt die Welt, wie viel soziale Unter-
schiede nehmen die Armen hin ohne Rebellion? Auch wenn 
die Armut zurückgegangen ist, so ist doch die Ungleichheit 
innerhalb vieler Länder weiter gestiegen. Das gleiche gilt auch 
global für den Abstand zwischen „reichen“ und „armen“ Län-
dern. Nimmt man die Wirtschaftskraft (Bruttonationalein-
kommen pro EinwohnerIn) zur Grundlage, so wächst der in 
Dollar berechnete Abstand zwischen den Ländern mit hohem 
Einkommen und denen mit niedrigem Einkommen weiter. 
Das Pro-Kopf-Einkommen in den reichen Ländern ist 27mal 
höher als in den „armen Ländern“.

Auch in Österreich wird das Ziel der SDGs, die Ungleichheit 
zu verringern, erhebliche Kurskorrekturen erfordern. So be-
sitzen hierzulande 50 % der einkommensschwächsten Haus-
halte nur 4 % des Vermögens, während umgekehrt die 5 % 
einkommensstärksten Haushalte die Hälfte des Gesamtver-
mögens besitzen. Die SDGs fordern ein, dass den Ungleichhei-
ten sowohl mit steuerpolitischen Maßnahmen auf nationaler 
Ebene begegnet wird als auch durch die verstärkte Überwa-
chung und Regulierung der globalen Finanzmärkte.
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en [ A ] Erörtern Sie bitte die aus Ihrer Sicht wichtigsten Hindernisse für eine Verringerung der Ungleichheit auf internationa-
ler Ebene.

[ B ] Sehen Sie ökonomische und / oder soziale Vorteile in einer stärker egalitären Gesellschaft? Gilt dies für reiche Länder 
und für arme Länder gleichermaßen?

[ C ] Leistungsgerechtigkeit macht soziale Unterschiede zwingend erforderlich, denn auch die Leistungen sind unterschied-
lich. Bewerten Sie bitte dieses Argument.

Empörende Ungleichheit.  Das Nebeneinander von Armut und Reichtum – hier in Brasilien – ist in vielen 
Ländern der Erde mit Händen zu greifen  Foto: UN Photo / K McGlynn
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Quelle: Credit Suisse Global Wealth Databook 2014

SDG 10: Die Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern.
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Das SDG 17.2 fordert erneut, was die reichen Länder seit lan-
gem versprochen haben: 0,7 % des Bruttonationaleinkommens 
der Wirtschaftskraft der westlichen Länder sollen für die Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZA) bereitgestellt werden. Doch 
die meisten Geberländer – auch Österreich – liegen weit hin-
ter dem 0,7 %-Ziel zurück. 2014 waren es im Durchschnitt al-
ler westlichen Geber gerade einmal 0,3 %. Gleichzeitig ist der 
Stellenwert der EZA für die meisten Empfängerländer eher 
bescheiden. In Afrika macht die EZA im Durchschnitt gerade 
einmal 2,34 % des dortigen Bruttonationaleinkommens aus.

E ine globale Partnerschaft würde für Österreich mehr als nur 
finanzielle Transfers bedeuten. Die SDGs fragen nach Unter-
stützung für die Exportkapazitäten der Entwicklungsländer, 
nach Technologie-Transfer und nach der Übereinstimmung 
zwischen entwicklungspolitischen Zielen und anderen Poli-
tikbereichen („Politikkohärenz in allen Ländern zugunsten 
einer nachhaltigen Entwicklung verbessern“). Außerdem soll 
die Führungsrolle jedes Staates bei der Festlegung und Um-
setzung von Maßnahmen der Armutsbekämpfung und der 
nachhaltigen Entwicklung im eigenen Land respektiert wer-
den (SDG 17.15).

Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit (EZA)

Anteil EZAusgaben am BNE
Schweden:
1,09 %

Österreich:
0,32 %

USA:
0,19 %

Alle Geber:
0,30 %

Anteil EZEinnahmen am BNE
Niger:
11,4 %

Mosambik:
12,9 %

Liberia:
43,9 %

Afrika insgesamt:
2,34 %

Quelle: OECD 2015  Die Zahlen sind für 2014  BNE = Bruttonationaleinkommen (Wirtschaftskraft)

[ A ] Bitte sehen Sie sich die o. a. Tabelle an und kommentieren Sie die Zahlen auf dem Hintergrund Ihres Vorwissens. 
Was finden Sie bemerkenswert?

[ B ] Die SDGs fordern „Politikkohärenz“. Recherchieren Sie bitte Bereiche mangelnder Politikkohärenz in der österrei-
chischen Politik (z. B. Entwicklungs-, Außen-, Außenwirtschafts- oder Landwirtschaftspolitik).

[ C ] Wie stellen Sie sich eine nachhaltige und gerechte „globale Partnerschaft“ vor?

“Global governance” ohne “global government”.  Bei aller Schwächen der Vereinten  Nationen 
– Es gibt keinen anderen Ort für den globalen Interessensausgleich und die gemeinsame Suche nach Frieden 
und nachhaltiger Entwicklung der Menschheit  Foto: UN Photo / Manuel Elias
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SDG 17: Umsetzungsmittel stärken und die Globale  
     Partnerschaft mit Leben füllen.



Nützliche Links

HintergrundInformationen

Nachhaltige Entwicklung – Agenda 2030

Offizielle Seite des Bundeskanzleramts zur 

Agenda 2030. Detaillierte Informationen zu 

den SDGs und den Unterzielen sowie Hinweise 

zur Implementierung der Ziele in Österreich

https://www.bundeskanzleramt.at/
nachhaltige-entwicklung-agenda-2030

Deutsches Informationsportal zur Agenda 2030 

und zu den SDGs

https://www.2030agenda.de/en

Website des Informationsdienstes der 

Vereinten Nationen Wien zu den SDGs

politische Erläuterungen, Statistiken u. a. m. 

zu den „nachhaltigen Entwicklungszielen“.

www.unis.unvienna.org/unis/de/topics/
sustainable_development_goals.
html#MoreInfo

Internet-Seite für junge Leute  

Film-Trailer, Infos und Bilder zu den SDGs, 

ausgerichtet auf ein jugendliches Publikum.

www.globalgoals.org/de

SDG – Medien und Ressourcen

Die Website will mit Kurzinfos, Links, 

Hinweisen auf Veranstaltungen etc. zur 

Verbreitung der SDGs (jedermann soll sie 

kennen) beitragen (englisch).

www.project-everyone.org

‘We The People’ for The Global Goals

Videoclip in dem berühmte Persönlichkeiten 

aus der ganzen Welt die 17 Ziele vorstellen

https://www.youtube.com/
watch?v=RpqVmvMCmp0

Interaktive Führung zu nachhaltiger 

Entwicklung in der Wiener UNO-City für 10 bis 

18-Jährige

www.unis.unvienna.org/unis/de/visitors_
service/sustainable_development_tour.html

Unterrichtsmaterialien

Lernplattform zu den nachhaltige 

Entwicklungszielen

Deutschsprachige Unterrichtsmethoden für 

die Sekundarstufe I + II und Hinweise auf 

Materialien

www.Lernplattform-nachhaltige-
Entwicklungsziele.de

World’s largest lesson –

Englisch-sprachige Website mit 

Unterrichtsmaterialien und -hinweisen zu den 

SDGs.

www.tes.com/worldslargestlesson/

Sechs Audio-Folgen mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten zu den SDGs (auch mit

Transkript), ab 14 Jahren

www.bezev.de/post2015/sdgpodcast.html

Vier Unterrichtseinheiten zu den Neuerungen 

der SDGs, ab 14 Jahren

www.cbm.de/static/medien/
Nachhaltigkeitsziele_Sek2_CBM.pdf

SDGs in einfacher Sprache

www.engagement-global.de/die-
nachhaltigkeitsziele.html

Eine Unterrichtseinheit zu SDGs allgemein, ab 

14 Jahren

www.globales-lernen-schule-nrw.de/uploads/
media/Gy-Ge-SoWi-Sek-II-Q-Phase-LK-Die-
SDGs.pdf

Liste mit Unterrichtsmaterialien- und Medien 

zu den einzelnen SDGs aus der C3-Bibliothek 

für Entwicklungspolitik

http://www.baobab.at/images/doku/
glu2016_17_ziele.pdf

https://www.bundeskanzleramt.at/nachhaltige-entwicklung-agenda-2030
www.unis.unvienna.org/unis/de/topics/sustainable_development_goals.html#MoreInfo
https://www.youtube.com/watch?v=RpqVmvMCmpo
www.unis.unvienna.org/unis/de/visitors_service/sustainable_development_tour.html
http://Lernplattform-nachhaltige-Entwicklungsziele.de
www.cbm.de/static/medien/Nachhaltigkeitsziele_Sek2_CBM.pdf
www.engagement-global.de/die-nachhaltigkeitsziele.html
www.globales-lernen-schule-nrw.de/uploads/media/Gy-Ge-SoWi-Sek-II-Q-Phase-LK-Die-SDGs.pdf
http://www.baobab.at/images/doku/glu2016_17_ziele.pdf
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Europa und Internationales 
Für ein starkes soziales und demokratisches Europa 

Im letzten Jahrzehnt hat sich Europa – bedingt durch restriktive Sparpolitik und dem Erstarken neoliberaler, 

autoritärer und rechter Kräfte – in eine bedenkliche Richtung entwickelt: Gewerkschaften und Arbeitsrechte 

geraten ebenso wie die Medienfreiheit zunehmend unter Druck, MigrantInnen oder Frauen sind Hetze 

ausgesetzt, demokratische Strukturen werden ausgehöhlt. Spaltungstendenzen zeigen sich nicht nur 

innerhalb der Gesellschaft, sondern auch innerhalb der EU (Brexit). Unsere Vision von Europa ist aber eine 

der friedlichen Zusammenarbeit und des sozialen Fortschritts. Deswegen stehen wir für ein starkes soziales 

und demokratisches Europa. 

Daher fordert die Gewerkschaft GPA: 

• Nein zur aktuellen Handhabung der auf Wettbewerbsfähigkeit ausgelegten länderspezifischen 

Empfehlungen zu Strukturreformen (etwa im Bereich Pensionen, Systeme sozialer Sicherung, 

Kündigungsschutz, Kollektivvertragssysteme) und Nein zur neoliberalen Ausrichtung des 

Europäischen Semesters 

• Ausrichtung des EU-Haushalts an der Förderung von sozialer Gerechtigkeit, 

beschäftigungsfreundlichen Investitionen, nachhaltigem Wachstum, fairer und fortschrittlicher 

Besteuerung, inkl. Aufstockung der finanziellen Mittel für Soziales (bspw. Europäischer Sozial 

Fonds - ESF) 

• Stärkung des EU-Parlaments als demokratisch gewählte Institution, indem es mit einem echten 

Initiativrecht ausgestattet wird 

• Sanktionierung von Mitgliedsstaaten, die demokratische Grundsätze verletzen, muss ermöglicht 

werden: Änderung des Artikel 7 EUV dahingehend, dass finanzielle Sanktionen (Streichung von EU-

Geldern) statt Verlust des Stimmrechts verhängt werden können. Dafür braucht es niedrigere Quoren 

im Europäischen Rat. 

• Erhöhung der Transparenz durch ein verpflichtendes Lobbyregister sowie eine ausgewogene 

Besetzung von Beratungs- und ExpertInnengruppen der Kommission 

• Stärkere Einbindung der Sozialpartner in die europäische Politik bei wirtschafts- und sozialpolitischer 

Koordinierung 

• Verankerung eines sozialen Fortschrittsprotokolls im Primärrecht: Soziale Grundrechte müssen in der 

EU Vorrang vor wirtschaftlichen Freiheiten haben. 

• Ehrgeizige Umsetzung der Europäischen Säule Sozialer Rechte durch ein sozialpolitisches 

Aktionsprogramm: Die bisher unverbindlichen Grundsätze müssen in europäische und nationale 

Gesetze gegossen und damit verbindlich gemacht werden. Dazu gehört etwa die Implementierung 

europaweiter gemeinsamer Mindeststandards für die Arbeitslosenversicherung, etwa Bezugsdauer 

und -höhe oder ein Rechtsanspruch auf Weiterbildung. 

• Beschäftigungspolitik darf nicht an rein quantitativen Zielen festgemacht werden, sondern muss sich 

an Qualität orientieren. Arbeitsverhältnisse müssen derart gestaltet sein, dass man von Arbeit leben 

kann. Das bedeutet auch die aktive Bekämpfung von prekärer Beschäftigung (bspw. Verbot von 

Nullstundenverträgen). 

• Bekämpfung der Ungleichheit der Geschlechter durch ambitionierte europäische Strategie für 

Gleichstellung von Frauen und Männern (Verringerung des Gender Pay Gap durch Stärkung der 

sozialpartnerschaftlichen Lohnpolitik, 40 % Frauenquote in Aufsichtsräten, etc.) 
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• Zur Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit braucht es neben einer höheren Dotierung im EU-

Finanzrahmen nach 2020 auch einen treffsicheren Einsatz dieser Mittel, damit Jugendliche von der 

Weiterbildung nachhaltig profitieren. 

• Der Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen muss gesichert werden. Öffentliche Dienstleistungen 

müssen aus dem EU-Wettbewerbsrecht herausgenommen werden (z.B. Wasser, sozialer Wohnbau). 

Die Gemeinden, Städte, Regionen und Staaten brauchen dafür auch eine entsprechende Autonomie 

bei Auftragsvergaben. 

• Um Lohn- und Sozialdumping vorzubeugen, braucht es verbindliche europaweite soziale 

Mindeststandards, die sich stetig verbessern. Zudem sind verstärkte Kontrollen und höhere Sanktionen 

notwendig. Gleichzeitig muss innerhalb der EU die grenzüberschreitende Durchsetzbarkeit von Strafen 

erhöht werden. 

• Bei Entsendungen darf es keine Ausnahmeregelungen für bestimmte Sektoren (z.B. Transport und 

Logistik) geben. Für entsandte Arbeitskräfte müssen umfassend die jeweiligen kollektivvertraglichen 

Rechte (Arbeitsbedingungen, Lohn,…) des Arbeitsortes gelten. 

• Die Europäische Arbeitsbehörde muss mit mehr Kompetenzen ausgestattet werden, um ihre Rolle für 

gerechte Arbeitsmobilität wahrnehmen zu können. 

• Die Stärkung der Autonomie der Sozialpartner und Förderung des Aufbaus bzw. der Ausweitung 

nationaler Branchenkollektivverträge sind notwendig, um die Lohnungleichheit in Europa zu 

bekämpfen. Dies kann durch eine EU-Rahmenrichtlinie zur Unterstützung der nationalen 

Kollektivvertragsverhandlungen (inkl. ArbeitnehmerInnenrechte und Gewerkschaftsrechte) erreicht 

werden, welche die Autonomie der Sozialpartner wahrt. 

• Beschäftigten der Internet-Ökonomie müssen ein transparenter Beschäftigungsstatus, faire 

Arbeitsbedingungen mit angemessener Entlohnung, das Recht auf gewerkschaftliche Vertretung sowie 

auf Kollektivvertragsverhandlungen zustehen 

Ausgewogene Wirtschafts- und Steuerpolitik 

Sozialpolitik für die Menschen und damit Verteilungsgerechtigkeit kann nur verwirklicht werden, wenn die 

wirtschafts- und steuerpolitischen Rahmenbedingungen stimmen. Wettbewerbspolitik darf nicht zum Abbau 

sozialer Rechte verwendet werden. Der Binnenmarkt muss an den Interessen der Menschen ausgerichtet 

sein.  

Daher fordert die Gewerkschaft GPA: 

• Für eine Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion sind hochwertige Arbeitsplätze, 

Verteilungsgerechtigkeit und die Weiterentwicklung sozialer Schutzsysteme Voraussetzungen. 

• Schuldenbremsen im Verfassungsrang und restriktive EU-Fiskalregeln sind abzulehnen; 

Stattdessen braucht es haushaltspolitischen Spielraum, der die Binnennachfrage stützt. 

• Europa braucht mehr Zukunftsinvestitionen, z.B. in klassische Infrastruktur wie öffentlicher 

Verkehr, in F&E und Bildung sowie in soziale Infrastruktur wie Kinderbetreuungseinrichtungen, 

Gesundheit und Pflege. Diese müssen aus der Berechnung des strukturellen Budgetdefizits 

herausgenommen werden (Goldene Investitionsregel). 

• Effektive Finanzmarktregulierung, um weiteren Krisen vorzubeugen: Eindämmung kurzfristiger 

Finanz- und Devisenspekulation, strikte Regulierung von Ratingagenturen, Hedge- und Private 

Equity-Fonds und Derivaten, Internationalisierung der Finanzmarktaufsicht und Intensivierung der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Aufsichtsbehörden. 
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• Finanzmarktakteure müssen gerecht besteuert werden. Dafür braucht es die Einführung einer 

Finanztransaktionssteuer. 

• Die geltenden Bestimmungen der europäischen Fusionskontrolle sind wenig flexibel und nicht 

mehr zeitgemäß. Einerseits wirken die derzeitigen wettbewerbsrechtlichen Instrumente nicht bei 

den neuen Internetmonopolisten, andererseits soll das europäische Wettbewerbsrecht 

Beschäftigung in Europa nicht gefährden. Insbesondere zur Begrenzung der Marktmacht von 

Internetgiganten und anderen dominanten Plattformunternehmen (z.B. Uber, Airbnb, booking.com) 

braucht es europäische Regulierungsmechanismen, die aber zugleich auch die 

Mitbestimmungsrechte der Belegschaftsvertretungen garantieren.  

• Das europäische Beihilfenrecht soll staatliche Subventionen an EU-Unternehmen nicht so 

einschränken, dass es zu Wettbewerbsverzerrungen v. a. durch staatlich hoch subventionierte 

außereuropäische AnbieterInnen aus Drittstaaten führt. 

• Regulierung von Konzernen der Internet-Ökonomie: gleiche Rahmenbedingungen in Bezug auf 

ArbeitnehmerInnenrechte, Steuern und Wettbewerbsregeln schaffen. 

• Gesamtheitliche Beurteilung aller Geschäftsfelder von Internet-Konzernen bei der Prüfung einer 

marktbeherrschenden Stellung 

• Europäische Klimapolitik muss gemeinsam mit der Energie- und Industriepolitik aktiv gestaltet 

werden. Konkrete und verbindliche Etappenziele sind notwendig, um die klimapolitischen 

Herausforderungen gemeinsam als EU bewältigen zu können. Allerdings muss der Übergang 

gerecht gestaltet werden: ArbeitnehmerInnen dürfen nicht auf der Strecke bleiben, sondern 

müssen mitgenommen und in neuen Bereichen qualifiziert werden. 

• Abschaffung des Einstimmigkeitsprinzips der EU-Mitgliedstaaten bei Steuerfragen 

• Steuerdumping beenden: Es bedarf bei Unternehmenssteuern eines Aufwärtstrends, um 

Verteilungsgerechtigkeit zu erreichen. 

Unternehmensmitbestimmung 

Multinationale Konzerne nutzen jeglichen Spielraum aus, um höhere Profite zu erzielen. 

Systemoptimierungsprojekte wie Restrukturierungen, digitale Transformation u.v.m. dürfen nur mit 

Mitbestimmung der Beschäftigten erfolgen. Nur so ist eine Einflussnahme in Entscheidungsprozesse 

möglich. 

Daher fordert die Gewerkschaft GPA: 

• Reform der EU-Rechtsvorschriften betreffend Demokratie am Arbeitsplatz: Neben einem 

europäischen Standard für die verpflichtende Einbindung von Belegschaften bzw. Betriebsräten 

und (Betriebs-)Gewerkschaften bei betrieblichen Entscheidungen, braucht es ebenso eine stärkere 

Vertretung auf Vorstands- bzw. Aufsichtsratsebene. 

• Weiterentwicklung des EU-Gesellschaftsrechts unter Wahrung und Ausweitung der 

Mitbestimmungsrechte der ArbeitnehmerInnen; 

• Eine Nachbesserung des EU-Rechtsrahmens bei grenzübergreifender ArbeitnehmerInnen-

Vertretung ist längst überfällig. Ziel muss die Stärkung der Mitbestimmung sein – unter anderem 

bei Unternehmensveränderungen und Restrukturierungen (z.B. Einführung neuer Arbeitsformen, 

Fusionen, Standortverlagerungen).  

• Europäische Betriebsräte brauchen erweiterte und stärkere Informations- und Konsultationsrechte, 

deren Nichteinhaltung sanktioniert werden muss: Konzerne sollen Maßnahmen nicht umsetzen 



  
 

           Seite 39 von 43 

dürfen, bis der Europäische Betriebsrat und lokale Interessenvertretungen ihre Konsultation 

abgeschlossen haben. 

Globales Agieren muss global reguliert werden 

Die Globalisierung von Konzernen, Wirtschaft und Handel schreitet immer weiter fort. Multinationale 

Konzerne agieren in anderen Ländern - außerhalb des Radars der Öffentlichkeit - oftmals aggressiv, indem 

sie beispielsweise Gewerkschaftsgründungen verhindern oder Menschenrechte sowie 

Schutzbestimmungen missachten. Gleichzeitig führt die verfehlte EU-Handelspolitik zu Verelendung vieler 

Regionen der Welt und leistet damit einen Beitrag zu Migrationsbewegungen. 

Daher fordert die Gewerkschaft GPA: 

• Anstatt „Liberalisierungsabkommen“ wie TTIP, CETA oder TiSA bedarf es einer grundlegenden 

Kurskorrektur in der Handelspolitik: Es muss ein Rahmen für Handel geschaffen werden, der auch 

ArbeitnehmerInnen und der Umwelt nutzt – und vor allem nicht die rechtstaatlichen Demokratien 

der teilnehmenden Staaten aushöhlt. 

• In Handelsabkommen muss ein Nachhaltigkeitskapitel verbindlich verankert sein, Verstöße 

dagegen sollen mit empfindlichen Sanktionen versehen sein. Dieses Kapitel muss 

Beschäftigungssicherung, ArbeitnehmerInnenschutz, Menschenrechte, Gewerkschaftsrechte und 

Umweltschutz beinhalten. Multilaterale Umweltabkommen, wie z.B. das Pariser 

Klimaschutzabkommen, müssen Verbindlichkeit erhalten. 

• Investitionsschutzbestimmungen in EU-Handels- und -Investitionsabkommen sowie auf 

multilateraler Ebene sind zu verhindern. Es darf keine privilegierten Klagerechte für Konzerne 

geben, die es ihnen ermöglichen, Staaten auf Schadenersatz zu klagen (ISDS). 

• Schaffung eines europäischen Rechtsrahmens für die internationale Sorgfaltspflicht von 

Unternehmen: Multinationale Unternehmen mit Sitz in der EU sollen verpflichtet werden, 

Risikoabschätzungen entlang ihrer Produktions-, Waren- bzw. Auftragsketten für das Folgejahr 

abzugeben. Dabei müssen insbesondere Menschen- und Gewerkschaftsrechte berücksichtigt 

werden. Kommt es zu einer Verletzung der Sorgfaltspflichten, kann das multinationale 

Unternehmen vor den Gerichten des Sitzstaates zur Verantwortung gezogen werden.  

• Das Ziel der Entwicklungshilfezahlungen von 0,7 % des BIP muss endlich erreicht werden – 

insbesondere die österreichische Bundesregierung ist aufgefordert, hier Maßnahmen zu setzen 

Bilaterale, europäische und internationale Gewerkschaftsnetzwerke aktiv nutzen 

• Wir setzen uns auf Konzern-, Branchen- und politischer Ebene im internationalen Kontext für 

ArbeitnehmerInnenrechte ein. Daher forcieren wir die politische Einflussnahme auf europäische 

und internationale Politik in Kooperation mit ÖGB, AK, Partnergewerkschaften in anderen Ländern 

und europäischen sowie internationalen Gewerkschaftsverbänden; Stärkung bilateraler 

Gewerkschaftskooperationen, insbesondere auf Branchen- und Konzernebene; Konzernpolitik 

durch Arbeit mit und Gründung von Europäischen Betriebsräten; Unterstützung von 

Gewerkschaften in anderen Ländern bei Verletzungen von Gewerkschaftsrechten, u.a. bei 

Vereinigungsfreiheit oder Angriffen auf Kollektivvertragsstrukturen; 

  



GEWERKSCHAFT GPA 
MEINE GEWERKSCHAFT

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
VERTRITT 

Die Gewerkschaft GPA ist eine überparteiliche Interes-
senvertretung der Beschäftigten mit freiwilliger Mitglied-
schaft. Mit anderen Gewerkschaften des ÖGB setzen wir 
uns für die Interessen von ArbeitnehmerInnen, atypisch 
Beschäftigten, Lehrlingen, KarenzgeldbezieherInnen, 
Studierenden, SchülerInnen und PensionistInnen ein. Als 
Gewerkschaft GPA sind wir für zahlreiche Branchen und 
Sektoren in der Privatwirtschaft zuständig.

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
VERHANDELT

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jährlich mehr als  
170 Kollektivverträge und sichert damit faire Einkommen 
von hunderttausenden Beschäftigten. Wir setzen uns in 
diesen Verhandlungen darüber hinaus auch für gute 
Arbeitsbedingungen und soziale Sicherheit ein. So sind 
neben den regelmäßigen Gehaltserhöhungen auch Ar-
beitszeitregelungen sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
Bestandteil der Kollektivverträge und somit eine zentrale 
gewerkschaftliche Errungenschaft.

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
BERÄT UND BEGLEITET

Gemeinsam mit 10.000 BetriebsrätenInnen sorgen wir für 
die Einhaltung der Rechte von Beschäftigten im Betrieb 
und darüber hinaus. Die Gewerkschaft GPA ist vor allem 
auch bei betrieblichen Konflikten zur Stelle und unter-
stützt und berät Mitglieder. Das reicht von der Rechtsbe-
ratung bei arbeitsrechtlichen Fragen bis zur Vertretung 

vor Gerichten und Behörden. Unsere ExpertInnen beant-
worten darüber hinaus mitunter komplexe Fragen rund 
um die Arbeitswelt, so etwa zu Arbeits- und Datenschutz, 
Home-Office, Sozialversicherung, Pensionen und vielem 
mehr. 

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
FORDERT

Die Gewerkschaft GPA setzt sich dafür ein, dass sich die 
Schere zwischen Arm und Reich schließt, dass Frauen 
und Männer gleiche Chancen und Einkommen haben 
und Wachstumsgewinne auch ArbeitnehmerInnen zu-
gutekommen. Gute Arbeit, ordentliche Einkommen,  
sichere Pensionen, gut ausgestattete und nachhaltige  
Gesundheitssysteme sowie gerechte Verteilung durch 
ein faires Steuersystem, Arbeitszeitverkürzung und  
höheres Arbeitslosengeld sind nur einige unserer 
zentralen Forderungen, um ein gutes und gerechtes  
Leben für alle zu schaffen. 

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
FÖRDERT

Die Gewerkschaft GPA sorgt für die Aus- und Weiterbil-
dung von über 10.000 BetriebsräteInnen und bietet da-
für ein umfassendes Programm an Kursen, Seminaren, 
Webinaren, Workshops, Klausuren und Veranstaltungen. 
Vorrangiges Ziel unserer Bildungsarbeit ist es, Mitglie-
dern in Betriebsräten jene Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
ermöglichen, die es ihnen erlauben, die Interessen der 
Beschäftigten in den Betrieben umfassend und erfolg-
reich zu verfolgen und – wenn notwendig – auch effizi-
ent und machtvoll durchzusetzen.

www.gpa.at

http://www.gpa.at
https://www.facebook.com/GewerkschaftGPA
https://www.instagram.com/gewerkschaft_gpa/
https://twitter.com/GewerkschaftGPA
https://www.youtube.com/c/GewerkschaftGPA


GEMEINSAM SIND
WIR STARK!

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
IST INTERNATIONAL 

Gewerkschaftliche Arbeit erfordert internationale Soli-
darität. Die Gewerkschaft GPA pflegt daher vielfältige 
internationale Kontakte zu Gewerkschaften in anderen 
Ländern. Sie agiert in einem breiten Netzwerk euro-
päischer und internationaler Gewerkschaftsverbände.  
Gerade in Zeiten, in denen die globalisierte wirtschaft- 
liche Macht stetig voranschreitet, muss auch das Enga-
gement und der politische Einsatz für ArbeitnehmerIn-
nen grenzüberschreitend organisiert sein. 

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
BEZIEHT STELLUNG

Beschäftigte und alle jene, denen es verwehrt ist, sich 
Politik und Einfluss zu kaufen, für sie wird es auch in  
Zukunft notwendig sein, laut die Stimme zu erheben, 
um die Interessen der Vielen auf der politischen Ebene 
durchzusetzen und die öffentliche Diskussion zu beein-
flussen. Als Gewerkschaft sind wir hier stets gefordert, 
uns als Lotsen der Gerechtigkeit einzumischen und auf 
faire Verteilung zu achten. Als Gewerkschaft GPA ist es 
unser Auftrag, effektive Maßnahmen gegen soziale und 
wirtschaftliche Ungleichheit einzumahnen, für Demo-
kratie, Meinungs- und Pressefreiheit sowie Gleichstellung 
auf allen Ebenen einzutreten. 

MITGLIED SEIN  
BEI DER GEWERKSCHAFT GPA

Mitglied bei der Gewerkschaft GPA zu sein, heißt einen 
wichtigen Beitrag für gute Arbeitsbedingungen und 
faire Bezahlung zu leisten. Denn mit deiner GPA-Mit-
gliedschaft trägst du dazu bei, dass Beschäftigte mit 
der Gewerkschaft möglichst stark auftreten und höchst-
mögliche Gehaltsabschlüsse durchsetzen können. Darü-
ber hinaus eröffnet die GPA-Mitgliedschaft viele weitere  
Vorteile: TOP-Beratung und Rechtsschutz, Versicherungs- 
und Unterstützungsleistungen, zahlreiche Vorteilsange- 
bote und Ermäßigungen, die alle mit der GPA-Card  
erworben werden können.   

DIE GEWERKSCHAFT GPA  
IST IN GANZ ÖSTERREICH FÜR DICH DA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301
E-Mail: service@gpa.at
www.gpa.at

Mit deiner Mitgliedschaft 
stärkst du unsere Verhandlungskraft!

mitgliedwerden.gpa.at

mailto:service%40gpa.at?subject=
http://www.gpa.at
https://www.gpa.at/mitglied-werden
https://www.gpa.at/mitglied-werden


Über uns
In der Tradition der Anti-Apartheid-Bewegung verstehen wir uns als
Solidaritäts organisation mit dem Südlichen Afrika. Wir unterstützen
insbesondere Südafrika und Namibia bei der Überwindung der Folgen
von Kolonialismus und Apartheid. Darüber hinaus setzen wir uns für die
anderen Staaten und Gesellschaften dieser sozial und wirtschaftlich
integrierten Region ein, die von den Auswirkungen einer
benachteiligenden globalen Ordnung betroffen sind und eine sozial
gerechte, politisch partizipatorische, wirtschaftlich prosperierende und
ökologisch nachhaltige Gesellschaft anstreben. Wir unterstützen
Strategien und Maßnahmen, die zur Verringerung von Abhängigkeit nach
außen und zu mehr Verteilungsgerechtigkeit im Inneren beitragen. Wir
unterstützen daher politische Prozesse und Maßnahmen, die
Demokratisierung, eine Veränderung der wirtschaftlichen
Machtverhältnisse und die Bekämpfung diskriminierender Strukturen in
den Ländern des Südlichen Afrika zum Ziel haben.

Quartalszeitschrift INDABA mit Beiträgen zu aktuellen sozialen,
politischen und kulturellen Entwicklungen im Südlichen Afrika
Forum Südliches Afrika: monatliche Diskussions- und
Informationsabende mit Expert:innen der Region
 spezialisierte Dokumentationsstelle und Bibliothek (ca. 20.000
Titel)  und regelmäßige wissenschaftliche Publikationen
Nelson-Mandela-Tag (jährlich am 18. Juli)
Stadtspaziergänge "Afrikanisches Wien"

Aktivitäten

www.sadocc.at             office@sadocc.at

Kontakt
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